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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2024/773 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2024

zur Änderung des Beschlusses 2009/992/EU über Mindestanforderungen an die zusätzlichen Daten, 
die in die einzelstaatlichen elektronischen Register der Kraftverkehrsunternehmen einzugeben sind 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2024) 1120) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 zur 
Festlegung gemeinsamer Regeln für die Zulassung zum Beruf des Kraftverkehrsunternehmers und zur Aufhebung der 
Richtlinie 96/26/EG des Rates (1), insbesondere auf Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 führt jeder Mitgliedstaat ein einzelstaatliches 
elektronisches Register der Kraftverkehrsunternehmen, die von einer von ihm benannten zuständigen Behörde zur 
Ausübung des Berufs des Kraftverkehrsunternehmers zugelassen wurden. Die einzelstaatlichen elektronischen Register 
müssen mindestens die in Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 genannten Daten enthalten.

(2) Mit der Verordnung (EU) 2020/1055 des Europäischen Parlaments und des Rates (2) wurde Artikel 16 Absatz 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 dahin gehend geändert, dass zusätzliche Daten in die einzelstaatlichen 
elektronischen Register eingegeben werden müssen.

(3) Um die Vernetzung der einzelstaatlichen elektronischen Register zu erleichtern, hat die Kommission den 
Beschluss 2009/992/EU (3) erlassen. Der Beschluss 2009/992/EU sollte vorsehen, dass die zusätzlichen Daten in die 
einzelstaatlichen elektronischen Register einzugeben sind.

(4) Der Beschluss 2009/992/EU sollte daher entsprechend geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang des Beschlusses 2009/992/EU wird durch den Anhang des vorliegenden Beschlusses ersetzt.

Artikel 2

Dieser Beschluss ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Brüssel, den 4. März 2024

Für die Kommission
Adina-Ioana VǍLEAN
Mitglied der Kommission

(1) ABl. L 300 vom 14.11.2009, S. 51.
(2) Verordnung (EU) 2020/1055 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur Änderung der Verordnungen (EG) 

Nr. 1071/2009, (EG) Nr. 1072/2009 und (EU) Nr. 1024/2012 im Hinblick auf ihre Anpassung an die Entwicklungen im 
Kraftverkehrssektor (ABl. L 249 vom 31.7.2020, S. 17).

(3) Beschluss 2009/992/EU der Kommission vom 17. Dezember 2009 über Mindestanforderungen an die Daten, die in die 
einzelstaatlichen elektronischen Register der Kraftverkehrsunternehmen einzugeben sind (ABl. L 339 vom 22.12.2009, S. 36).
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ANHANG 

„ANHANG

Datenkategorie Datenelement Zusätzliche Beschreibung des 
Datenfelds Länge

Verkehrsunternehmen Name Freitext, alphanumerisch 1-100

Rechtsform Freitext, alphanumerisch 1-50

Zahl der Beschäftigten Freitext, numerisch 1-7

Risikoeinstufung Freitext, numerisch 1-5

Risikoeinstufungsgruppe Angabe
— ‚Grau‘
— ‚Grün‘
— ‚Gelb‘
— ‚Rot‘

Gesamtzahl der verwalteten 
Fahrzeuge

Freitext, numerisch 1-6

Anschrift Anschrift Freitext, alphanumerisch 1-150

Postleitzahl Freitext, alphanumerisch 1-10

Ort Freitext, alphanumerisch 1-50

Ländercode Zweistelliger 
Buchstabencode gemäß 
ISO 3166-1 alpha-2

2

Zulassung Art der Zulassung Angabe
— ‚Gemeinschaftslizenz 

zur Beförderung von 
Personen‘

— ‚einzelstaatliche Lizenz 
zur Beförderung von 
Personen‘

oder
— ‚Gemeinschaftslizenz 

zur Beförderung von 
Gütern‘

— ‚Gemeinschaftslizenz 
zur Beförderung von 
Gütern, ausschließlich 
≤ 3,5 t‘

— ‚einzelstaatliche Lizenz 
zur Beförderung von 
Gütern‘

Laufende Nummer der 
Gemeinschaftslizenz (1)

Freitext, alphanumerisch 1-20

Gemeinschaftslizenz gültig 
ab

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10
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Datenkategorie Datenelement Zusätzliche Beschreibung des 
Datenfelds Länge

Gemeinschaftslizenz gültig 
bis

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Zahl der im Rahmen der 
Zulassung verwalteten 
Fahrzeuge

Freitext, numerisch 1-6

Fahrzeugkennzeichen Freitext, alphanumerisch 1-15

Status der Zulassung Angabe
— ‚gültig‘
— ‚ausgesetzt‘
— ‚entzogen‘
— ‚abgelaufen‘
— ‚verloren/gestohlen‘
— ‚annulliert‘
— ‚zurückgegeben‘

Datum des Entzugs der 
Gemeinschaftslizenz

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Datum der Aussetzung der 
Gemeinschaftslizenz

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Datum, an dem die 
Aussetzung der 
Gemeinschaftslizenz endet

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Grund für die Aussetzung 
oder den Entzug der 
Gemeinschaftslizenz

Angabe
— ‚keine tatsächliche und 

dauerhafte Niederlas­
sung‘

— ‚keine angemessene 
finanzielle Leistungsfä­
higkeit‘

— ‚fachliche Eignung ent­
spricht nicht den Anfor­
derungen‘

— ‚fehlende Zuverlässig­
keit‘

— ‚andere Gründe‘

Laufende Nummer der 
beglaubigten Abschrift der 
Gemeinschaftslizenz (2)

Freitext, alphanumerisch 1-20

Beglaubigte Abschrift gültig 
ab

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Beglaubigte Abschrift gültig 
bis

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10
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Datenkategorie Datenelement Zusätzliche Beschreibung des 
Datenfelds Länge

Datum des Entzugs der 
beglaubigten Abschrift

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Datum der Aussetzung der 
Gültigkeit der beglaubigten 
Abschrift

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Datum, an dem die 
Aussetzung der Gültigkeit 
der beglaubigten Abschrift 
endet

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Rechtlicher Vertreter des Unternehmens (falls 
zutreffend) (3)

Erster Vorname Freitext, alphanumerisch 1-100

Familienname(n) Freitext, alphanumerisch 1-100

Geburtsdatum Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Geburtsort Freitext, alphanumerisch 1-50

Verkehrsleiter Erster Vorname Freitext, alphanumerisch 1-100

Familienname(n) Freitext, alphanumerisch 1-100

Geburtsdatum Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Geburtsort Freitext, Buchstaben 1-50

Nummer der Bescheinigung 
der fachlichen Eignung

Freitext, alphanumerisch 1-20

Datum der Ausstellung der 
Bescheinigung der 
fachlichen Eignung

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Land, in dem die 
Bescheinigung der 
fachlichen Eignung 
ausgestellt wurde

Zweistelliger 
Buchstabencode gemäß 
ISO 3166-1 alpha-2

2

Gültigkeit der 
Bescheinigung der 
fachlichen Eignung

Angabe
— ‚gültig‘
— ‚ungültig‘

ABl. L vom 6.3.2024 DE  



ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2024/773/oj 5/6

Datenkategorie Datenelement Zusätzliche Beschreibung des 
Datenfelds Länge

schwerwiegender Verstoß Kategorie des Verstoßes Alphanumerische 
Codewerte

Art des Verstoßes Alphanumerische 
Codewerte

Datum des Verstoßes Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Datum der Überprüfung, bei 
der der Verstoß 
nachgewiesen wurde

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Mitgliedstaat, in dem der 
Verstoß nachgewiesen 
wurde

Zweistelliger 
Buchstabencode gemäß 
ISO 3166-1 alpha-2

2

Begründung, weshalb die 
Aberkennung der 
Zuverlässigkeit eine 
unverhältnismäßige 
Reaktion darstellt (4)

Freitext, alphanumerisch 1-500

Ungeeignete Person Erster Vorname Freitext, alphanumerisch 1-100

Familienname(n) Freitext, alphanumerisch 1-100

Geburtsdatum Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Geburtsort Freitext, Buchstaben 1-50

Nummer der Bescheinigung 
der fachlichen Eignung

Freitext, alphanumerisch 1-20

Datum der Ausstellung der 
Bescheinigung der 
fachlichen Eignung

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Land, in dem die 
Bescheinigung der 
fachlichen Eignung 
ausgestellt wurde

Zweistelliger 
Buchstabencode gemäß 
ISO 3166-1 alpha-2

2

Begründung für die 
Erklärung der Nichteignung

Angabe
— ‚Verstoß gegen einzel­

staatliche Vorschriften‘
— ‚Verstoß gegen Gemein­

schaftsvorschriften‘
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Datenkategorie Datenelement Zusätzliche Beschreibung des 
Datenfelds Länge

Laufende 
Rehabilitierungsmaßnahme

Angabe
— ‚angemessene Ausbil­

dung von mindestens 
drei Monaten‘

— ‚Prüfung zu den in 
Anhang I Teil I der Ver­
ordnung (EG) 
Nr. 1071/2009 aufge­
führten Sachgebieten‘

Erklärung der Nichteignung 
gilt ab

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

Erklärung der Nichteignung 
gilt bis

Numerischer Eintrag gemäß 
ISO 8601 (JJJJ-MM-TT)

10

(1) Die Nummer ist auf jedes zur Aufbewahrung im Fahrzeug ausgestellte Dokument im selben Format zu drucken wie im 
einzelstaatlichen Register verzeichnet.

(2) Die Nummer ist auf jedes zur Aufbewahrung im Fahrzeug ausgestellte Dokument im selben Format zu drucken wie im 
einzelstaatlichen Register verzeichnet.

(3) Siehe Artikel 16 Absatz 2 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009.
(4) Dieses Feld darf keine anderen personenbezogenen Daten enthalten als die den Verkehrsleiter betreffenden erforderlichen Daten.“
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BESCHLUSS (EU) 2024/775 DER KOMMISSION 

vom 4. März 2024

über die Befreiung von Gegenständen, die kostenlos an vor der militärischen Aggression Russlands 
gegen die Ukraine fliehende Personen und an Bedürftige in der Ukraine verteilt oder diesen zur 

Verfügung gestellt werden sollen, von Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer 

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2024) 1333) 

(Nur der der lettische, der litauische, der polnische, der rumänische und der slowakische Text sind 
verbindlich) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Richtlinie 2009/132/EG des Rates vom 19. Oktober 2009 zur Festlegung des Anwendungsbereichs von 
Artikel 143 Buchstaben b und c der Richtlinie 2006/112/EG hinsichtlich der Mehrwertsteuerbefreiung bestimmter 
endgültiger Einfuhren von Gegenständen (1), insbesondere auf Artikel 53 Absatz 1,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 des Rates vom 16. November 2009 über das gemeinschaftliche System 
der Zollbefreiungen (2), insbesondere auf Artikel 76 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 24. Februar 2022 hat Russland eine unprovozierte und ungerechtfertigte, groß angelegte militärische Invasion 
der Ukraine begonnen. Daraufhin sind Millionen von Menschen aus der Ukraine geflohen, und mit dem 
Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates (3) wurden das Bestehen eines Massenzustroms von Vertriebenen 
aus der Ukraine festgestellt und ein vorübergehender Schutz eingeführt. Der Zustrom der Menschen, die wegen der 
militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine fliehen, stellt im Hinblick auf die Bereitstellung ausreichender 
humanitärer Hilfe und die Deckung des Grundbedarfs dieser Personen nach wie vor eine Herausforderung für die 
betroffenen Mitgliedstaaten dar.

(2) Am 24. Februar 2022 ersuchte die Ukraine gemäß Artikel 16 Absatz 1 des Beschlusses Nr. 1313/2013/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates (4) um Katastrophenhilfe. Als Ausdruck der Solidarität und Unterstützung 
reagierten die Mitgliedstaaten und die internationale Gemeinschaft mit der Lieferung von Hilfsgütern zur Verteilung 
sowohl an Personen, die vor der militärischen Aggression Russlands in die Union fliehen, als auch an andere von der 
militärischen Aggression gegen die Ukraine Betroffene.

(3) Mit dem Beschluss (EU) 2022/1108 der Kommission (5) wurde in Bezug auf bestimmte Mitgliedstaaten eine 
Befreiung von den Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer auf die Einfuhr von Gegenständen gewährt, die an 
Personen, die vor der militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine fliehen, und an Bedürftige in der 
Ukraine kostenlos verteilt oder diesen zur Verfügung gestellt werden sollten. Mit dem Beschluss (EU) 2023/829 der 
Kommission (6) wurden diese Maßnahmen für bestimmte Mitgliedstaaten bis zum 31. Dezember 2023 verlängert.

(1) ABl. L 292 vom 10.11.2009, S. 5, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2009/132/oj.
(2) ABl. L 324 vom 10.12.2009, S. 23, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2009/1186/oj.
(3) Durchführungsbeschluss (EU) 2022/382 des Rates vom 4. März 2022 zur Feststellung des Bestehens eines Massenzustroms von 

Vertriebenen aus der Ukraine im Sinne des Artikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einführung eines vorübergehenden Schutzes 
(ABl. L 71 vom 4.3.2022, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2022/382/oj).

(4) Beschluss Nr. 1313/2013/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über ein Katastrophenschutz­
verfahren der Union (ABl. L 347 vom 20.12.2013, S. 924, ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2013/1313/oj).

(5) Beschluss (EU) 2022/1108 der Kommission vom 1. Juli 2022 über die Befreiung von Gegenständen, die kostenlos an vor dem Krieg in 
der Ukraine fliehende Personen und an bedürftige Personen in der Ukraine verteilt oder diesen zur Verfügung gestellt werden sollen, 
von Eingangsabgaben und Mehrwertsteuer (ABl. L 178 vom 5.7.2022, S. 57, ELI: http://data.europa.eu/eli/dec/2022/1108/oj).

(6) Beschluss (EU) 2023/829 der Kommission vom 17. April 2023 über die Befreiung von Gegenständen, die kostenlos an vor der 
militärischen Aggression in der Ukraine fliehende Personen und an Bedürftige in der Ukraine verteilt oder diesen zur Verfügung 
gestellt werden sollen, von Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer (ABl. L 104 vom 19.4.2023, S. 25, ELI: http://data.europa.eu/eli/ 
dec/2023/829/oj).
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(4) Am 19. Oktober 2023 konsultierte die Kommission die Mitgliedstaaten zu der Frage, ob eine Verlängerung der 
Geltungsdauer der im Beschluss (EU) 2023/829 festgelegten Maßnahmen erforderlich ist. Im Anschluss an diese 
Konsultation wurden Anträge auf Aufrechterhaltung dieser Maßnahmen gestellt, und zwar von Polen am 
26. Oktober 2023, von Litauen am 27. Oktober 2023, von Rumänien am 31. Oktober 2023 sowie von Lettland 
und der Slowakei am 3. November 2023 (im Folgenden „ersuchende Mitgliedstaaten“).

(5) Die humanitäre Krise, die durch die unprovozierte und ungerechtfertigte, groß angelegte Invasion der Ukraine 
ausgelöst wurde, dauert nach wie vor an, und die Menschen, die vor der militärischen Aggression Russlands gegen 
die Ukraine fliehen, sowie diejenigen, die in der Ukraine bleiben, könnten auf Hilfe angewiesen sein. Diese instabile 
Lage hat nicht nur für die Ukraine, sondern auch für einige Mitgliedstaaten erhebliche Folgen. Es handelt sich somit 
um eine Katastrophe im Sinne von Artikel 74 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 und 
Artikel 51 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2009/132/EG, die das Gebiet mehrerer Mitgliedstaaten berührt.

(6) Die ersuchenden Mitgliedstaaten sollten daher ermächtigt werden, für Gegenstände, die von oder im Auftrag von 
staatlichen Organisationen oder anderen von den zuständigen Behörden der ersuchenden Mitgliedstaaten 
anerkannten Organisationen der Wohlfahrtspflege für die in Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 bzw. 
die in Artikel 51 der Richtlinie 2009/132/EG genannten Zwecke eingeführt werden, eine Befreiung von den 
Eingangsabgaben bzw. der Mehrwertsteuer zu gewähren. Angesichts der beispiellosen Situation sollten die 
ersuchenden Mitgliedstaaten auch ermächtigt werden, Hilfsgüter von den Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer 
zu befreien, die von staatlichen Organisationen oder anderen Organisationen der Wohlfahrtspflege zur Überführung 
in den zollrechtlich freien Verkehr eingeführt werden, welche in einem anderen ersuchenden Mitgliedstaat, in dem 
die Gegenstände verwendet werden sollen, anerkannt sind und ähnliche Tätigkeiten ausüben. Um den Ersuchen der 
Mitgliedstaaten nachzukommen, Personen Hilfe zu leisten, die in der Ukraine geblieben und von der militärischen 
Aggression Russlands gegen die Ukraine schwer betroffen sind, muss auch die Weitergabe dieser Gegenstände an 
staatliche Organisationen in der Ukraine oder an Organisationen der Wohlfahrtspflege, die von den zuständigen 
ukrainischen Behörden für die kostenlose Verteilung der Gegenstände an Bedürftige in der Ukraine anerkannt 
wurden, genehmigt werden. Darüber hinaus ist es angezeigt, die ersuchenden Mitgliedstaaten zu ermächtigen, 
Gegenstände, die für die in Artikel 74 der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 genannten Zwecke eingeführt werden, 
von den Eingangsabgaben und Gegenstände, die für die in Artikel 51 der Richtlinie 2009/132/EG genannten 
Zwecke eingeführt werden, von der Mehrwertsteuer zu befreien, wenn diese Gegenstände von oder im Auftrag von 
Hilfsorganisationen zur Deckung ihres Bedarfs während Hilfsaktionen für von der militärischen Aggression 
Russlands gegen die Ukraine betroffene Menschen zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr eingeführt 
werden.

(7) Damit die von den Eingangsabgaben oder der Mehrwertsteuer befreiten Einfuhren überwacht werden können, 
sollten die ersuchenden Mitgliedstaaten die Kommission darüber informieren, welche Art und Menge von 
Gegenständen in welchem Wert für die kostenlose Verteilung an oder Bereitstellung für vor der militärischen 
Aggression Russlands gegen die Ukraine fliehende Personen sie zur Befreiung von den Eingangsabgaben und der 
Mehrwertsteuer zugelassen haben, welche Organisationen sie für die Verteilung oder Bereitstellung dieser 
Gegenstände anerkannt und welche Maßnahmen sie getroffen haben, um zu verhindern, dass die Gegenstände für 
andere Zwecke als zur Deckung des Bedarfs der vor der militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine 
fliehenden Personen verwendet werden.

(8) Um die Einhaltung der in diesem Beschluss festgelegten Bedingungen zu gewährleisten, Unregelmäßigkeiten zu 
verhindern und die finanziellen Interessen der Union und der Mitgliedstaaten zu schützen, sollten die ersuchenden 
Mitgliedstaaten die Anwendung von Risikomanagement- und einschlägigen Zollkontrollmaßnahmen bei der 
Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr sowie bei der Verwendung und anschließenden Weitergabe der von 
Eingangsabgaben bzw. der Mehrwertsteuer befreiten Gegenständen an die Ukraine sicherstellen. Die Kommission 
sollte über die getroffenen Maßnahmen innerhalb der in diesem Beschluss festgelegten Frist informiert werden.

(9) Angesichts der Herausforderungen, mit denen die ersuchenden Mitgliedstaaten konfrontiert sind, sollte die Befreiung 
von den Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer für ab dem 1. Januar 2024 getätigte Einfuhren gelten. Die 
Befreiung sollte bis zum 31. Dezember 2024 gelten.

(10) Am 27. November 2023 wurden die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 76 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1186/2009 und Artikel 53 Absatz 1 der Richtlinie 2009/132/EG angehört —
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HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Gegenstände, die folgende Bedingungen erfüllen, werden von Eingangsabgaben im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 
Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 und von der Mehrwertsteuer auf Einfuhren im Sinne des Artikels 2 
Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2009/132/EG befreit:

a) Die Gegenstände sind für einen der folgenden Verwendungszwecke bestimmt:

i) Sie werden von den in Buchstabe c genannten Stellen und Organisationen kostenlos an Personen verteilt, die vor der 
militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine fliehen;

ii) sie werden kostenlos Personen zur Verfügung gestellt, die vor der militärischen Aggression Russlands gegen die 
Ukraine fliehen, wobei die Gegenstände Eigentum der in Buchstabe c genannten Stellen und Organisationen bleiben;

b) die Gegenstände erfüllen die Anforderungen der Artikel 75, 78, 79 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 und der 
Artikel 52, 55, 56 und 57 der Richtlinie 2009/132/EG;

c) die Gegenstände werden zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr von oder im Auftrag von staatlichen 
Organisationen wie staatlichen Stellen, öffentlichen Stellen und sonstigen, dem öffentlichen Recht unterliegenden 
Stellen oder von bzw. im Auftrag von anderen Organisationen der Wohlfahrtspflege eingeführt, die von den 
zuständigen Behörden Lettlands, Litauens, Polens, Rumäniens und der Slowakei (im Folgenden „ersuchende 
Mitgliedstaaten“), in denen die Gegenstände verwendet werden sollen, anerkannt wurden.

(2) Die in Absatz 1 genannten Gegenstände können auch in einem anderen ersuchenden Mitgliedstaat als dem 
ersuchenden Mitgliedstaat, in dem die Gegenstände verwendet werden sollen, von Eingangsabgaben im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 und von der Mehrwertsteuer auf Einfuhren im Sinne 
des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2009/132/EG befreit werden, sofern die Gegenstände von einer 
staatlichen Organisation oder einer anderen Organisation der Wohlfahrtspflege, die in dem Mitgliedstaat, in dem die 
Gegenstände verwendet werden sollen, von den zuständigen Behörden anerkannt wurde und ähnliche Tätigkeiten ausübt, 
zur Überführung in den zollrechtlich freien Verkehr eingeführt werden.

Gegenstände können nur dann von einem Mitgliedstaat an den anderen weitergegeben werden, wenn eine anerkannte 
Organisation der Wohlfahrtspflege die zuständigen Behörden des ersuchenden Mitgliedstaats, der die Befreiung von den 
Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer gewährt, vorher darüber unterrichtet hat.

(3) Vorbehaltlich der vorherigen Unterrichtung der zuständigen Behörden des ersuchenden Mitgliedstaats, der die 
Befreiung von den Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer gewährt, dürfen Organisationen, denen gemäß den 
Absätzen 1 und 2 eine Befreiung von den Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer gewährt wird, die von den 
Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer befreiten Gegenstände nach Absatz 1 an staatliche Organisationen in der 
Ukraine oder an Organisationen der Wohlfahrtspflege, die von den zuständigen ukrainischen Behörden für die kostenlose 
Verteilung der Gegenstände an Bedürftige in der Ukraine anerkannt wurden, weitergeben.

(4) Gegenstände, die von oder im Auftrag von Hilfsorganisationen zur Deckung ihres Bedarfs während Hilfsaktionen für 
Personen, die von der militärischen Aggression Russlands gegen die Ukraine betroffen sind, zur Überführung in den 
zollrechtlich freien Verkehr eingeführt werden, sind vorbehaltlich der Erfüllung der Anforderungen der Artikel 75 bis 80 
der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 sowie der Artikel 52 bis 57 der Richtlinie 2009/132/EG ebenfalls von 
Eingangsabgaben im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 und von der 
Mehrwertsteuer auf Einfuhren im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2009/132/EG befreit.

Artikel 2

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission monatlich am 15. Tag des auf den Berichtsmonat folgenden Monats 
Informationen über die Art, die Menge und den Wert der gemäß Artikel 1 von Eingangsabgaben und der Mehrwertsteuer 
befreiten Gegenstände.
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Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum 31. März 2025 Folgendes mit:

a) Liste der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c genannten von den zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten anerkannten 
Organisationen;

b) folgende konsolidierte Informationen über die Gegenstände, die gemäß Artikel 1 von den Einfuhrabgaben und der 
Mehrwertsteuer befreit wurden:

i) Nummer der Zollanmeldung

ii) Datum der Annahme der Zollanmeldung

iii) Zollverfahrenscode

iv) den ersuchenden Mitgliedstaat oder das Bestimmungsland, in dem die Waren verwendet werden sollten

v) Code der Kombinierten Nomenklatur

vi) Code des integrierten Zolltarifs der Europäischen Gemeinschaften (TARIC)

vii) Eigenmasse

viii) besondere Maßeinheit (falls zutreffend)

ix) Wert der Waren

x) Zollsatz

xi) Mehrwertsteuersatz

xii) Betrag der nicht vereinnahmten Abgaben und Mehrwertsteuer

xiii) Ursprung der Waren

xiv) Namen der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c genannten Stellen und Organisationen;

c) Maßnahmen zur Einhaltung der Artikel 78, 79 und 80 der Verordnung (EG) Nr. 1186/2009 und der Artikel 55, 56 
und 57 der Richtlinie 2009/132/EG sowie gegebenenfalls Risikomanagement- und Zollkontrollmaßnahmen gemäß 
Artikel 46 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (7), die in Bezug auf die 
unter diesen Beschluss fallenden Gegenstände getroffen wurden.

Artikel 3

Artikel 1 gilt für Einfuhren zwischen dem 1. Januar 2024 und dem 31. Dezember 2024 nach Lettland, Litauen, Polen, 
Rumänien und in die Slowakei.

Artikel 4

Dieser Beschluss ist an die Republik Lettland, die Republik Litauen, die Republik Polen, Rumänien und die Slowakische 
Republik gerichtet.

Er gilt ab dem 1. Januar 2024.

Brüssel, den 4. März 2024

Für die Kommission
Paolo GENTILONI

Mitglied der Kommission

(7) Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der 
Union (ABl. L 269 vom 10.10.2013, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2013/952/oj).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/777 DER KOMMISSION 

vom 5. März 2024

zur Zulassung von L-Lysin-Base (flüssig), L-Lysin-Monohydrochlorid (flüssig) und L-Lysin- 
Monohydrochlorid aus Escherichia coli NITE BP-02917 als Futtermittelzusatzstoffe für alle Tierarten 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung 
zugelassen werden müssen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren für die Erteilung einer solchen Zulassung.

(2) Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde die Zulassung von konzentriertem flüssigem L-Lysin, 
konzentriertem flüssigem L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus Escherichia coli 
NITE BP-02917, beantragt. Dem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefügt.

(3) Der Antrag betrifft die Zulassung von konzentriertem flüssigem L-Lysin, konzentriertem flüssigem L-Lysin- 
Monohydrochlorid und L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus Escherichia coli NITE BP-02917, als Futtermittel­
zusatzstoffe für alle Tierarten; in diesem Zusammenhang wurde die Einordnung der Zusatzstoffe in die Kategorie 
„ernährungsphysiologische Zusatzstoffe“ und die Funktionsgruppe „Aminosäuren, deren Salze und Analoge“ sowie 
die Kategorie „sensorische Zusatzstoffe“ und die Funktionsgruppe „Aromastoffe“ beantragt.

(4) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden „Behörde“) gelangte in ihren Gutachten vom 
27. September 2022 (2) und 11. Mai 2023 (3) zu dem Schluss, dass konzentriertes flüssiges L-Lysin, konzentriertes 
flüssiges L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus Escherichia coli NITE BP-02917, 
unter den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen — bei der Verwendung als Aminosäuren und auch als 
Aromastoffe — für die Zieltierarten, die Verbraucher und die Umwelt sicher sind. Die Behörde äußerte Bedenken 
hinsichtlich einer gleichzeitigen oralen Verabreichung dieser Zusatzstoffe als Aminosäuren über Futtermittel und 
über das Tränkwasser. Sie befand außerdem, dass konzentriertes flüssiges L-Lysin, konzentriertes flüssiges L-Lysin- 
Monohydrochlorid und L-Lysin-Monohydrochlorid nicht als respirationstoxisch oder als Hautallergen zu betrachten 
sind. Konzentriertes flüssiges L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Monohydrochlorid werden nicht als haut- und 
augenreizend betrachtet, wohingegen konzentriertes flüssiges L-Lysin aufgrund seines hohen pH-Wertes haut- und 
augenätzend wirken kann. Die Behörde stellte ferner fest, dass konzentriertes flüssiges L-Lysin, konzentriertes 
flüssiges L-Lysin-Monohydrochlorid und L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus Escherichia coli NITE BP-02917, 
eine wirksame Quelle der essenziellen Aminosäure L-Lysin für Nichtwiederkäuer darstellen. Damit das 
supplementierte L-Lysin bei Wiederkäuern genauso wirksam ist wie bei Nichtwiederkäuern, bedürfe es eines 
Schutzes vor dem Abbau im Pansen. Die drei Formen des Zusatzstoffs wurden unter den vorgeschlagenen 
Verwendungsbedingungen auch als Aromastoffe in Futtermitteln für wirksam befunden. Besondere Vorgaben für 
die Überwachung nach dem Inverkehrbringen hält die Behörde nicht für erforderlich. Sie hat auch den Bericht über 
die Methode zur Analyse der Futtermittelzusatzstoffe in Futtermitteln geprüft, den das mit der Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

(1) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29. ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2003/1831/oj
(2) EFSA Journal 2022;20(10):7612.
(3) EFSA Journal 2023;21(6):8048.
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(5) Die Bezeichnungen „konzentriertes flüssiges L-Lysin“ und „konzentriertes flüssiges L-Lysin-Monohydrochlorid“ 
sollten in „L-Lysin-Base (flüssig)“ und „L-Lysin-Monohydrochlorid (flüssig)“ geändert werden, da der Mindestgehalt 
an L-Lysin in diesen Zusatzstoffen nur 50 % bzw. 22,4 % beträgt.

(6) In Anbetracht obiger Ausführungen vertritt die Kommission die Auffassung, dass L-Lysin-Base (flüssig), L-Lysin- 
Monohydrochlorid (flüssig) und L-Lysin-Monohydrochlorid aus Escherichia coli NITE BP-02917 die Bedingungen 
gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllen. Folglich sollte die Verwendung dieser Zusatzstoffe 
zugelassen werden. Die Kommission ist der Ansicht, dass geeignete Schutzmaßnahmen ergriffen werden sollten, um 
schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit der Verwender von L-Lysin-Base (flüssig) zu vermeiden.

(7) Des Weiteren ist die Kommission der Auffassung, dass bei Verwendung der Zusatzstoffe als Aminosäuren, 
insbesondere im Fall einer Supplementierung über das Tränkwasser, der Verwender darauf hingewiesen werden 
sollte, dass die Versorgung mit allen essenziellen und bedingt essenziellen Aminosäuren über die Nahrung zu 
berücksichtigen ist.

(8) Nach Ansicht der Kommission bergen die physikalischen Eigenschaften von L-Lysin-Monohydrochlorid in 
Pulverform bezüglich der Korngrößenverteilung und des Staubbildungspotenzials das Risiko einer Exposition der 
Verwender gegenüber Endotoxin, weshalb ein Grenzwert für die maximale Exposition gegenüber Endotoxin 
festgelegt werden sollte.

(9) Die Kommission vertritt die Auffassung, dass es im Hinblick auf die Verwendung von L-Lysin-Base (flüssig), L-Lysin- 
Monohydrochlorid (flüssig) und L-Lysin-Monohydrochlorid aus Escherichia coli NITE BP-02917 als Aromastoffe nicht 
erforderlich ist, aus Sicherheitsgründen Höchstgehalte festzulegen. Um eine bessere Kontrolle zu ermöglichen, sollte 
der empfohlene Höchstgehalt auf dem Etikett der Futtermittelzusatzstoffe angegeben werden. Werden solche Gehalte 
überschritten, sollten auf dem Etikett der betreffenden Vormischungen bestimmte Angaben gemacht werden.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die im Anhang beschriebenen Stoffe, die in die Kategorie „ernährungsphysiologische Zusatzstoffe“ und die 
Funktionsgruppe „Aminosäuren, deren Salze und Analoge“ sowie die Kategorie „sensorische Zusatzstoffe“ und die 
Funktionsgruppe „Aromastoffe“ einzuordnen sind, werden unter den im Anhang aufgeführten Bedingungen als 
Zusatzstoffe in der Tierernährung zugelassen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5. März 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Kennnum-
mer des 

Zusatzstoffs

Name des 
Zulassungsin-

habers
Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode

Tierart 
oder 

Tierkateg-
orie

Höch-
stalter

Mindest-
gehalt

Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung

mg/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 %

Kategorie: ernährungsphysiologische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Aminosäuren, deren Salze und Analoge

3c320i — L-Lysin-Base 
(flüssig)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs

Wässrige Lösung aus L-Lysin mit einem 
Mindestgehalt an L-Lysin von 50 %

Flüssig

Charakterisierung des Wirkstoffs

L-Lysin, gewonnen aus Escherichia coli NITE 
BP-02917

Chemische Formel: NH2-(CH2)4-CH(NH2)-COOH

CAS-Nr.: 56-87-1

Analysemethode (1)

Zur Quantifizierung von Lysin in Vormischungen 
und Mischfuttermitteln:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS), Verordnung (EG) Nr. 152/2009 
der Kommission (2) (Anhang III Teil F).

Zur Quantifizierung von Lysin im 
Futtermittelzusatzstoff und in Vormischungen (mit 
einem Lysingehalt von mehr als 10 %):
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO 17180.

Alle 
Tierarten

— — — 1. In der Kennzeichnung des 
Zusatzstoffs ist der Lysinge­
halt anzugeben.

2. Der Zusatzstoff darf über 
das Tränkwasser verab­
reicht werden.

3. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischungen sind die La­
gerbedingungen, die Stabili­
tät bei Wärmebehandlung 
und die Stabilität in Tränk­
wasser anzugeben.

4. Auf dem Etikett des Zu­
satzstoffs und der Vormi­
schungen ist Folgendes an­
zugeben:
„Bei der Supplementierung 
mit L-Lysin, insbesondere 
über das Tränkwasser, 
sollten alle essenziellen und 
bedingt essenziellen 
Aminosäuren 
berücksichtigt werden, um 
einer unausgewogenen 
Ernährung vorzubeugen.“

26. März 2034
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4/14 Zur Quantifizierung von Lysin im Wasser:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) oder

— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 
Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS)

5. Die Futtermittelunterneh­
mer müssen für die Verwen­
der des Zusatzstoffs und der 
Vormischungen operative 
Verfahren und organisatori­
sche Maßnahmen festlegen, 
um potenzielle Risiken auf­
grund der Verwendung zu 
vermeiden. Können diese 
Risiken durch solche Ver­
fahren und Maßnahmen 
nicht beseitigt werden, so 
sind Zusatzstoff und Vor­
mischungen mit persönli­
cher Haut- und Augen­
schutzausrüstung zu 
verwenden.

(1) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.
(2) Verordnung (EG) Nr. 152/2009 der Kommission vom 27. Januar 2009 zur Festlegung der Probenahmeverfahren und Analysemethoden für die amtliche Untersuchung von Futtermitteln (ABl. L 54 vom 

26.2.2009, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2009/152/oj).
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Kennnum-
mer des 

Zusatzstoffs

Name des 
Zulassungsin-

habers
Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode

Tierart 
oder 

Tierkateg-
orie

Höch-
stalter

Mindest-
gehalt

Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung

mg/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 %

Kategorie: ernährungsphysiologische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Aminosäuren, deren Salze und Analoge

3c321i — L-Lysin- 
Monohydro-
chlorid 
(flüssig)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs

Wässrige Lösung aus L-Lysin-Monohydrochlorid mit 
einem Mindestgehalt an L-Lysin von 22,4 % und 
einem maximalen Feuchtigkeitsgehalt von 65 %

Flüssig

Charakterisierung des Wirkstoffs

L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus 
Escherichia coli NITE BP-02917

Chemische Formel: NH2-(CH2)4-CH(NH2)-COOH- 
HCl

CAS-Nr.: 657-27-2

Analysemethode (1)

Zur Identifizierung von L-Lysin-Monohydrochlorid 
im Futtermittelzusatzstoff:
— „L-lysine monohydrochloride monograph“ (Food 

Chemical Codex).

Alle 
Tierarten

— — — 1. In der Kennzeichnung des 
Zusatzstoffs ist der Lysinge­
halt anzugeben.

2. Der Zusatzstoff darf über 
das Tränkwasser verab­
reicht werden.

3. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischungen sind die La­
gerbedingungen, die Stabili­
tät bei Wärmebehandlung 
und die Stabilität in Tränk­
wasser anzugeben.

4. Auf dem Etikett des Zu­
satzstoffs und der Vormi­
schungen ist Folgendes an­
zugeben:

26. März 2034
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6/14 Zur Quantifizierung von Lysin im 
Futtermittelzusatzstoff und in Vormischungen (mit 
einem Lysingehalt von mehr als 10 %):
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO 17180.

Zur Quantifizierung von Lysin in Vormischungen 
und Mischfuttermitteln:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS), Verordnung (EG) Nr. 152/2009 
(Anhang III Teil F).

Zur Quantifizierung von Lysin im Wasser:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) oder

— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 
Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS)

„Bei der Supplementierung 
mit L-Lysin- 
Monohydrochlorid, 
insbesondere über das 
Tränkwasser, sollten alle 
essenziellen und bedingt 
essenziellen Aminosäuren 
berücksichtigt werden, um 
einer unausgewogenen 
Ernährung vorzubeugen.“

(1) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.

A
Bl. L vom

 6.3.2024 
D

E  

https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en


ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_im
pl/2024/777/oj 

7/14

Kennnum-
mer des 

Zusatzstoffs

Name des 
Zulassungsin-

habers
Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode

Tierart 
oder 

Tierkateg-
orie

Höch-
stalter

Mindest-
gehalt

Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung

mg/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 %

Kategorie: ernährungsphysiologische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Aminosäuren, deren Salze und Analoge

3c322v — L-Lysin- 
Monohydro-
chlorid

Zusammensetzung des Zusatzstoffs

L-Lysin-Monohydrochlorid in Pulverform mit einem 
Mindestgehalt an L-Lysin von 78 % und einem 
maximalen Feuchtigkeitsgehalt von 1,5 %

Fest

Charakterisierung des Wirkstoffs

L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus 
Escherichia coli NITE BP-02917

Chemische Formel: NH2-(CH2)4-CH(NH2)-COOH- 
HCl

CAS-Nr.: 657-27-2

Analysemethode (1)

Zur Identifizierung von L-Lysin-Monohydrochlorid 
im Futtermittelzusatzstoff:
— „L-lysine monohydrochloride monograph“ (Food 

Chemical Codex).

Zur Quantifizierung von Lysin im 
Futtermittelzusatzstoff und in Vormischungen (mit 
einem Lysingehalt von mehr als 10 %):
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO 17180.

Alle 
Tierarten

— — — 1. In der Kennzeichnung des 
Zusatzstoffs ist der Lysinge­
halt anzugeben.

2. Der Zusatzstoff darf über 
das Tränkwasser verab­
reicht werden.

3. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischungen sind die La­
gerbedingungen, die Stabili­
tät bei Wärmebehandlung 
und die Stabilität in Tränk­
wasser anzugeben.

4. Auf dem Etikett des Zu­
satzstoffs und der Vormi­
schungen ist Folgendes an­
zugeben:
„Bei der Supplementierung 
mit L-Lysin- 
Monohydrochlorid, 
insbesondere über das 
Tränkwasser, sollten alle 
essenziellen und bedingt 
essenziellen Aminosäuren 
berücksichtigt werden, um 
einer unausgewogenen 
Ernährung vorzubeugen.“

26. März 2034
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8/14 Zur Quantifizierung von Lysin in Vormischungen 
und Mischfuttermitteln:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS), Verordnung (EG) Nr. 152/2009 
(Anhang III Teil F).

Zur Quantifizierung von Lysin im Wasser:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) oder

— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 
Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS)

5. Der Endotoxingehalt des 
Zusatzstoffs und sein 
Staubbildungspotenzial 
müssen eine Exposition ge­
genüber Endotoxin von 
höchstens 1 600 IE Endoto
xinen/m3 Luft gewährleis
ten (2).

(1) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.
(2) Die Exposition wurde auf der Grundlage des Endotoxingehalts und des Staubbildungspotenzials des Zusatzstoffs gemäß der von der EFSA angewandten Methode berechnet (EFSA Journal 2018;16(10):5458); 

Analysemethode: Europäisches Arzneibuch 2.6.14 (bakterielle Endotoxine).
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https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en
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Kennnum-
mer des 

Zusatzstoffs

Name des 
Zulassungsin-

habers
Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode

Tierart 
oder 

Tierkateg-
orie

Höch-
stalter

Mindest-
gehalt

Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung

mg/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 %

Kategorie: sensorische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Aromastoffe

3c320i — L-Lysin-Base 
(flüssig)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs

Wässrige Lösung aus L-Lysin mit einem 
Mindestgehalt an L-Lysin von 50 %

Flüssig

Charakterisierung des Wirkstoffs

L-Lysin, gewonnen aus Escherichia coli NITE 
BP-02917

Chemische Formel: NH2-(CH2)4-CH(NH2)-COOH

CAS-Nr.: 56-87-1

Analysemethode (1)

Zur Quantifizierung von Lysin in Vormischungen:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS), Verordnung (EG) Nr. 152/2009 
(Anhang III Teil F).

Zur Quantifizierung von Lysin im 
Futtermittelzusatzstoff und in Vormischungen (mit 
einem Lysingehalt von mehr als 10 %):
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO 17180

Alle 
Tierarten

— — — 1. Der Zusatzstoff ist Futter­
mitteln als Vormischung 
beizugeben.

2. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischungen sind die La­
gerbedingungen und die 
Stabilität bei Wärmebe­
handlung anzugeben.

3. Auf dem Etikett des Zu­
satzstoffs ist Folgendes an­
zugeben:
„Empfohlener Höchstgehalt 
des Wirkstoffs im 
Alleinfuttermittel mit 
einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 %: 25 mg/kg.“

4. Auf dem Etikett der Vormi­
schung sind die Funktions­
gruppe, die Kennnummer, 
die Bezeichnung sowie die 
zugesetzte Menge des 
Wirkstoffs anzugeben, 
wenn die auf dem Etikett 
der Vormischung genannte 
Verwendungsmenge die 
unter Nummer 3 genannte 
Menge überschreiten wür­
de.

26. März 2034

A
Bl. L vom

 6.3.2024 
D

E  
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10/14 5. Die Futtermittelunterneh­
mer müssen für die Verwen­
der des Zusatzstoffs und der 
Vormischungen operative 
Verfahren und organisatori­
sche Maßnahmen festlegen, 
um potenzielle Risiken auf­
grund der Verwendung zu 
vermeiden. Können diese 
Risiken durch solche Ver­
fahren und Maßnahmen 
nicht beseitigt werden, so 
sind Zusatzstoff und Vor­
mischungen mit persönli­
cher Haut- und Augen­
schutzausrüstung zu 
verwenden.

(1) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.
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Kennnum-
mer des 

Zusatzstoffs

Name des 
Zulassungsin-

habers
Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode

Tierart 
oder 

Tierkateg-
orie

Höch-
stalter

Mindest-
gehalt

Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung

mg/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 %

Kategorie: sensorische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Aromastoffe

3c321i — L-Lysin- 
Monohydro-
chlorid 
(flüssig)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs

Wässrige Lösung aus L-Lysin-Monohydrochlorid mit 
einem Mindestgehalt an L-Lysin von 22,4 % und 
einem maximalen Feuchtigkeitsgehalt von 65 %

Flüssig

Charakterisierung des Wirkstoffs

L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus 
Escherichia coli NITE BP-02917

Chemische Formel: NH2-(CH2)4-CH(NH2)-COOH- 
HCl

CAS-Nr.: 657-27-2

Analysemethode (1)

Zur Identifizierung von L-Lysin-Monohydrochlorid 
im Futtermittelzusatzstoff:
— „L-lysine monohydrochloride monograph“ (Food 

Chemical Codex).

Alle 
Tierarten

— — — 1. Der Zusatzstoff ist Futter­
mitteln als Vormischung 
beizugeben.

2. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischungen sind die La­
gerbedingungen und die 
Stabilität bei Wärmebe­
handlung anzugeben.

3. Auf dem Etikett des Zu­
satzstoffs ist Folgendes an­
zugeben:
„Empfohlener Höchstgehalt 
des Wirkstoffs im 
Alleinfuttermittel mit 
einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 %: 25 mg/kg.“

26. März 2034

A
Bl. L vom

 6.3.2024 
D

E  
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12/14 Zur Quantifizierung von Lysin im 
Futtermittelzusatzstoff und in Vormischungen (mit 
einem Lysingehalt von mehr als 10 %):
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO 17180.

Zur Quantifizierung von Lysin in Vormischungen:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS), Verordnung (EG) Nr. 152/2009 
(Anhang III Teil F).

4. Auf dem Etikett der Vormi­
schung sind die Funktions­
gruppe, die Kennnummer, 
die Bezeichnung sowie die 
zugesetzte Menge des 
Wirkstoffs anzugeben, 
wenn die auf dem Etikett 
der Vormischung genannte 
Verwendungsmenge die 
unter Nummer 3 genannte 
Menge überschreiten wür­
de.

(1) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.
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Kennnum-
mer des 

Zusatzstoffs

Name des 
Zulassungsin-

habers
Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode

Tierart 
oder 

Tierkateg-
orie

Höch-
stalter

Mindest-
gehalt

Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung

mg/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 %

Kategorie: sensorische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Aromastoffe

3c322v — L-Lysin- 
Monohydro-
chlorid

Zusammensetzung des Zusatzstoffs

L-Lysin-Monohydrochlorid in Pulverform mit einem 
Mindestgehalt an L-Lysin von 78 % und einem 
maximalen Feuchtigkeitsgehalt von 1,5 %

Fest

Charakterisierung des Wirkstoffs

L-Lysin-Monohydrochlorid, gewonnen aus 
Escherichia coli NITE BP-02917

Chemische Formel: NH2-(CH2)4-CH(NH2)-COOH- 
HCl

CAS-Nr.: 657-27-2

Analysemethode (1)

Zur Identifizierung von L-Lysin-Monohydrochlorid 
im Futtermittelzusatzstoff:
— „L-lysine monohydrochloride monograph“ (Food 

Chemical Codex).

Alle 
Tierarten

— — — 1. Der Zusatzstoff ist Futter­
mitteln als Vormischung 
beizugeben.

2. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischungen sind die La­
gerbedingungen und die 
Stabilität bei Wärmebe­
handlung anzugeben.

3. Auf dem Etikett des Zu­
satzstoffs ist Folgendes an­
zugeben:
„Empfohlener Höchstgehalt 
des Wirkstoffs im 
Alleinfuttermittel mit 
einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 %: 25 mg/kg.“

26. März 2034

A
Bl. L vom

 6.3.2024 
D

E  
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14/14 Zur Quantifizierung von Lysin im 
Futtermittelzusatzstoff und in Vormischungen (mit 
einem Lysingehalt von mehr als 10 %):
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS/FLD) — EN ISO 17180.

Zur Quantifizierung von Lysin in Vormischungen:
— Ionenaustauschchromatografie gekoppelt mit 

Nachsäulenderivatisierung und optischer Detek­
tion (IEC-VIS), Verordnung (EG) Nr. 152/2009 
(Anhang III Teil F).

4. Auf dem Etikett der Vormi­
schung sind die Funktions­
gruppe, die Kennnummer, 
die Bezeichnung sowie die 
zugesetzte Menge des 
Wirkstoffs anzugeben, 
wenn die auf dem Etikett 
der Vormischung genannte 
Verwendungsmenge die 
unter Nummer 3 genannte 
Menge überschreiten wür­
de.

5. Der Endotoxingehalt des 
Zusatzstoffs und sein 
Staubbildungspotenzial 
müssen eine Exposition ge­
genüber Endotoxin von 
höchstens 1 600 IE Endoto
xinen/m3 Luft gewährleis
ten (2).

(1) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.
(2) Die Exposition wurde auf der Grundlage des Endotoxingehalts und des Staubbildungspotenzials des Zusatzstoffs gemäß der von der EFSA angewandten Methode berechnet (EFSA Journal 2018;16(10):5458); 

Analysemethode: Europäisches Arzneibuch 2.6.14 (bakterielle Endotoxine).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/778 DER KOMMISSION 

vom 5. März 2024

zur Zulassung einer Zubereitung aus Protease, gewonnen aus Bacillus licheniformis DSM 33099, als 
Futtermittelzusatzstoff für alle Geflügelarten für Mastzwecke sowie für Jungtiere aller 

Geflügelarten für Lege- und Zuchtzwecke (Zulassungsinhaber: DSM Nutritional Products Ltd) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung 
zugelassen werden müssen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren für die Erteilung einer solchen Zulassung.

(2) Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Zulassung einer Zubereitung aus 
Protease (auch unter der Bezeichnung „Subtilisin“ bekannt), gewonnen aus Bacillus licheniformis DSM 33099, gestellt. 
Dem Antrag waren die nach Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und 
Unterlagen beigefügt.

(3) Der Antrag betrifft die Zulassung einer Zubereitung aus Protease, gewonnen aus Bacillus licheniformis DSM 33099, als 
Futtermittelzusatzstoff für Jungtiere aller Geflügelarten; in diesem Zusammenhang wurde die Einordnung des 
Zusatzstoffs in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und die Funktionsgruppe „Verdaulichkeits­
förderer“ beantragt.

(4) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden „Behörde“) zog in ihrem Gutachten vom 5. Juli 
2023 (2) den Schluss, dass die Zubereitung aus Protease, gewonnen aus Bacillus licheniformis DSM 33099, unter den 
vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen für alle Geflügelarten für Mastzwecke und für Jungtiere aller 
Geflügelarten für Lege- und Zuchtzwecke sowie für die Verbraucher und die Umwelt sicher ist. Des Weiteren stellte 
die Behörde fest, dass die Zubereitung aus Protease, gewonnen aus Bacillus licheniformis DSM 33099, nicht augen- 
oder hautreizend ist, jedoch als Inhalationsallergen betrachtet werden sollte; hingegen konnte aufgrund fehlender 
Daten keine Schlussfolgerung hinsichtlich des Potenzials gezogen werden, als Hautallergen zu wirken. Die Behörde 
erklärte außerdem, dass die Zubereitung aus Protease, gewonnen aus Bacillus licheniformis DSM 33099, bei einer 
Aufnahme von 30 000 NFP Protease/kg Alleinfuttermittel für alle Geflügelarten für Mastzwecke sowie für Jungtiere 
aller Geflügelarten für Lege- und Zuchtzwecke wirksam sein kann. Besondere Vorgaben für die Überwachung nach 
dem Inverkehrbringen hält sie nicht für erforderlich. Die Behörde hat außerdem den Bericht über die Methoden zur 
Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln geprüft, den das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

(5) In Anbetracht obiger Ausführungen vertritt die Kommission die Auffassung, dass die Zubereitung aus Protease, 
gewonnen aus Bacillus licheniformis DSM 33099, die Bedingungen für die Zulassung gemäß Artikel 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllt. Folglich sollte die Verwendung dieser Zubereitung für alle Geflügelarten für 
Mastzwecke sowie für Jungtiere aller Geflügelarten für Lege- und Zuchtzwecke zugelassen werden. Ferner ist die 
Kommission der Ansicht, dass geeignete Schutzmaßnahmen ergriffen werden sollten, um schädliche Auswirkungen 
auf die Gesundheit der Verwender des Zusatzstoffs zu vermeiden.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses für 
Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

(1) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29.
(2) EFSA Journal 2023;21(8):8163.

Amtsblatt  
der Europäischen Union 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Zulassung

Die im Anhang beschriebene Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und die 
Funktionsgruppe „Verdaulichkeitsförderer“ einzuordnen ist, wird unter den in diesem Anhang aufgeführten Bedingungen 
als Zusatzstoff in der Tierernährung zugelassen.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5. März 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN

ABl. L vom 6.3.2024 DE  
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ANHANG 

Kennnum-
mer des 

Zusatzst-
offs

Name des 
Zulassungsinha-

bers
Zusatzstoff

Zusammensetzung, chemische 
Bezeichnung, Beschreibung, 

Analysemethode

Tierart oder 
Tierkategorie

Höchstal-
ter

Mindestgehalt Höchst-
gehalt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung

Aktivität/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem 
Feuchtigkeitsgehalt von 

12 %

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsförderer

4a43 DSM Nutritional 
Products Ltd

Protease (EC 
3.4.21.62)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs
Zubereitung aus Protease, 
gewonnen aus Bacillus 
licheniformis DSM 33099, mit 
einer Mindestaktivität von 
600 000 NFP (1)/g.

Fest

Charakterisierung des Wirkstoffs
Protease (EC 3.4.21.62, auch 
unter der Bezeichnung 
„Subtilisin“ bekannt), gewonnen 
aus Bacillus licheniformis DSM 
33099

Analysemethode (2)
Zur Bestimmung der Aktivität 
von Protease im 
Futtermittelzusatzstoff, in 
Vormischungen und in 
Mischfuttermitteln: 
kolorimetrische Verfahren auf 
Basis der enzymatischen 
Reaktion von Protease auf dem 
N-Succinyl-Ala-Ala-Pro-Phe-p- 
nitroanilid-Substrat

Alle 
Geflügelarten für 

Mastzwecke

Jungtiere aller 
Geflügelarten für 

Lege- oder 
Zuchtzwecke

— 30 000 NFP — 1. In der Gebrauchsanweisung für 
den Zusatzstoff und Vormi­
schungen sind die Lagerbedin­
gungen und die Stabilität bei 
Wärmebehandlung anzugeben.

2. Die Futtermittelunternehmer 
müssen für die Verwender des 
Zusatzstoffs und der Vormi­
schungen operative Verfahren 
und organisatorische Maßnah­
men festlegen, um potenzielle 
Risiken aufgrund der Verwen­
dung zu vermeiden. Können die­
se Risiken durch solche Verfah­
ren und Maßnahmen nicht 
beseitigt werden, so sind Zusatz­
stoff und Vormischungen mit 
persönlicher Atem- und Haut­
schutzausrüstung zu verwen­
den.

26. März 2034

(1) Eine Protease-Einheit (NFP) ist die Enzymmenge, die bei einem pH-Wert von 9,0 und einer Temperatur von 37 °C 1 μmol p-Nitroanilin pro Minute aus 1 mM Substrat (N-Succinyl-Ala-Ala-Pro-Phe-p-nitroanilid) 
freisetzt.

(2) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/780 DER KOMMISSION 

vom 5. März 2024

zur Verlängerung der Zulassung einer Zubereitung aus Endo– 1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus 
Trichoderma citrinoviride DSM 34663, als Futtermittelzusatzstoff für alle Mast- und 
Legegeflügelarten, Jungtiere aller Legegeflügelarten, Absetzferkel, Mastschweine und Karpfen, zur 
Zulassung dieser Zubereitung als Futtermittelzusatzstoff für alle Zuchtgeflügelarten, 
Jungtruthühner für die Zucht, Jungtiere aller Zuchtgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung, Ziervögel, Saugferkel und Zuchtschweinearten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung (Zulassungsinhaber: Huvepharma NV) und zur Aufhebung der 

Durchführungsverordnungen (EU) 2015/1043, (EU) 2017/1906 und (EU) 2018/327 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 regelt die Zulassung von Zusatzstoffen zur Verwendung in der Tierernährung 
sowie die Grundlagen und Verfahren für die Erteilung und die Verlängerung einer solchen Zulassung.

(2) Eine Zubereitung aus Endo– 1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Trichoderma citrinoviride DSM 34663 (frühere 
taxonomische Bezeichnung: Trichoderma citrinoviride Bisset (IMI SD135)), wurde für 10 Jahre als Futtermittelzu
satzstoff für Masthühner, Masttruthühner, Legehennen, Mast- und Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung, Absetzferkel und Mastschweine mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1043 der 
Kommission (2), für Junghennen und Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung mit der 
Durchführungsverordnung (EU) 2017/1906 der Kommission (3) sowie für Karpfen mit der Durchführungs
verordnung (EU) 2018/327 der Kommission (4) zugelassen.

(3) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Verlängerung der Zulassung 
für die Zubereitung aus Endo– 1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Trichoderma citrinoviride DSM 34663, als Futtermit
telzusatzstoff für Masthühner, Masttruthühner, Legehennen, Mast- und Legegeflügelarten von geringerer 
wirtschaftlicher Bedeutung, Absetzferkel, Mastschweine, Junghennen, Legegeflügelarten von geringerer 
wirtschaftlicher Bedeutung und Karpfen gestellt und die Einordnung des Zusatzstoffs in die Zusatzstoffkategorie 
„zootechnische Zusatzstoffe“ und in die Funktionsgruppe „Verdaulichkeitsförderer“ beantragt. Gemäß Artikel 7 der 
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 betraf dieser Antrag außerdem die Zulassung neuer Verwendungen der gleichen 
Zubereitung, und zwar als Futtermittelzusatzstoff für Zuchthennen, Jungtruthühner für die Zucht, Zuchttruthühner, 
Ziervögel, Saugferkel, Mastschweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Jungtiere von Zuchtgeflü
gelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung und Zuchtgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung. Diesem Antrag waren die gemäß Artikel 14 Absatz 2 und Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen beigefügt.

(1) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2003/1831/oj.
(2) Durchführungsverordnung (EU) 2015/1043 der Kommission vom 30. Juni 2015 zur Zulassung einer Zubereitung aus 

Endo– 1,4-beta-Xylanase (EC 3.2.1.8), gewonnen aus Trichoderma citrinoviride Bisset (IM SD135), als Futtermittelzusatzstoff für 
Masthühner, Masttruthühner, Legehennen, Absetzferkel, Mastschweine sowie für Mast- und Legegeflügelarten von geringerer 
wirtschaftlicher Bedeutung und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2148/2004, (EG) Nr. 828/2007 und (EG) Nr. 322/2009 
(Zulassungsinhaber: Huvepharma NV) (ABl. L 167 vom 1.7.2015, S. 63, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2015/1043/oj).

(3) Durchführungsverordnung (EU) 2017/1906 der Kommission vom 18. Oktober 2017 zur Zulassung einer Zubereitung aus 
Endo– 1,4-beta-Xylanase (EC 3.2.1.8), gewonnen aus Trichoderma citrinoviride Bisset (IMI SD135), als Zusatzstoff in Futtermitteln für 
Junghennen und Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung (Zulassungsinhaber: Huvepharma NV) (ABl. L 269 vom 
19.10.2017, S. 33, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2017/1906/oj).

(4) Durchführungsverordnung (EU) 2018/327 der Kommission vom 5. März 2018 zur Zulassung einer Zubereitung aus 
Endo– 1,4-beta-xylanase (EC 3.2.1.8), gewonnen aus Trichoderma citrinoviride Bisset (IMI SD135), als Zusatzstoff in Futtermitteln für 
Karpfen (Zulassungsinhaber: Huvepharma NV) (ABl. L 63 vom 6.3.2018, S. 7, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2018/327/oj).
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(4) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden „Behörde“) kam in ihrer Stellungnahme vom 
5. Juli 2023 (5) zu dem Ergebnis, dass es keine neuen Anhaltspunkte dafür gibt, die früheren Schlussfolgerungen zu 
ändern; diesen Schlussfolgerungen zufolge ist die Zubereitung aus Endo– 1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus 
Trichoderma citrinoviride DSM 34663, unter den derzeit zugelassenen Verwendungsbedingungen für die Zielarten, 
einschließlich der Arten, für die sie derzeit zugelassen ist, d. h. für alle Mast- und Legegeflügelarten, Jungtiere aller 
Legegeflügelarten, Absetzferkel, Mastschweine und Karpfen, für die Verbraucher und für die Umwelt sicher. Des 
Weiteren stellte die Behörde fest, dass der Zusatzstoff unter den empfohlenen Verwendungsbedingungen für alle 
Zuchtgeflügelarten, Jungtruthühner für die Zucht, Jungtiere von Zuchtgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung, Ziervögel, Saugferkel und Mastschweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, für die 
Verbraucher sowie für die Umwelt sicher ist. Ferner erklärte die Behörde, dass die Zubereitung nicht als hautätzend 
oder als Hautallergen einzustufen ist. Die Zubereitung ist der Behörde zufolge augenreizend und als Inhalations
allergen zu betrachten, es konnten jedoch keine Aussagen zum Potenzial des Zusatzstoffs für eine Hautreizung 
getroffen werden. Die Behörde hielt eine Bewertung der Wirksamkeit des Zusatzstoffs im Rahmen der Verlängerung 
der Zulassung nicht für notwendig, da der Antrag keinen Vorschlag zur Änderung oder Ergänzung der Verwendungs
bedingungen für jene Arten/Kategorien enthält, für die eine Zulassung vorliegt. Sie war der Auffassung, dass die für 
diese Arten gezogenen Schlussfolgerungen auf andere Arten ausgeweitet und extrapoliert werden können, und kam 
daher zu dem Schluss, dass der Zusatzstoff bei Jungtieren von Zuchtgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung, allen Zuchtgeflügelarten, Ziervögeln, Jungtruthühnern für die Zucht, Saugferkeln und 
Mastschweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung wirksam sein kann. Besondere Vorgaben für die 
Überwachung nach dem Inverkehrbringen hielt die Behörde nicht für notwendig.

(5) Das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor befand, dass die Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen aus der Bewertung der Methode zur Analyse von Endo– 1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus 
Trichoderma citrinoviride DSM 34663, als Futtermittelzusatzstoff im Rahmen der vorherigen Zulassung gültig und 
auf den vorliegenden Antrag anwendbar sind. Gemäß Artikel 5 Absatz 4 Buchstaben a und c der Verordnung (EG) 
Nr. 378/2005 der Kommission (6) ist daher kein Evaluierungsbericht des Referenzlabors erforderlich.

(6) Daher ist die Kommission der Auffassung, dass die Zubereitung aus Endo– 1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus 
Trichoderma citrinoviride DSM 34663, die Bedingungen des Artikels 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllt. 
Somit sollte die Zulassung für diesen Zusatzstoff für Masthühner, Masttruthühner, Legehennen, Mast- und Legegeflü
gelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Absetzferkel, Mastschweine, Junghennen, Legegeflügelarten von 
geringerer wirtschaftlicher Bedeutung und Karpfen verlängert werden, und die Verwendung dieser Zubereitung 
sollte für Zuchthennen, Jungtruthühner für die Zucht, Zuchttruthühner, Ziervögel, Saugferkel, Mastschweinearten 
von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Jungtiere von Zuchtgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung und Zuchtgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung zugelassen werden. Ferner ist die 
Kommission der Ansicht, dass geeignete Schutzmaßnahmen ergriffen werden sollten, um schädliche Auswirkungen 
auf die Gesundheit der Verwender des Zusatzstoffs zu vermeiden. Diese Maßnahmen sollten andere Anforderungen 
des Unionsrechts für die Sicherheit der Arbeitskräfte unberührt lassen.

(7) Infolge der Verlängerung der Zulassung für die Zubereitung aus Endo– 1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Trichoderma 
citrinoviride DSM 34663, als Futtermittelzusatzstoff für Masthühner, Masttruthühner, Legehennen, Mast- und 
Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Absetzferkel, Mastschweine, Junghennen, Jungtiere 
von Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung und Karpfen sollten die Durchführungsver
ordnungen (EU) 2015/1043, (EU) 2017/1906 und (EU) 2018/327 aufgehoben werden.

(8) Da es nicht erforderlich ist, die Änderung der Zulassungsbedingungen für die Zubereitung aus 
Endo– 1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Trichoderma citrinoviride DSM 34663, als Futtermittelzusatzstoff für 
Masthühner, Masttruthühner, Legehennen, Mast- und Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, 
Absetzferkel, Mastschweine, Junghennen, Jungtiere von Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung und Karpfen aus Sicherheitsgründen unverzüglich anzuwenden, sollte den Beteiligten eine 
Übergangsfrist eingeräumt werden, damit sie sich auf die neuen Anforderungen vorbereiten können, die sich aus der 
Verlängerung der Zulassung ergeben.

(9) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

(5) EFSA Journal 2023; 21(8):8171.
(6) Verordnung (EG) Nr. 378/2005 der Kommission vom 4. März 2005 mit Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung (EG) 

Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Pflichten und Aufgaben des gemeinschaftlichen 
Referenzlaboratoriums in Bezug auf Anträge auf Zulassung von Futtermittelzusatzstoffen (ABl. L 59 vom 5.3.2005, S. 8, ELI: http:// 
data.europa.eu/eli/reg/2005/378/oj).
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Verlängerung der Zulassung

Die Zulassung für die im Anhang beschriebene Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ 
und die Funktionsgruppe „Verdaulichkeitsförderer“ einzuordnen ist, wird für Masthühner, Masttruthühner, Legehennen, 
Mast- und Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Absetzferkel, Mastschweine, Junghennen, 
Jungtiere von Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung und Karpfen unter den in jenem Anhang 
aufgeführten Bedingungen verlängert.

Artikel 2

Zulassung

Die im Anhang beschriebene Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und die 
Funktionsgruppe „Verdaulichkeitsförderer“ einzuordnen ist, wird unter den in jenem Anhang aufgeführten Bedingungen 
als Zusatzstoff in der Tierernährung für Zuchthennen, Jungtruthühner für die Zucht, Zuchttruthühner, Ziervögel, 
Saugferkel, Mastschweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Jungtiere von Zuchtgeflügelarten von geringerer 
wirtschaftlicher Bedeutung und Zuchtgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung zugelassen.

Artikel 3

Aufhebung

Die Durchführungsverordnungen (EU) 2015/1043, (EU) 2017/1906 und (EU) 2018/327 werden aufgehoben.

Artikel 4

Übergangsmaßnahmen

(1) Die im Anhang beschriebene Zubereitung und die diese enthaltenden Vormischungen, die für Masthühner, 
Masttruthühner, Legehennen, Mast- und Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, Absetzferkel, 
Mastschweine, Junghennen, Jungtiere von Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung und Karpfen 
bestimmt sind und die vor dem 26. September 2024 gemäß den vor dem 26. März 2024 geltenden Bestimmungen 
hergestellt und gekennzeichnet werden, dürfen bis zur Erschöpfung der Bestände weiter in Verkehr gebracht und 
verwendet werden.

(2) Mischfuttermittel und Futtermittel-Ausgangserzeugnisse, die die im Anhang beschriebene Zubereitung enthalten, die 
für Masthühner, Masttruthühner, Legehennen, Mast- und Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, 
Absetzferkel, Mastschweine, Junghennen, Jungtiere von Legegeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung und 
Karpfen bestimmt sind und die vor dem 26. März 2025 gemäß den vor dem 26. März 2024 geltenden Bestimmungen 
hergestellt und gekennzeichnet werden, dürfen bis zur Erschöpfung der Bestände weiter in Verkehr gebracht und 
verwendet werden.

Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

ABl. L vom 6.3.2024 DE  
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5. März 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Kennnum-
mer des 

Zusatzst-
offs

Name des 
Zulassungsinha-

bers
Zusatzstoff

Zusammensetzung, chemische 
Bezeichnung, Beschreibung, 

Analysemethode

Tierart oder 
Tierkategorie

Höchstal-
ter

Mindestge-
halt

Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer der 
Zulassung

Aktivität/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 %

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsförderer

4a1617 Huvepharma NV Endo– 1,4- 
beta- 
Xylanase (EC 
3.2.1.8)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs
Zubereitung aus  
Endo– 1,4-beta-Xylanase, 
gewonnen aus Trichoderma 
citrinoviride DSM 34663, mit 
einer Mindestaktivität von 
6 000 EPU (1) /g.
Fest oder flüssig.

Charakterisierung des Wirkstoffs
Endo– 1,4-beta-Xylanase (EC 
3.2.1.8), gewonnen aus 
Trichoderma citrinoviride DSM 
34663.

Analysemethode (2)
Zur Charakterisierung der 
Aktivität von  
Endo– 1,4-beta-Xylanase im 
Futtermittelzusatzstoff, in 
Vormischungen und 
Mischfuttermitteln: 
kolorimetrisches Verfahren zur 
Messung eines wasserlöslichen 
Farbstoffs, der durch die 
Aktivität von  
Endo– 1,4-beta-Xylanase aus mit 
Azurin vernetzten Weizen- 
Arabinoxylansubstraten 
freigesetzt wird.

Masttruthühner

Jungtruthühner für 
die Zucht

Mastgeflügelarten 
von geringerer 

wirtschaftlicher 
Bedeutung

Karpfen

- 1 050 EPU - 1. In der Gebrauchsanwei­
sung für den Zusatzstoff 
und die Vormischung 
sind die Lagerbedingun­
gen und die Stabilität bei 
Wärmebehandlung anzu­
geben.

2. Die Futtermittelunter­
nehmer müssen für die 
Verwender des Zusatzs­
toffs und der Vormi­
schungen operative Ver­
fahren und 
organisatorische Maß­
nahmen festlegen, um po­
tenziellen, sich aus der 
Verwendung ergebenden 
Risiken vorzubeugen. 
Können diese Risiken 
durch solche Verfahren 
und Maßnahmen nicht 
beseitigt werden, so sind 
Zusatzstoff und Vormi­
schungen mit persönli­
cher Atem-, Augen- und 
Hautschutzausrüstung 
zu verwenden.

26. März 2034

Masthühner

Junghennen

Jungtiere von Lege- 
oder Zuchtgeflügel­
arten von geringerer 

wirtschaftlicher 
Bedeutung

Alle Zuchtgeflügel­
arten

Legehennen

Legegeflügelarten 
von geringerer wirt­
schaftlicher Bedeu­

tung

Ziervögel

1 500 EPU

A
Bl. L vom

 6.3.2024 
D

E  
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Saugferkel

Absetzferkel

Mastschweine

Mastschweinearten 
von geringerer wirt­
schaftlicher Bedeu­

tung

(1) 1 EPU ist die Enzymmenge, die 0,0083 Mikromol reduzierende Zucker (Xyloseäquivalent) pro Minute bei einem pH-Wert von 4,5 und einer Temperatur von 50 °C aus Spelzhafer-Xylan freisetzt.
(2) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/781 DER KOMMISSION 

vom 5. März 2024

zur Verlängerung der Zulassung einer Zubereitung von alpha-Galactosidase aus Saccharomyces 
cerevisiae CBS 615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase aus Aspergillus niger CBS 120604 als 
Futtermittelzusatzstoff für Masthühner, Mastgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher 
Bedeutung und Junghennen (Zulassungsinhaber: Kerry Ingredients & Flavours Ltd.) sowie zur 

Aufhebung der Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 237/2012 und (EU) Nr. 1365/2013 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 regelt die Zulassung von Zusatzstoffen zur Verwendung in der Tierernährung 
sowie die Grundlagen und Verfahren für die Erteilung und die Verlängerung einer solchen Zulassung.

(2) Eine Zubereitung von alpha-Galactosidase aus Saccharomyces cerevisiae CBS 615.94 und Endo-1,4-beta-Glucanase aus 
Aspergillus niger CBS 120604 wurde für zehn Jahre als Futtermittelzusatzstoff für Masthühner mit der 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 237/2012 der Kommission (2) und für Mastgeflügelarten von geringerer 
wirtschaftlicher Bedeutung und Junghennen mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1365/2013 der 
Kommission (3) zugelassen.

(3) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Verlängerung der Zulassung 
für die Zubereitung aus alpha-Galactosidase aus Saccharomyces cerevisiae CBS 615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase 
aus Aspergillus niger CBS 120604 als Futtermittelzusatzstoff für Masthühner, Mastgeflügelarten von geringerer 
wirtschaftlicher Bedeutung sowie Junghennen gestellt und die Einordnung des Zusatzstoffs in die Zusatzstoff­
kategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und in die Funktionsgruppe „Verdaulichkeitsförderer“ beantragt. Diesem 
Antrag waren die gemäß Artikel 14 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 vorgeschriebenen Angaben und 
Unterlagen beigefügt.

(4) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden „Behörde“) kam in ihrer Stellungnahme vom 
6. Juli 2023 (4) zu dem Ergebnis, dass die Zubereitung aus alpha-Galactosidase aus Saccharomyces cerevisiae CBS 
615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase aus Aspergillus niger CBS 120604 unter den derzeit zugelassenen 
Verwendungsbedingungen für Masthühner, Mastgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung und 
Junghennen, für die Verbraucher sowie für die Umwelt weiterhin sicher ist. Des Weiteren stellte die Behörde fest, 
dass die Zubereitung aus alpha-Galactosidase aus Saccharomyces cerevisiae CBS 615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase 
aus Aspergillus niger CBS 120604 als haut- und augenreizend sowie als Hautallergen einzustufen ist und als 
Inhalationsallergen betrachtet werden sollte. Sie wies ferner darauf hin, dass eine Bewertung der Wirksamkeit der 

(1) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2003/1831/oj.
(2) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 237/2012 der Kommission vom 19. März 2012 zur Zulassung von alpha-Galactosidase (EC 

3.2.1.22) aus Saccharomyces cerevisiae (CBS 615.94) und Endo–1,4-beta-Glucanase (EC 3.2.1.4) aus Aspergillus niger (CBS 120604) als 
Futtermittelzusatzstoff für Masthühner (Zulassungsinhaber Kerry Ingredients and Flavours) (ABl. L 80 vom 20.3.2012, S. 1, ELI: 
http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2012/237/oj).

(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1365/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 zur Zulassung einer Zubereitung von 
alpha-Galactosidase aus Saccharomyces cerevisiae (CBS 615.94) und Endo–1,4-beta-Glucanase aus Aspergillus niger (CBS 120604) als 
Zusatzstoff in Futtermitteln für Mastgeflügelarten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung und für Junghennen (Zulassungsinhaber 
Kerry Ingredients and Flavours) (ABl. L 343 vom 19.12.2013, S. 31, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2013/1365/oj).

(4) EFSA Journal 2023; 21(8):8175.
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Zubereitung aus alpha-Galactosidase aus Saccharomyces cerevisiae CBS 615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase aus 
Aspergillus niger CBS 120604 nicht erforderlich ist, da der Antrag auf Verlängerung der Zulassung keinen Vorschlag 
zur Änderung oder Ergänzung der Bedingungen der ursprünglichen Zulassungen enthält, der sich auf die 
Wirksamkeit des Zusatzstoffs auswirken würde. Besondere Vorgaben für die Überwachung nach dem 
Inverkehrbringen hielt die Behörde nicht für notwendig.

(5) Das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 eingerichtete Referenzlabor befand, dass die Schlussfolgerungen und 
Empfehlungen aus der Bewertung der Methode zur Analyse der Zubereitung aus alpha-Galactosidase aus 
Saccharomyces cerevisiae CBS 615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase aus Aspergillus niger CBS 120604 als Futtermittel­
zusatzstoff im Rahmen der vorherigen Zulassungen gültig und auf den vorliegenden Antrag anwendbar sind. Nach 
Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe c der Verordnung (EG) Nr. 378/2005 der Kommission (5) ist daher kein 
Evaluierungsbericht des Referenzlabors erforderlich.

(6) Daher ist die Kommission der Auffassung, dass die Zubereitung aus alpha-Galactosidase aus Saccharomyces cerevisiae 
CBS 615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase aus Aspergillus niger CBS 120604 die Bedingungen gemäß Artikel 5 der 
Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllt. Somit sollte die Zulassung für diesen Zusatzstoff verlängert werden. 
Außerdem ist die Kommission der Ansicht, dass geeignete Schutzmaßnahmen ergriffen werden sollten, um 
schädliche Auswirkungen auf die Gesundheit der Verwender des Zusatzstoffs zu vermeiden. Diese Maßnahmen 
sollten andere Anforderungen des Unionsrechts für die Sicherheit der Arbeitskräfte unberührt lassen.

(7) Infolge der Verlängerung der Zulassung für die Zubereitung aus alpha-Galactosidase aus Saccharomyces cerevisiae CBS 
615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase aus Aspergillus niger CBS 120604 als Futtermittelzusatzstoff sollten die 
Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 237/2012 und (EU) Nr. 1365/2013 aufgehoben werden.

(8) Da es nicht erforderlich ist, die Änderung der Zulassungsbedingungen für die Zubereitung aus alpha-Galactosidase 
aus Saccharomyces cerevisiae CBS 615.94 und Endo–1,4-beta-Glucanase aus Aspergillus niger CBS 120604 aus 
Sicherheitsgründen unverzüglich anzuwenden, sollte den Beteiligten eine Übergangsfrist eingeräumt werden, damit 
sie sich auf die neuen Anforderungen vorbereiten können, die sich aus der Verlängerung der Zulassung ergeben.

(9) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Verlängerung der Zulassung

Die Zulassung für die im Anhang beschriebene Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ 
und die Funktionsgruppe „Verdaulichkeitsförderer“ einzuordnen ist, wird unter den in jenem Anhang aufgeführten 
Bedingungen verlängert.

Artikel 2

Aufhebung

Die Durchführungsverordnungen (EU) Nr. 237/2012 und (EU) Nr. 1365/2013 werden aufgehoben.

(5) Verordnung (EG) Nr. 378/2005 der Kommission vom 4. März 2005 mit Durchführungsbestimmungen zu der Verordnung (EG) 
Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Pflichten und Aufgaben des gemeinschaftlichen 
Referenzlaboratoriums in Bezug auf Anträge auf Zulassung von Futtermittelzusatzstoffen (ABl. L 59 vom 5.3.2005, S. 8, ELI: http:// 
data.europa.eu/eli/reg/2005/378/oj).
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Artikel 3

Übergangsmaßnahmen

(1) Die im Anhang genannte Zubereitung und die diese enthaltenden Vormischungen, die vor dem 26. September 2024
gemäß den vor dem 26. März 2024 geltenden Bestimmungen hergestellt und gekennzeichnet werden, dürfen bis zur 
Erschöpfung der Bestände weiter in Verkehr gebracht und verwendet werden.

(2) Mischfuttermittel und Futtermittel-Ausgangserzeugnisse, die die im Anhang beschriebene Zubereitung enthalten und 
vor dem 26. März 2025 gemäß den vor dem 26. März 2024 geltenden Bestimmungen hergestellt und gekennzeichnet 
werden, dürfen bis zur Erschöpfung der Bestände weiter in Verkehr gebracht und verwendet werden.

Artikel 4

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5. März 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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Kennnum-
mer des 

Zusatzst-
offs

Name des 
Zulassungsinha-

bers
Zusatzstoff

Zusammensetzung, chemische 
Bezeichnung, Beschreibung, 

Analysemethode

Tierart oder 
Tierkategorie

Höchstal-
ter

Mindestgehalt Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der ZulassungAktivität/kg Alleinfuttermittel 

mit einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 %

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsförderer

4a17 Kerry Ingredients 
and Flavours Ltd.

Alpha- 
Galactosidase 
(EC 3.2.1.22)  
Endo-1,4- 
beta- 
Glucanase 
(EC 3.2.1.4)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs
Zubereitung aus alpha- 
Galactosidase aus Saccharomyces 
cerevisiae CBS 615.94 und 
Endo-1,4-beta-Glucanase aus 
Aspergillus niger CBS 120604 
mit einer Mindestaktivität von:
— 1 000 U (1) alpha-Galactosi

dase/g,
— 5 700 U (2) Endo-1,4-beta- 

Glucanase/g.
Fest.

Charakterisierung des Wirkstoffs
Alpha-Galactosidase (EC 
3.2.1.22) aus Saccharomyces 
cerevisiae CBS 615.94 und 
Endo-1,4-beta-Glucanase (EC 
3.2.1.4) aus Aspergillus niger CBS 
120604.

Analysemethode (3)
Für die Bestimmung von alpha- 
Galactosidase: im 
Futtermittelzusatzstoff, in 
Vormischungen und 
Mischfuttermitteln: 
kolorimetrisches Verfahren zur 
Messung von p-Nitrophenol, 

Masthühner

Mastgeflügelar-
ten von 

geringerer 
wirtschaftlicher 

Bedeutung

Junghennen

— 50 U alpha-Gala­
ctosidase

285 U  
Endo-1,4-beta- 

Glucanase

— 1. In der Gebrauchsanwei­
sung für den Zusatzstoff 
und die Vormischung sind 
die Lagerbedingungen und 
die Stabilität bei Wärme­
behandlung anzugeben.

2. In der Gebrauchsanwei­
sung ist Folgendes anzuge­
ben:
„Empfohlene Höchstdosis:
— 100 U alpha-Galacto­

sidase/kg Alleinfutter­
mittel

— 570 U  
Endo-1,4-beta-Gluca­
nase/kg Alleinfutter­
mittel“

3. Die Futtermittelunterneh­
mer müssen für die Ver­
wender des Zusatzstoffs 
und der Vormischungen 
operative Verfahren und 
organisatorische Maßnah­
men festlegen, um potenz­
iellen, sich aus der Verwen­
dung ergebenden Risiken 
vorzubeugen. Können die­
se Risiken durch solche 
Verfahren und Maßnah­
men nicht beseitigt wer­
den, so sind Zusatzstoff 
und Vormischungen mit 
persönlicher Atem-, Au­
gen- und Hautschutzaus­
rüstung zu verwenden.

26. März 2034
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das durch die Aktivität von alpha- 
Galactosidase aus p-Nitrophenyl- 
alpha-galactopyranosidsubstrat 
freigesetzt wird.
Für die Bestimmung von 
Endo-1,4-beta-Glucanase im 
Futtermittelzusatzstoff, in 
Vormischungen und 
Mischfuttermitteln: 
kolorimetrisches Verfahren zur 
Messung eines wasserlöslichen 
Farbstoffs, der durch die 
Aktivität von  
Endo-1,4-beta-Glucanase aus 
mit Azurin vernetztem Gersten- 
Glucansubstrat freigesetzt wird.

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsförderer

4a17 Kerry Ingredients 
and Flavours Ltd.

Alpha- 
Galactosidase 
(EC 3.2.1.22)  
Endo-1,4- 
beta- 
Glucanase 
(EC 3.2.1.4)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs
Zubereitung aus alpha- 
Galactosidase aus Saccharomyces 
cerevisiae CBS 615.94 und 
Endo-1,4-beta-Glucanase aus 
Aspergillus niger CBS 120604 
mit einer Mindestaktivität von:
— 500 U alpha-Galactosidase/g,
— 2 850 U  

Endo-1,4-beta-Glucanase/g.
Flüssig.

Charakterisierung des Wirkstoffs
Alpha-Galactosidase (EC 
3.2.1.22) aus Saccharomyces 
cerevisiae CBS 615.94 und 
Endo-1,4-beta-Glucanase (EC 
3.2.1.4) aus Aspergillus niger CBS 
120604.

Masthühner — 50 U alpha- 
Galactosidase

285 U  
Endo-1,4-beta- 

Glucanase

— 1. In der Gebrauchsanwei­
sung für den Zusatzstoff 
und die Vormischung sind 
die Lagerbedingungen und 
die Stabilität bei Wärme­
behandlung anzugeben.

2. In der Gebrauchsanwei­
sung ist Folgendes anzuge­
ben:
„Empfohlene Höchstdosis:
— 100 U alpha-Galacto­

sidase/kg Alleinfutter­
mittel

— 570 U  
Endo-1,4-beta-Gluca­
nase/kg Alleinfutter­
mittel“

3. Die Futtermittelunterneh­
mer müssen für die Ver­
wender des Zusatzstoffs 
und der Vormischungen 
operative Verfahren und 
organisatorische Maßnah­
men festlegen, um potenz­
iellen, sich aus der Verwen­
dung ergebenden Risiken 

26. März 2034
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Analysemethode
Für die Bestimmung von alpha- 
Galactosidase: im 
Futtermittelzusatzstoff, in 
Vormischungen und 
Mischfuttermitteln: 
kolorimetrisches Verfahren zur 
Messung von p-Nitrophenol, 
das durch die Aktivität von 
alpha-Galactosidase aus 
p-Nitrophenyl-alpha- 
galactopyranosidsubstrat 
freigesetzt wird.
Für die Bestimmung von 
Endo-1,4-beta-Glucanase im 
Futtermittelzusatzstoff, in 
Vormischungen und 
Mischfuttermitteln: 
kolorimetrisches Verfahren zur 
Messung eines wasserlöslichen 
Farbstoffs, der durch die 
Aktivität von Endo-1,4-beta- 
Glucanase aus mit Azurin 
vernetztem Gersten- 
Glucansubstrat freigesetzt wird.

vorzubeugen. Können die­
se Risiken durch solche 
Verfahren und Maßnah­
men nicht beseitigt wer­
den, so sind Zusatzstoff 
und Vormischungen mit 
persönlicher Atem-, Au­
gen- und Hautschutzaus­
rüstung zu verwenden.

(1) Eine alpha-Galactosidase-Einheit (U) ist die Enzymmenge, die unter den festgelegten Bedingungen (pH-Wert von 5,0; Temperatur von 37 °C) aus p-Nitrophenyl-alpha-galactopyranosid (pNPG) 1 Mikromol 
para-Nitrophenol pro Minute freisetzt.

(2) Eine Endo-1,4-beta-Glucanase-Einheit (U) ist die Enzymmenge, die unter den festgelegten Bedingungen (pH-Wert von 5,0; Temperatur von 50 °C) durch die Hydrolyse von beta-D-Glucanen ein Milligramm 
reduzierende Zucker (Glucoseäquivalente) pro Minute freisetzt.

(3) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/785 DER KOMMISSION 

vom 5. März 2024

zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren neuer batteriebetriebener Elektrofahrzeuge für die 
Personenbeförderung mit Ursprung in der Volksrepublik China 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/1037 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den 
Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (1) (im Folgenden 
„Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 24 Absatz 5,

nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 4. Oktober 2023 veröffentlichte die Kommission im Amtsblatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung (2)
(im Folgenden „Einleitungsbekanntmachung“) der von Amts wegen vorgenommenen Einleitung einer Antisubven­
tionsuntersuchung (im Folgenden „Antisubventionsuntersuchung“) betreffend die Einfuhren neuer batteriebet­
riebener Elektrofahrzeuge für die Personenbeförderung mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden 
„VR China“) in die Union.

1. ZOLLAMTLICH ZU ERFASSENDE WARE

(2) Bei der zollamtlich zu erfassenden Ware (im Folgenden „betroffene Ware“) handelt es sich um neue batteriebetriebene 
Elektrofahrzeuge, die hauptsächlich für die Beförderung von neun oder weniger Personen, einschließlich des 
Fahrzeugführers, bestimmt sind und ausschließlich von einem oder mehreren Elektromotoren angetrieben (3)
werden. Motorräder sind von der Untersuchung ausgenommen. Die betroffene Ware wird derzeit unter dem 
KN-Code 8703 80 10 eingereiht.

2. GRÜNDE FÜR DIE ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(3) Nach Artikel 24 Absatz 5 der Grundverordnung kann die Kommission die Zollbehörden von sich aus anweisen, 
geeignete Schritte zu unternehmen, um die Einfuhren zollamtlich zu erfassen, sodass in der Folge gemäß Artikel 16 
Absatz 4 der Grundverordnung Maßnahmen gegenüber diesen Einfuhren vom Zeitpunkt dieser zollamtlichen 
Erfassung an angewendet werden können.

2.1. Kritische Umstände, unter denen eine schwer wieder auszugleichende Schädigung durch massive, in 
einem verhältnismäßig kurzen Zeitraum getätigte Einfuhren einer subventionierten Ware verursacht 

wird

(4) Der Kommission liegen hinreichende Beweise vor, die tendenziell darauf hindeuten, dass die Einfuhren der 
betroffenen Ware aus der VR China subventioniert werden. Bei den mutmaßlichen Subventionen handelt es sich 
unter anderem um Folgendes:

i) direkte Transfers von Geldern sowie potenzielle direkte Transfers von Geldern oder Verbindlichkeiten,

ii) den Verzicht auf Einnahmen oder die Nichterhebung von Abgaben durch die Regierung und

iii) die Bereitstellung von Waren oder Dienstleistungen durch die Regierung zu einem geringeren als dem 
angemessenen Entgelt.

(5) Die Beweise für die Subventionierung wurden im Vermerk über die Hinlänglichkeit der Beweise zugänglich gemacht.

(6) Es wurde vorgebracht, bei den in Erwägungsgrund 4 beschriebenen Maßnahmen handele es sich um Subventionen, 
da sie eine finanzielle Beihilfe der Regierung der VR China oder anderer, regionaler Regierungen (einschließlich 
öffentlicher Körperschaften) oder privater Einrichtungen, die von der VR China angewiesen oder beauftragt wurden, 
beinhalteten und den ausführenden Herstellern der betroffenen Ware einen Vorteil verschafften. Sie scheinen 
spezifisch und somit anfechtbar zu sein, unter anderem da sie auf bestimmte Sektoren, Waren und/oder Regionen 
beschränkt sind.

(1) ABl. L 176 vom 30.6.2016, S. 55.
(2) ABl. C, C/2023/160, 4.10.2023, ELI: http://data.europa.eu/eli/C/2023/160/oj.
(3) Unabhängig von der Anzahl der in Bewegung gebrachten Räder.
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(7) Die in diesem Stadium verfügbaren Beweise deuten somit tendenziell darauf hin, dass die Ausfuhren der betroffenen 
Ware in den Genuss anfechtbarer Subventionen kommen.

(8) Die Beweise belegen zudem kritische Umstände in Form massiver, in einem verhältnismäßig kurzen Zeitraum 
getätigter Einfuhren sowie in Form eines beträchtlichen Anstiegs der Einfuhren unter dem KN-Code 8703 80 10 im 
Zeitraum von Oktober 2023 bis Januar 2024. Konkret geht aus den vorliegenden Beweisen hervor, dass sich die 
Einfuhrmenge von Oktober 2023 bis Januar 2024 auf 177 839 Stück belief. Dies entspricht einem Anstieg um 
11 % gegenüber dem Untersuchungszeitraum (Oktober 2022-September 2023), gemessen am Monatsdurchschnitt 
(siehe Tabelle 1), und um 14 % gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum von Oktober 2022 bis 
Januar 2023 (siehe Tabelle 2).

Tabelle 1

Einfuhren aus der VR China im UZ und nach der Untersuchung 

Untersuchungs-
zeitraum

Monatlicher 
Durchschnitt im 

UZ

Okto-
ber 2023-Januar-

2024

Monatlicher 
Durchschnitt 

Okto-
ber 2023-Januar-

2024

Veränderung

Einfuhren aus der 
VR China in die Union 
(in Stück)

479 720 39 977 177 839 44 460 + 11 %

Quelle: Datenbank Surveillance.

Tabelle 2

Einfuhren aus der VR China von Oktober bis Januar im Vergleich zum Vorjahr 

Oktober 2022-Januar 2023 Oktober 2023-Januar 2024 Veränderung

Einfuhren aus der 
VR China in die Union 
(in Stück)

155 873 177 839 + 14 %

Quelle: Datenbank Surveillance.

(9) Auf der Grundlage der bei der Untersuchung erhobenen Daten ist es zum gegenwärtigen Zeitpunkt möglich, dass 
sich die schwer wieder auszugleichende Schädigung bereits vor dem Ende der Untersuchung zu zeigen begann.

(10) Darüber hinaus besteht die Gefahr, dass eine zunehmende Zahl von Unionsherstellern rückläufige Verkäufe und 
geringere Produktionsniveaus wird hinnehmen müssen, wenn weiter so hohe Mengen zu mutmaßlich 
subventionierten Preisen aus der VR China eingeführt werden wie den Beweisen zufolge nach der Einleitung der 
Untersuchung bisher. Es liegt auf der Hand, dass diese Gefahr negative Auswirkungen auf die Beschäftigung und die 
Gesamtergebnisse der Unionshersteller haben wird. Dies würde eine schwer wieder auszugleichende Schädigung 
darstellen.

2.2. Ausschluss einer Wiederholung der Schädigung

(11) Angesichts der Angaben und Ausführungen in den Erwägungsgründen 8 bis 10 gelangte die Kommission zu der 
Einschätzung, dass es erforderlich ist, durch zollamtliche Erfassung die mögliche rückwirkende Einführung von 
Maßnahmen vorzubereiten, um die Wiederholung einer solchen Schädigung auszuschließen. Sollte die Kommission 
somit am Ende der jetzigen Untersuchung zu dem Schluss kommen, dass der heimische Wirtschaftszweig eine 
bedeutende Schädigung erleidet, so kann es angemessen erscheinen, Ausgleichszölle auf die zollamtlich erfassten 
Einfuhren zu erheben, um die Wiederholung einer solchen Schädigung auszuschließen.

2.3. Schlussfolgerung

(12) Die Kommission gelangte zu dem Schluss, dass genügend Beweise vorliegen, um die zollamtliche Erfassung der 
Einfuhren der betroffenen Ware nach Artikel 24 Absatz 5 der Grundverordnung zu rechtfertigen.
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3. VERFAHREN

(13) Alle interessierten Parteien sind gebeten, unter Vorlage sachdienlicher Beweise schriftlich Stellung zu nehmen. Die 
Kommission kann die interessierten Parteien anhören, sofern die Parteien dies schriftlich beantragen und 
nachweisen, dass besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen.

4. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG

(14) Nach Artikel 24 Absatz 5 der Grundverordnung sollten die Einfuhren der betroffenen Ware zollamtlich erfasst 
werden, damit, falls die Untersuchungsergebnisse zur Einführung von Ausgleichszöllen führen, diese Zölle bei 
Erfüllung der nötigen Voraussetzungen nach Maßgabe der geltenden Rechtsvorschriften rückwirkend auf die 
zollamtlich erfassten Einfuhren erhoben werden können.

(15) Eine etwaige künftige Zollschuld ergibt sich aus den Feststellungen der Untersuchung.

(16) In dieser Phase der Untersuchung ist es noch nicht möglich, die Höhe der Subventionen genau abzuschätzen. Daher 
hält es die Kommission nicht für angemessen, einen geschätzten Betrag einer zukünftigen Zollschuld anzugeben.

5. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN

(17) Alle im Rahmen dieser zollamtlichen Erfassung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung 
(EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates (4) verarbeitet —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Die Zollbehörden werden nach Artikel 24 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/1037 angewiesen, geeignete Schritte 
zu unternehmen, um die in die Union getätigten Einfuhren neuer batteriebetriebener Elektrofahrzeuge, die hauptsächlich 
für die Beförderung von neun oder weniger Personen, einschließlich des Fahrzeugführers, bestimmt sind, (unabhängig von 
der Anzahl der in Bewegung gebrachten Räder) ausschließlich von einem oder mehreren Elektromotoren angetrieben 
werden und derzeit unter dem KN-Code 8703 80 10 eingereiht werden und ihren Ursprung in der Volksrepublik China 
haben, zollamtlich zu erfassen. Motorräder sind von dieser Untersuchung ausgenommen.

(2) Die zollamtliche Erfassung endet neun Monate nach Inkrafttreten dieser Verordnung.

(3) Alle interessierten Parteien können innerhalb von 21 Tagen nach Veröffentlichung dieser Verordnung schriftlich 
Stellung nehmen, sachdienliche Beweise vorlegen oder eine Anhörung beantragen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5. März 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN

(4) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABl. L 295 vom 
21.11.2018, S. 39).
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2024/794 DER KOMMISSION 

vom 5. März 2024

zur Zulassung einer Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Komagataella phaffii 
CGMCC 7.371, als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Geflügelarten und Ferkel aller Suidae-Arten 

(Zulassungsinhaber: Victory Enzymes GmbH) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 2003
über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung (1), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 schreibt vor, dass Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung 
zugelassen werden müssen, und regelt die Voraussetzungen und Verfahren für die Erteilung einer solchen Zulassung.

(2) Gemäß Artikel 7 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 wurde ein Antrag auf Zulassung einer Zubereitung aus 
Endo-1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Komagataella phaffii CGMCC 7.371, vorgelegt. Dem Antrag waren die 
vorgeschriebenen Angaben und Unterlagen gemäß Artikel 7 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
beigefügt.

(3) Der Antrag betrifft die Zulassung einer Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Komagataella phaffii 
CGMCC 7.371, als Zusatzstoff in Futtermitteln für alle Geflügelarten, Ferkel (Saug- und Absetzferkel) und 
Mastschweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung, der in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische 
Zusatzstoffe“ und die Funktionsgruppe „Verdaulichkeitsförderer“ eingeordnet werden soll.

(4) Die Europäische Behörde für Lebensmittelsicherheit (im Folgenden „Behörde“) zog in ihrem Gutachten vom 4. Juli 
2023 (2) den Schluss, dass die Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Komagataella phaffii CGMCC 
7.371, unter den vorgeschlagenen Verwendungsbedingungen für alle Geflügelarten, Ferkel (Saug- und Absetzferkel) 
und Mastschweinearten von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung sowie für die Verbraucher und die Umwelt sicher 
ist. Die Behörde kam ferner zu dem Schluss, dass die Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus 
Komagataella phaffii CGMCC 7.371, zwar nicht als augenreizend, jedoch als Haut- und Inhalationsallergen 
einzustufen ist und dass keine Schlussfolgerung dazu gezogen werden konnte, ob der Zusatzstoff möglicherweise 
hautreizend ist. Die Behörde kam außerdem zu dem Schluss, dass die Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase, 
gewonnen aus Komagataella phaffii CGMCC 7.371, in einer Dosierung von 2 000 U/kg Futtermittel bei allen 
Legevögeln und allen Suidae (von der Säuge- bis zur Absetzphase) und in einer Dosierung von 1 000 U/kg bei allen 
anderen Vogelarten/-kategorien wirksam sein kann. Besondere Vorgaben für die Überwachung nach dem 
Inverkehrbringen hält die Behörde nicht für notwendig. Die Behörde hat außerdem den Bericht über die Methode 
zur Analyse des Futtermittelzusatzstoffs in Futtermitteln geprüft, den das mit der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 
eingerichtete Referenzlabor vorgelegt hat.

(5) In Anbetracht der vorstehenden Ausführungen ist die Kommission der Auffassung, dass die Zubereitung aus 
Endo-1,4-beta-Xylanase, gewonnen aus Komagataella phaffii CGMCC 7.371, die Bedingungen für die Zulassung 
gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 erfüllt. Somit sollte die Verwendung dieser Zubereitung für 
alle Vogelarten und für Ferkel aller Suidae (von der Säuge- bis zur Absetzphase) zugelassen werden. Ferner ist die 
Kommission der Ansicht, dass geeignete Schutzmaßnahmen ergriffen werden sollten, um schädliche Auswirkungen 
auf die Gesundheit der Verwender des Zusatzstoffes zu vermeiden.

(6) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ständigen 
Ausschusses für Pflanzen, Tiere, Lebensmittel und Futtermittel —

(1) ABl. L 268 vom 18.10.2003, S. 29, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2003/1831/oj.
(2) EFSA Journal 2023;21(8):8150.
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Zulassung

Die im Anhang beschriebene Zubereitung, die in die Zusatzstoffkategorie „zootechnische Zusatzstoffe“ und die 
Funktionsgruppe „Verdaulichkeitsförderer“ einzuordnen ist, wird unter den in dem genannten Anhang aufgeführten 
Bedingungen als Zusatzstoff in der Tierernährung zugelassen.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 5. März 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Kenn-
num-

mer des 
Zusatz-

stoffs

Name des 
Zulassungsin-

habers
Zusatzstoff Zusammensetzung, chemische Bezeichnung, 

Beschreibung, Analysemethode
Tierart oder 

Tierkategorie
Höchstal-

ter

Mindestgehalt Höchstge-
halt

Sonstige Bestimmungen Geltungsdauer 
der Zulassung

Aktivität/kg 
Alleinfuttermittel mit 

einem Feuchtigkeitsgehalt 
von 12 %

Kategorie: zootechnische Zusatzstoffe. Funktionsgruppe: Verdaulichkeitsförderer.

4a44 Victory 
Enzymes 

GmbH

Εndo-1,4-beta- 
Xylanase (EC 
3.2.1.8)

Zusammensetzung des Zusatzstoffs

Zubereitung aus Endo-1,4-beta-Xylanase, 
gewonnen aus Komagataella phaffii 
CGMCC 7.371, mit einer 
Mindestaktivität von 30 000 U (1)/g.

Flüssige oder feste Form.

Charakterisierung des Wirkstoffs

Εndo-1,4-beta-Xylanase (EC 3.2.1.8), 
gewonnen aus Komagataella phaffii 
CGMCC 7.371.

Analysemethode (2)

Zur Bestimmung von Endo-1,4-beta- 
Xylanase im Futtermittelzusatzstoff, in 
Vormischungen und Mischfuttermitteln: 
kolorimetrisches Verfahren auf Basis der 
enzymatischen Reaktion von 
Endo-1,4-beta-Xylanase auf mit Azurin 
vernetztem Weizen- 
Arabinoxylansubstrat.

Alle Legege­
flügelarten

Saugferkel

Absetzferkel

Ferkel von 
Schweinear­

ten von gerin­
gerer wirt­
schaftlicher 
Bedeutung 
(Saug- und 

Absetzferkel).

— 2 000 U — 1. In der Gebrauchsanweisung 
für den Zusatzstoff und die 
Vormischung sind die La­
gerbedingungen und die 
Stabilität bei Wärmebe­
handlung anzugeben.

2. Die Futtermittelunterneh­
mer müssen für die Verwen­
der des Zusatzstoffs und der 
Vormischungen operative 
Verfahren und organisatori­
sche Maßnahmen festlegen, 
um potenzielle Risiken auf­
grund der Verwendung zu 
vermeiden. Können diese 
Risiken durch solche Ver­
fahren und Maßnahmen 
nicht beseitigt werden, so 
sind Zusatzstoff und Vor­
mischungen mit persönli­
cher Atem- und Haut­
schutzausrüstung zu 
verwenden.

26. März 2034

Alle 
Vogelarten 

außer 
Legegeflügel

1 000 U

(1) Eine Xylanase-Einheit (U) ist die Enzymmenge, die benötigt wird, um pro Minute bei einer Temperatur von 37 °C und einem pH-Wert von 6,5 ein Mikromol reduzierende Zucker (Äquivalente) aus 
Arabinoxylan freizusetzen.

(2) Nähere Informationen zu den Analysemethoden siehe Website des Referenzlabors unter https://joint-research-centre.ec.europa.eu/eurl-fa-eurl-feed-additives/eurl-fa-authorisation/eurl-fa-evaluation-reports_en.
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2024/818 DER KOMMISSION 

vom 28. November 2023

zur Änderung der in der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 153/2013 festgelegten technischen 
Regulierungsstandards durch Verlängerung der befristeten Sofortmaßnahmen in Bezug auf die 

Anforderungen an Sicherheiten zentraler Gegenparteien 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 über OTC- 
Derivate, zentrale Gegenparteien und Transaktionsregister (1), insbesondere auf Artikel 46 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Delegierten Verordnung (EU) 2022/2311 der Kommission (2) wurde die Delegierte Verordnung (EU) 
Nr. 153/2013 der Kommission (3) zu befristeten Sofortmaßnahmen in Bezug auf die Anforderungen an 
Sicherheiten geändert. Mit der Delegierten Verordnung (EU) 2022/2311 wurde der Pool anerkannter Sicherheiten, 
der nichtfinanziellen Clearingmitgliedern, die an geregelten Gas- und Strommärkten tätig sind, zur Verfügung steht, 
während eines befristeten Zeitraums ausgeweitet. Infolge dieser Ausweitung umfasst der Pool bis zum 
29. November 2023 unbesicherte Bankgarantien. In der vorstehenden delegierten Verordnung wurde zudem 
festgelegt, dass von öffentlichen Stellen emittierte oder abgesicherte Garantien bis zum 29. November 2023 von 
CCPs als anerkannte Sicherheiten für finanzielle und nichtfinanzielle Gegenparteien genutzt werden können.

(2) Im Vorschlag der Kommission vom 7. Dezember 2022 (4) ist vorgesehen, Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 dahin gehend zu ändern, dass Bankgarantien und öffentliche Garantien als hochliquide Sicherheiten 
angesehen werden können, sofern bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Gemäß dieser Änderung könnten CCPs, 
einschließlich CCPs, die Energiederivate clearen, ihren Clearingmitgliedern und den Kunden ihrer Clearingmitglieder 
gestatten, ein breiteres Spektrum an Sicherheiten zu verwenden, um Einschussforderungen von CCPs zu erfüllen. Auf 
diese Weise ließe sich vermeiden, dass bei den betreffenden Clearingmitgliedern und Kunden unnötige Liquidität­
sengpässe entstehen. Solange das Ergebnis der Verhandlungen über die Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 und insbesondere die Änderung des Artikels 46 Absatz 1 der genannten Verordnung, der die 
Behandlung von Garantien regelt, noch nicht bekannt ist, sollte bei der Behandlung von Garantien für Kontinuität 
gesorgt werden. Die befristeten Maßnahmen, die die Nutzung der betreffenden Garantien ermöglichen, sollten daher 
um sechs Monate verlängert werden.

(3) Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 sollte daher entsprechend geändert werden.

(4) Um das reibungslose Funktionieren der Finanz- und Energiemärkte der Union zu gewährleisten, sollte die 
vorliegende Verordnung umgehend in Kraft treten.

(5) Diese Verordnung beruht auf dem Entwurf technischer Regulierungsstandards, der der Kommission von der 
Europäischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) nach Anhörung der Europäischen Bankenauf­
sichtsbehörde, des Europäischen Ausschusses für Systemrisiken und des Europäischen Systems der Zentralbanken 
vorgelegt wurden.

(1) ABl. L 201 vom 27.7.2012, S. 1.
(2) Delegierte Verordnung (EU) 2022/2311 der Kommission vom 21. Oktober 2022 zur Änderung der in der Delegierten Verordnung 

(EU) Nr. 153/2013 festgelegten technischen Regulierungsstandards durch befristete Sofortmaßnahmen in Bezug auf die 
Anforderungen an Sicherheiten (ABl. L 307 vom 28.11.2022, S. 31).

(3) Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 der Kommission vom 19. Dezember 2012 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf technische Regulierungsstandards für Anforderungen an 
zentrale Gegenparteien (ABl. L 52 vom 23.2.2013, S. 41).

(4) Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 648/2012, (EU) 
Nr. 575/2013 und (EU) 2017/1131 im Hinblick auf Maßnahmen zur Minderung übermäßiger Risikopositionen gegenüber zentralen 
Gegenparteien aus Drittstaaten und zur Steigerung der Effizienz der Clearingmärkte der Union (COM(2022) 697 final).
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(6) Die ESMA hat zu diesem Entwurf weder öffentliche Konsultationen durchgeführt noch die potenziellen Kosten- und 
Nutzeneffekte analysiert, da dies gemessen an Umfang und Auswirkungen der anzunehmenden Änderungen und 
angesichts der Dringlichkeit und des begrenzten Umfangs der vorgeschlagenen Änderungen äußerst unverhält­
nismäßig gewesen wäre. Die ESMA hat angesichts der Dringlichkeit keine Empfehlung von der nach Artikel 37 der 
Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (5) eingesetzten Interessengruppe 
Wertpapiere und Wertpapiermärkte eingeholt. Die Interessengruppe Wertpapiere und Wertpapiermärkte wird 
davon gemäß dieser Bestimmung in Kenntnis gesetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 153/2013

Die Delegierte Verordnung (EU) Nr. 153/2013 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 39 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„Bis zum 7 September 2024 werden für die Zwecke von Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
öffentliche Garantien, die die in Anhang I genannten Bedingungen erfüllen, als hochliquide Sicherheiten betrachtet.“

2. In Artikel 62 Absatz 2 erhält Satz 2 folgende Fassung:

„Anhang I Abschnitt 2 Absatz 1 Buchstabe h gilt vom 29. November 2022 bis zum 7 September 2024 jedoch nicht für 
Geschäfte mit Derivaten im Sinne von Artikel 2 Nummer 4 Buchstaben b und d der Verordnung (EU) Nr. 1227/2011.“

3. Anhang I wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

Artikel 2

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 28. November 2023

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN

(5) Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses 
Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/77/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 84).
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ANHANG 

Anhang I der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 153/2013 wird wie folgt geändert:

1. Der Titel erhält folgende Fassung:

„Bedingungen für Finanzinstrumente, Bankgarantien, öffentliche Garantien und Gold, die als hochliquide 
Sicherheiten betrachtet werden“.

2. In Abschnitt 2a Absatz 1 erhält der einleitende Satz folgende Fassung:

„Bis zum 7 September 2024 kann eine öffentliche Garantie, die die in Abschnitt 2 Absatz 2 genannten Bedingungen für 
eine Zentralbankgarantie nicht erfüllt, gemäß Artikel 46 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 als Sicherheit 
anerkannt werden, sofern sie alle folgenden Bedingungen erfüllt:“.
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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) 2024/822 DER KOMMISSION 

vom 21. November 2023

zur Änderung des Anhangs IV der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 des Europäischen Parlaments und 
des Rates hinsichtlich der Gültigkeitsvorschriften für Tests zur Titrierung von Tollwutantikörpern 

bei Hunden, Katzen und Frettchen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 576/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013 über die 
Verbringung von Heimtieren zu anderen als Handelszwecken und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 998/2003 (1), 
insbesondere auf Artikel 38,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) In der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 werden unter anderem die tierseuchenrechtlichen Vorschriften für die 
Verbringung von Heimtieren zu anderen als Handelszwecken aus einem Gebiet oder Drittland in einen Mitgliedstaat 
und die Vorschriften für die Kontrolle der Erfüllung der Anforderungen bei einer solchen Verbringung zu anderen als 
Handelszwecken festgelegt. Die Verordnung (EU) Nr. 576/2013 wurde durch die Verordnung (EU) 2016/429 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (2) aufgehoben, gilt jedoch als Übergangsmaßnahme weiterhin bis zum 
21. April 2026 in Bezug auf die Verbringung von Heimtieren zu anderen als Handelszwecken anstelle von Teil VI 
der Verordnung (EU) 2016/429.

(2) In der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 ist die verpflichtende Tollwutimpfung für bestimmte Heimtiere, nämlich 
Hunde, Katzen und Frettchen, vorgesehen, die zu anderen als Handelszwecken aus Gebieten oder Drittländern in 
einen Mitgliedstaat verbracht werden. Insbesondere ist vorgesehen, dass Hunde, Katzen und Frettchen nur dann in 
einen Mitgliedstaat verbracht werden dürfen, wenn sie eine Tollwutimpfung erhalten und einem Test zur Titrierung 
von Tollwutantikörpern unterzogen wurden, die beide die Anforderungen der genannten Verordnung erfüllen. Des 
Weiteren ist in der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 vorgesehen, dass die Kommission eine Liste der Gebiete oder 
Drittländer erlässt, aus denen Hunde, Katzen oder Frettchen, die keinem Test zur Titrierung von Tollwutantikörpern 
unterzogen wurden, zu anderen als Handelszwecken in einen Mitgliedstaat verbracht werden dürfen. Diese Liste ist 
ordnungsgemäß in Anhang II der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 577/2013 der Kommission (3) festgelegt.

(3) Darüber hinaus muss ein Test zur Titrierung von Tollwutantikörpern, wenn er verpflichtend ist, die Gültigkeitsvor­
schriften gemäß Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 erfüllen. In dem genannten Anhang sind die 
Gültigkeitsvorschriften für den Test zur Titrierung von Tollwutantikörpern festgelegt sowie die Vorschrift, dass der 
Test zur Titrierung von Tollwutantikörpern für die Zwecke der Verbringung von Heimtieren zu anderen als 
Handelszwecken aus Drittländern oder Drittlandsgebieten in einem zugelassenen Laboratorium gemäß Artikel 3 der 
Entscheidung 2000/258/EG des Rates (4) durchgeführt werden muss. Di genannte Entscheidung wurde jedoch durch 
die Verordnung (EU) 2016/429 aufgehoben. Daher muss festgelegt werden, welches Laboratorium den Test zur 
Titrierung von Tollwutantikörpern durchführen soll, der für die Verbringung von Hunden, Katzen und Frettchen zu 
anderen als Handelszwecken vorgeschrieben ist.

(1) ABl. L 178 vom 28.6.2013, S. 1.
(2) Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und zur Änderung und 

Aufhebung einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit („Tiergesundheitsrecht“) (ABl. L 84 vom 31.3.2016, S. 1).
(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 577/2013 der Kommission vom 28. Juni 2013 zu den Muster-Identifizierungsdokumenten für die 

Verbringung von Hunden, Katzen und Frettchen zu anderen als Handelszwecken, zur Erstellung der Listen der Gebiete und Drittländer 
sowie zur Festlegung der Anforderungen an Format, Layout und Sprache der Erklärungen zur Bestätigung der Einhaltung bestimmter 
Bedingungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 178 vom 28.6.2013, 
S. 109).

(4) Entscheidung 2000/258/EG des Rates vom 20. März 2000 zur Bestimmung eines spezifischen Instituts, das für die Aufstellung der 
Kriterien für die Normung der serologischen Tests zur Kontrolle der Wirksamkeit der Tollwutimpfstoffe verantwortlich ist (ABl. L 79 
vom 30.3.2000, S. 40).
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(4) In der Delegierten Verordnung (EU) 2020/692 der Kommission (5) sind ergänzende Tiergesundheitsvorschriften für 
den Eingang von Sendungen von bestimmten Arten und Kategorien von Tieren in die Union festgelegt. Sie gilt daher 
für die Verbringung dieser Arten und Kategorien von Tieren zu Handelszwecken. Aus Artikel 3 der genannten 
Delegierten Verordnung ergibt sich, dass Sendungen von Hunden, Katzen und Frettchen nur dann in die Union 
verbracht werden dürfen, wenn das Ursprungsdrittland oder -gebiet der Sendung oder die Zone bzw. das 
Kompartiment derselben in Anhang VIII der Durchführungsverordnung (EU) 2021/404 der Kommission (6) gelistet 
ist. Gemäß Artikel 9 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/692 dürfen Sendungen von Hunden, Katzen und 
Frettchen nur dann in die Union verbracht werden, wenn die in der genannten Delegierten Verordnung 
vorgeschriebenen Laboruntersuchungen in einem im Einklang mit Artikel 37 der Verordnung (EU) 2017/625 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (7) benannten amtlichen Laboratorium durchgeführt wurden. In Artikel 76 
der Delegierten Verordnung (EU) 2020/692 ist für Sendungen von Hunden, Katzen und Frettchen, die aus 
Drittländern oder Drittlandsgebieten in die Union verbracht werden, ein gültiger Test zur Titrierung von Tollwutan­
tikörpern vorgeschrieben, es sei denn, sie sind in Anhang II der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 577/2013 
gelistet. Daher sind in der Delegierten Verordnung (EU) 2020/692 bereits die Laboratorien festgelegt, die den Test 
zur Titrierung von Tollwutantikörpern durchführen können, der für den Eingang von Hunden, Katzen und 
Frettchen in die Union vorgeschrieben ist.

(5) Dementsprechend sollten im Interesse der Kohärenz der Unionsvorschriften die Anforderungen, die das 
Laboratorium, in dem der Test zur Titrierung von Tollwutantikörpern für die Verbringung von Heimtieren zu 
anderen als Handelszwecken aus einem Drittland oder Drittlandsgebiet in einen Mitgliedstaat durchgeführt werden 
soll, erfüllen muss, den Anforderungen entsprechen, die in der Delegierten Verordnung (EU) 2020/692 hinsichtlich 
der Laboratorien, in denen der Test zur Titrierung von Tollwutantikörpern durchgeführt werden kann, festgelegt 
sind, und die auf Artikel 37 der Verordnung (EU) 2017/625 Bezug nehmen.

(6) In Artikel 37 Absätze 4 und 5 der Verordnung (EU) 2017/625 sind die Voraussetzungen für die Benennung eines 
Laboratoriums als amtliches Laboratorium in einem Mitgliedstaat oder Drittland, das Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, festgelegt. Diese Voraussetzungen müssen auch von in 
einem Drittland benannten Laboratorien erfüllt werden, um beim Test zur Titrierung für die Verbringung von 
Heimtieren zu anderen als Handelszwecken aus Drittländern dasselbe Leistungsniveau zu gewährleisten.

(7) Daher sollte die Verordnung (EU) Nr. 576/2013 hinsichtlich der Laboratorien geändert werden, die gültige Tests zur 
Titrierung von Tollwutantikörpern für die Zwecke der Verbringung von Hunden, Katzen und Frettchen zu anderen 
als Handelszwecken in einen Mitgliedstaat durchführen dürfen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang IV der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert.

(5) Delegierte Verordnung (EU) 2020/692 der Kommission vom 30. Januar 2020 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/429 des 
Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vorschriften für den Eingang von Sendungen von bestimmten Tieren, 
bestimmtem Zuchtmaterial und bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs in die Union und für deren anschließende 
Verbringung und Handhabung (ABl. L 174 vom 3.6.2020, S. 379).

(6) Durchführungsverordnung (EU) 2021/404 der Kommission vom 24. März 2021 zur Festlegung der Listen von Drittländern, Gebieten 
und Zonen derselben, aus denen der Eingang in die Union von Tieren, Zuchtmaterial und Erzeugnissen tierischen Ursprungs gemäß 
der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates zulässig ist (ABl. L 114 vom 31.3.2021, S. 1).

(7) Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen und andere 
amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der Vorschriften über Tiergesundheit 
und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) 
Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und 
(EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates 
sowie der Richtlinien 98/58/EG, 1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der 
Verordnungen (EG) Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 
89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des Beschlusses 92/438/EWG des Rates 
(Verordnung über amtliche Kontrollen) (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1).
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Brüssel, den 21. November 2023

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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ANHANG 

Anhang IV Nummer 2 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 576/2013 erhält folgende Fassung:

„c) muss durchgeführt werden in:

i) einem amtlichen Laboratorium in einem Mitgliedstaat oder in einem Drittland, das Vertragspartei des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, dass im Einklang mit Artikel 37 der Verordnung (EU) 2017/625 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (*) für die Durchführung des Tests zur Titrierung von Tollwutantikörpern 
benannt wurde und dessen Namen und Kontaktinformationen die zuständige Behörde der Kommission mitgeteilt 
hat oder

ii) einem Laboratorium in einem in Anhang VIII der Durchführungsverordnung (EU) 2021/404 der Kommission (**) 
gelisteten Drittland oder Drittlandsgebiet, das von der zuständigen Behörde des Drittlandes benannt wurde, das die 
Anforderungen gemäß Artikel 37 Absätze 4 und 5 der Verordnung (EU) 2017/625 für die Durchführung des Tests 
zur Titrierung von Tollwutantikörpern erfüllt und dessen Namen und Kontaktinformationen die zuständige 
Behörde der Kommission mitgeteilt hat.

_____________
(*) Verordnung (EU) 2017/625 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. März 2017 über amtliche Kontrollen 

und andere amtliche Tätigkeiten zur Gewährleistung der Anwendung des Lebens- und Futtermittelrechts und der 
Vorschriften über Tiergesundheit und Tierschutz, Pflanzengesundheit und Pflanzenschutzmittel, zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 999/2001, (EG) Nr. 396/2005, (EG) Nr. 1069/2009, (EG) Nr. 1107/2009, (EU) 
Nr. 1151/2012, (EU) Nr. 652/2014, (EU) 2016/429 und (EU) 2016/2031 des Europäischen Parlaments und des 
Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 1/2005 und (EG) Nr. 1099/2009 des Rates sowie der Richtlinien 98/58/EG, 
1999/74/EG, 2007/43/EG, 2008/119/EG und 2008/120/EG des Rates und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) 
Nr. 854/2004 und (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates, der Richtlinien 89/608/EWG, 
89/662/EWG, 90/425/EWG, 91/496/EEG, 96/23/EG, 96/93/EG und 97/78/EG des Rates und des 
Beschlusses 92/438/EWG des Rates (Verordnung über amtliche Kontrollen) (ABl. L 95 vom 7.4.2017, S. 1).

(**) Durchführungsverordnung (EU) 2021/404 der Kommission vom 24. März 2021 zur Festlegung der Listen von 
Drittländern, Gebieten und Zonen derselben, aus denen der Eingang in die Union von Tieren, Zuchtmaterial und 
Erzeugnissen tierischen Ursprungs gemäß der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parlaments und des Rates 
zulässig ist (ABl. L 114 vom 31.3.2021, S. 1).“
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VERORDNUNG (EU) 2024/823 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 28. Februar 2024

über besondere Handelsmaßnahmen für die am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess 
teilnehmenden oder damit verbundenen Länder und Gebiete 

(kodifizierter Text) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 2,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (1),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1215/2009 des Rates (2) wurde mehrfach und erheblich geändert (3). Aus Gründen der 
Klarheit und der Übersichtlichkeit empfiehlt es sich, sie zu kodifizieren.

(2) Mit allen Teilnehmern am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess sind Stabilisierungs- und Assoziierungs­
abkommen geschlossen worden.

(3) Es wird erwartet, dass eine Marktöffnung der Union zugunsten einer Einfuhr aus den Ländern des westlichen Balkans 
zum Prozess der politischen und wirtschaftlichen Stabilisierung der Region beiträgt und keine negativen 
Auswirkungen auf die Union hat.

(4) Das ursprünglich mit der Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 des Rates (4) eingeführte System der autonomen 
Handelsmaßnahmen stellt eine wertvolle Unterstützung für die Volkswirtschaften der Partner im westlichen Balkan 
dar.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen sind Teil des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses und 
tragen der spezifischen Situation auf dem westlichen Balkan Rechnung. Diese Maßnahmen sollten keinen 
Präzedenzfall für die Handelspolitik der Union gegenüber anderen Drittländern darstellen.

(6) Im Rahmen des Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesses, der auf dem vormaligen Regionalkonzept und den 
Schlussfolgerungen des Rates vom 29. April 1997 basiert, ist die Entwicklung der bilateralen Beziehungen zwischen 
der Europäischen Union und den Ländern des westlichen Balkans an bestimmte Bedingungen geknüpft. Die 
Gewährung autonomer Handelspräferenzen ist daran gebunden, dass die betreffenden Länder die demokratischen 
Grundsätze und die Menschenrechte achten und bereit sind, wirtschaftliche Beziehungen untereinander aufzubauen. 
Die Gewährung verbesserter autonomer Handelspräferenzen zugunsten der am Stabilisierungs- und 
Assoziierungsprozess teilnehmenden und damit verbundenen Ländern sollte davon abhängig gemacht werden, dass 
diese zu effektiven Wirtschaftsreformen und zur regionalen Zusammenarbeit bereit sind, insbesondere durch 
Errichtung von Freihandelszonen im Einklang mit den einschlägigen GATT/WTO-Standards. Ferner sollte die 
Gewährung autonomer Handelspräferenzen davon abhängig gemacht werden, dass die begünstigten Parteien eine 
wirksame administrative Zusammenarbeit mit der Union aufnehmen, um Betrugsrisiken vorzubeugen.

(7) Handelspräferenzen können lediglich Ländern und Gebieten gewährt werden, die eine Zollverwaltung besitzen.

(1) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 16. Januar 2024 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates 
vom 20. Februar 2024.

(2) Verordnung (EG) Nr. 1215/2009 des Rates vom 30. November 2009 zur Einführung besonderer Handelsmaßnahmen für die am 
Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der Europäischen Union teilnehmenden oder damit verbundenen Länder und Gebiete 
(ABl. L 328 vom 15.12.2009, S. 1).

(3) Siehe Anhang II.
(4) Verordnung (EG) Nr. 2007/2000 des Rates vom 18. September 2000 zur Einführung besonderer Handelsmaßnahmen für die am 

Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess der Europäischen Union teilnehmenden oder damit verbundenen Länder und Gebiete sowie 
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2820/98 und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) Nr. 1763/1999 und (EG) Nr. 6/2000 
(ABl. L 240 vom 23.9.2000, S. 1).
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DE 
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(8) Die in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Handelsmaßnahmen sollten der Tatsache Rechnung tragen, dass 
es sich bei Serbien und dem Kosovo * um getrennte Zollgebiete handelt.

(9) Für den Ursprungsnachweis und die Verfahren der Zusammenarbeit der Verwaltungen sollten die einschlägigen 
Bestimmungen der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission (5) und der Durchführungs­
verordnung (EU) 2015/2447 der Kommission (6) gelten.

(10) Damit die für die Anwendung dieser Verordnung erforderlichen Bestimmungen erlassen werden können, sollte der 
Kommission die Befugnis übertragen werden, gemäß Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union Rechtsakte hinsichtlich der erforderlichen Änderungen und technischen Anpassungen des 
Anhangs I infolge der Änderung der Codes der Kombinierten Nomenklatur und der Unterpositionen des 
Integrierten Zolltarifs der Europäischen Union (TARIC), sowie der Anpassungen, die infolge der Gewährung von 
Handelspräferenzen im Rahmen weiterer Abkommen zwischen der Union und den in dieser Verordnung genannten 
Ländern und Gebieten erforderlich sind, zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge 
ihrer Vorbereitungsarbeiten angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, durchführt, die 
mit den Grundsätzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über 
bessere Rechtsetzung (7) niedergelegt wurden. Um insbesondere für eine gleichberechtigte Beteiligung an der 
Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europäische Parlament und der Rat alle Dokumente zur 
gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen haben systematisch Zugang zu 
den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte 
befasst sind.

(11) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung dieser Verordnung im Hinblick auf die 
Aufhebung der Zulassung zur Präferenzregelung im Falle der Nichterfüllung der Bedingungen, der Ausstellung von 
Echtheitszeugnissen, mit denen bescheinigt wird, dass die Waren Ursprungserzeugnisse des betreffenden Landes 
oder Gebiets sind und der Definition in dieser Verordnung entsprechen, sowie die zeitweilige vollständige oder 
teilweise Aussetzung der Regelungen gemäß dieser Verordnung sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse 
übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (8), ausgeübt werden.

(12) Es empfiehlt sich, die Geltungsdauer dieser Verordnung bis zum 31. Dezember 2025 zu begrenzen —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Präferenzregelungen

(1) Waren mit Ursprung in Albanien, Bosnien und Herzegowina, dem Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien und 
Serbien (im Folgenden „begünstigte Parteien“), die unter die Kapitel 7 und 8 der Kombinierten Nomenklatur fallen, werden 
ohne mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung sowie frei von Zöllen und Abgaben gleicher 
Wirkung zur Einfuhr in die Union zugelassen.

(2) Waren mit Ursprung in den begünstigten Parteien kommen weiterhin in den Genuss der Bestimmungen dieser 
Verordnung, sofern dies in diesen Bestimmungen vorgesehen ist. Solche Waren kommen außerdem weiterhin in den 
Genuss der Zugeständnisse dieser Verordnung, sofern diese günstiger sind als die Zugeständnisse, die nach den bilateralen 
Abkommen zwischen der Union und diesen begünstigten Parteien vorgesehen sind.

* Diese Bezeichnung berührt nicht die Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit der Resolution 1244/1999 des 
VN-Sicherheitsrates und dem Gutachten des Internationalen Gerichtshofs zur Unabhängigkeitserklärung des Kosovos.

(5) Delegierte Verordnung (EU) 2015/2446 der Kommission vom 28. Juli 2015 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates mit Einzelheiten zur Präzisierung von Bestimmungen des Zollkodex der Union (ABl. L 343 
vom 29.12.2015, S. 1).

(6) Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von 
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der 
Union (ABl. L 343 vom 29.12.2015, S. 558).

(7) ABl. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
(8) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen 

Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 
kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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Artikel 2

Voraussetzungen für die Zulassung zu den Präferenzregelungen

(1) Die Zulassung zu den in Artikel 1 genannten Präferenzregelungen ist an die folgenden Bedingungen gebunden:

a) die Waren entsprechen der Definition „Erzeugnisse mit Ursprung“ oder „Ursprungserzeugnisse“ in Titel II Kapitel 1 
Abschnitt 2 Unterabschnitte 4 und 5 der Delegierten Verordnung (EU) 2015/2446 und in Titel II Kapitel 2 Abschnitt 2 
Unterabschnitte 10 und 11 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447,

b) die begünstigten Parteien sehen davon ab, für die Einfuhr von Waren mit Ursprung in der Union neue Zölle oder 
Abgaben gleicher Wirkung und neue mengenmäßige Beschränkungen oder Maßnahmen gleicher Wirkung einzuführen, 
die bestehenden Zölle oder Abgaben zu erhöhen oder sonstige Beschränkungen einzuführen,

c) die begünstigten Parteien nehmen eine wirksame administrative Zusammenarbeit mit der Union auf, um Betrugsrisiken 
vorzubeugen, und

d) die begünstigten Parteien verstoßen nicht in schwerwiegender und systematischer Weise gegen die Menschenrechte 
einschließlich der grundlegenden Arbeitnehmerrechte, gegen die Grundprinzipien der Demokratie und gegen die 
Rechtsstaatlichkeit.

(2) Die Zulassung zu den Präferenzregelungen nach Artikel 1 ist unbeschadet der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
festgelegten Bedingungen daran gebunden, dass die begünstigten Parteien zu effektiven Wirtschaftsreformen und zur 
regionalen Zusammenarbeit mit den anderen am Stabilisierungs- und Assoziierungsprozess beteiligten Ländern bereit 
sind, insbesondere durch die Errichtung von Freihandelszonen gemäß Artikel XXIV GATT 1994 und den anderen 
einschlägigen WTO-Regeln.

Bei Nichteinhaltung von Unterabsatz 1 kann der Rat auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit geeignete 
Maßnahmen ergreifen.

(3) Hält eine begünstigte Partei Absatz 1 Buchstabe a, b oder c oder Absatz 2 des vorliegenden Artikels nicht ein, so 
kann die Kommission die der begünstigten Partei durch diese Verordnung gewährte Zulassung zu Vorteilen im Wege von 
Durchführungsrechtsakten ganz oder teilweise aussetzen. Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 8 
Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

Artikel 3

Landwirtschaftliche Erzeugnisse — Zollkontingente

(1) Für bestimmte in Anhang I aufgeführte Weinerzeugnisse mit Ursprung in den begünstigten Parteien werden die 
Einfuhrzölle der Union für den Zeitraum, in der Höhe, im Rahmen des Zollkontingents der Union und unter den 
Bedingungen ausgesetzt, die in dem genannten Anhang für die einzelnen Erzeugnisse und den einzelnen Ursprung 
angegeben sind.

(2) Unbeschadet anderweitiger Bestimmungen dieser Verordnung, insbesondere des Artikels 10 kann die Kommission in 
Anbetracht der besonderen Anfälligkeit der Märkte für landwirtschaftliche und Fischereierzeugnisse geeignete Maßnahmen 
im Wege von Durchführungsrechtsakten ergreifen, wenn Einfuhren von landwirtschaftlichen und Fischereierzeugnissen 
ernsthafte Störungen der Märkte der Union und ihrer Regulierungsmechanismen verursachen. Diese Durchführungs­
rechtsakte werden gemäß dem in Artikel 8 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

Artikel 4

Verwaltung der Zollkontingente

Die in Artikel 3 Absatz 1 der vorliegenden Verordnung genannten Zollkontingente werden von der Kommission gemäß 
Titel II Kapitel 1 Abschnitt 1 der Durchführungsverordnung (EU) 2015/2447 verwaltet.

Die Kommunikation zwischen den Mitgliedstaaten und der Kommission erfolgt zu diesem Zweck so weit wie möglich über 
Telematikverbindungen.

ABl. L vom 6.3.2024 DE  



ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/823/oj 4/9

Artikel 5

Zugang zu Zollkontingenten

Jeder Mitgliedstaat gewährleistet den Einführern der betreffenden Waren gleichen und kontinuierlichen Zugang zu den 
Zollkontingenten, solange die verbleibende Kontingentmenge dies zulässt.

Artikel 6

Befugnisübertragung

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, gemäß Artikel 7 delegierte Rechtsakte zu erlassen, die Folgendes betreffen:

a) erforderliche Änderungen und technische Anpassungen des Anhangs I, die sich aus Änderungen der Codes der 
Kombinierten Nomenklatur und der Unterpositionen des Integrierten Zolltarifs der Europäischen Union (TARIC) 
ergeben;

b) erforderliche Anpassungen infolge der Gewährung von Handelspräferenzen im Rahmen weiterer Abkommen zwischen 
der Union und den begünstigten Parteien;

c) vollständige oder teilweise Aussetzung der der betreffenden begünstigten Partei durch diese Verordnung gewährten 
Zulassung zu Vorteilen in den Fällen, in denen diese begünstigte Partei Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe d nicht einhält.

Artikel 7

Ausübung der Befugnisübertragung

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten 
Bedingungen übertragen.

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtakte gemäß Artikel 6 wird der Kommission für einen Zeitraum von fünf 
Jahren ab dem 3. Dezember 2013 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun Monate vor Ablauf des Zeitraums 
von fünf Jahren einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung verlängert sich stillschweigend um 
Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat widersprechen einer solchen Verlängerung 
spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 6 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen 
werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird 
am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder zu einem im Beschluss über den Widerruf 
angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von 
dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt.

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten 
benannten Sachverständigen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über 
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsätzen.

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat.

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 6 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Übermittlung dieses Rechtsakts an das Europäische 
Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europäische Parlament und der Rat 
beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben werden. Auf Initiative des Europäischen 
Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlängert.
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Artikel 8

Ausschussverfahren

(1) Für die Zwecke der Artikel 2 und 10 wird die Kommission von dem Durchführungsausschuss für den westlichen 
Balkan unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(2) Für die Zwecke des Artikels 3 Absatz 2 wird die Kommission von dem nach Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 
(EU) 2015/478 des Europäischen Parlaments und des Rates (9) eingesetzten Ausschuss unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein 
Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

(3) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Artikel 9

Zusammenarbeit

Die Mitgliedstaaten und die Kommission arbeiten eng zusammen, um zu gewährleisten, dass diese Verordnung, 
insbesondere Artikel 10 Absatz 1, eingehalten wird.

Artikel 10

Zeitweilige Aussetzung

(1) Wenn nach Auffassung der Kommission ausreichende Beweise für Betrug oder mangelnde administrative 
Zusammenarbeit bei der Überprüfung der Ursprungsnachweise, für einen massiven Anstieg der Ausfuhren in die Union 
über das normale Produktionsniveau und die übliche Ausfuhrkapazität hinaus oder für die Nichteinhaltung von Artikel 2 
Absatz 1 Buchstabe a, b oder c seitens der begünstigten Parteien vorliegen, so kann sie die in dieser Verordnung 
vorgesehenen Regelungen ganz oder teilweise für einen Zeitraum von drei Monaten aussetzen, sofern sie zuvor

a) den Durchführungsausschuss für die Länder des westlichen Balkans unterrichtet hat;

b) die Mitgliedstaaten aufgefordert hat, die nötigen Vorbeugungsmaßnahmen zu treffen, um die finanziellen Interessen der 
Union zu schützen oder die Einhaltung von Artikel 2 Absatz 1 durch die begünstigten Parteien zu erreichen;

c) im Amtsblatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung veröffentlicht hat, in der festgestellt wird, dass an der 
ordnungsgemäßen Anwendung der Präferenzregelungen oder an der Einhaltung von Artikel 2 Absatz 1 durch die 
begünstigte Partei begründete Zweifel bestehen, die das Recht dieser Partei auf eine weitere Inanspruchnahme der 
aufgrund dieser Verordnung gewährten Vorteile infrage stellen könnten.

Die Maßnahmen nach Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes werden im Wege von Durchführungsrechtsakten erlassen. 
Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 8 Absatz 3 genannten Prüfverfahren erlassen.

(2) Bei Ablauf des Aussetzungszeitraums beschließt die Kommission entweder, die zeitweilige Aussetzung zu beenden 
oder die Aussetzung nach Absatz 1 zu verlängern.

Artikel 11

Aufhebung

Die Verordnung (EG) Nr. 1215/2009 wird aufgehoben.

(9) Verordnung (EU) 2015/478 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 2015 über eine gemeinsame Einfuhrregelung 
(ABl. L 83 vom 27.3.2015, S. 16).
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Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind nach 
Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang III zu lesen.

Artikel 12

Inkrafttreten und Geltungsdauer

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt bis zum 31. Dezember 2025.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Straßburg am 28. Februar 2024.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Die Präsidentin
R. METSOLA

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. MICHEL
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ANHANG I 

Betreffend die in Artikel 3 Absatz 1 genannten Zollkontingente 

Ungeachtet der Auslegungsregeln für die Kombinierte Nomenklatur gilt die Bezeichnung der Waren nur als Hinweis, 
während die Präferenzbehandlung im Rahmen dieses Anhangs durch die KN-Codes bestimmt ist. Bei KN-Codes mit dem 
Zusatz „ex“ wird die Präferenzbehandlung in Anwendung des KN-Codes zusammen mit der entsprechenden Beschreibung 
bestimmt.

Lfd. Nr. KN-Code Beschreibung Kontingent-menge 
pro Jahr (1) Begünstigte Parteien Zollsatz

09.1530 ex 2204 21 94
ex 2204 21 95
ex 2204 21 96
ex 2204 21 97
ex 2204 21 98
ex 2204 22 93
ex 2204 22 94
ex 2204 22 95
ex 2204 29 93
ex 2204 29 94
ex 2204 29 95

Wein aus frischen 
Weintrauben mit 
einem 
vorhandenen 
Alkoholgehalt von 
15 % vol oder 
weniger, 
ausgenommen 
Schaumwein

30 000 hl Albanien (2), 
Bosnien und 
Herzegowina (3), 
das Kosovo (4), 
Montenegro (5), 
Nordmazedo-
nien (6), Serbien (7)

Befreiung

(1) Je Zollkontingent ist für Einfuhren mit Ursprung in den begünstigten Parteien eine Gesamtmenge zugänglich.
(2) Wein mit Ursprung in Albanien erhält Zugang zum Gesamtzollkontingent, sofern zuvor das einzelne Zollkontingent ausgeschöpft 

wurde, das in dem mit Albanien vereinbarten Protokoll über Wein festgelegt ist. Dieses einzelne Zollkontingent wird unter den 
laufenden Nummern 09.1512 und 09.1513 eröffnet.

(3) Wein mit Ursprung in Bosnien und Herzegowina erhält Zugang zum Gesamtzollkontingent, sofern zuvor die beiden einzelnen 
Zollkontingente ausgeschöpft wurden, die in dem mit Bosnien und Herzegowina vereinbarten Protokoll über Wein festgelegt sind. 
Diese einzelnen Zollkontingente werden unter den laufenden Nummern 09.1528 und 09.1529 eröffnet.

(4) Wein mit Ursprung im Kosovo erhält Zugang zum Gesamtzollkontingent, sofern zuvor die beiden einzelnen Zollkontingente 
ausgeschöpft wurden, die in dem mit dem Kosovo vereinbarten Protokoll über Wein festgelegt sind. Diese einzelnen Zollkontingente 
werden unter den laufenden Nummern 09.1570 und 09.1572 eröffnet.

(5) Wein mit Ursprung in Montenegro erhält Zugang zum Gesamtzollkontingent, soweit es sich um Waren des KN-Codes 2204 21 handelt 
und sofern zuvor das einzelne Zollkontingent ausgeschöpft wurde, das in dem mit Montenegro vereinbarten Protokoll über Wein 
festgelegt ist. Dieses einzelne Zollkontingent wird unter der laufenden Nummer 09.1514 eröffnet.

(6) Wein mit Ursprung in Nordmazedonien erhält Zugang zum Gesamtzollkontingent, sofern zuvor die beiden einzelnen Zollkontingente 
ausgeschöpft wurden, die in dem mit Nordmazedonien vereinbarten Zusatzprotokoll über Wein festgelegt sind. Diese einzelnen 
Zollkontingente werden unter den laufenden Nummern 09.1558 und 09.1559 eröffnet.

(7) Wein mit Ursprung in Serbien erhält Zugang zum Gesamtzollkontingent, sofern zuvor die beiden einzelnen Zollkontingente 
ausgeschöpft wurden, die in dem mit Serbien vereinbarten Protokoll über Wein festgelegt sind. Diese einzelnen Zollkontingente 
werden unter den laufenden Nummern 09.1526 und 09.1527 eröffnet.
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ANHANG II 

Aufgehobene Verordnung mit Liste ihrer nachfolgenden Änderungen 

Verordnung (EG) Nr. 1215/2009 des Rates (ABl. L 328 vom 
15.12.2009, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 1336/2011 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 347 vom 30.12.2011, S. 1).

Verordnung (EU) Nr. 517/2013 des Rates (ABl. L 158 vom 
10.6.2013, S. 1).

Nur Artikel 1 Absatz 1, Buchstabe n, fünfter Gedankenstrich, 
und Nummer 16.5 des Anhangs

Verordnung (EU) Nr. 1202/2013 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (ABl. L 321 vom 30.11.2013, S. 1).

Verordnung (EU) 2015/2423 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 341 vom 24.12.2015, S. 18).

Delegierte Verordnung (EU) 2017/1464 der Kommission 
(ABl. L 209 vom 12.8.2017, S. 1).

Verordnung (EU) 2020/2172 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (ABl. L 432 vom 21.12.2020, S. 7).
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ANHANG III 

Entsprechungstabelle 

Verordnung (EG) Nr. 1215/2009 Vorliegende Verordnung

Artikel 1 und 2 Artikel 1 und 2

Artikel 3 Absatz 1 Artikel 3 Absatz 1

Artikel 3 Absatz 4 Artikel 3 Absatz 2

Artikel 5 Artikel 4

Artikel 6 Artikel 5

Artikel 7 Artikel 6

Artikel 7a Absätze 1, 2 und 3 Artikel 7 Absätze 1, 2 und 3

— Artikel 7 Absatz 4

Artikel 7a Absatz 4 Artikel 7 Absatz 5

Artikel 7a Absatz 5 Artikel 7 Absatz 6

Artikel 8 Absätze 1 und 2 Artikel 8 Absätze 1 und 2

Artikel 8 Absatz 4 Artikel 8 Absatz 3

Artikel 9 Artikel 9

Artikel 10 Absatz 1 Artikel 10 Absatz 1

Artikel 10 Absatz 3 Artikel 10 Absatz 2

Artikel 11 und 12 Artikel 11 und 12

Anhang I Anhang I

Anhang III —

Anhang IV —

— Anhang II

— Anhang III
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RICHTLINIE (EU) 2024/825 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 28. Februar 2024

zur Änderung der Richtlinien 2005/29/EG und 2011/83/EU hinsichtlich der Stärkung der 
Verbraucher für den ökologischen Wandel durch besseren Schutz gegen unlautere Praktiken und 

durch bessere Informationen 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1),

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (2),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Um auf der Grundlage eines hohen Verbraucher- und Umweltschutzniveaus zum reibungslosen Funktionieren des 
Binnenmarkts beizutragen und Fortschritte beim ökologischen Wandel zu erzielen, müssen Verbraucher in der Lage 
sein, informierte Kaufentscheidungen zu treffen und so zu einem nachhaltigeren Konsumverhalten beizutragen. 
Gewerbetreibende sind daher verpflichtet, klare, relevante und zuverlässige Informationen bereitzustellen. Deshalb 
sollten spezifische Vorschriften in das Verbraucherrecht der Union aufgenommen werden, um unlautere Geschäfts­
praktiken zu bekämpfen, die Verbraucher irreführen und verhindern, dass sie nachhaltige Konsumentscheidungen 
treffen, beispielsweise Praktiken in Verbindung mit der frühzeitigen Obsoleszenz von Waren und irreführenden 
Umweltaussagen, irreführende Informationen über die sozialen Merkmale von Produkten oder der Geschäftstätigkeit 
von Gewerbetreibenden oder nicht transparente und nicht glaubwürdige Nachhaltigkeitssiegel. Diese Vorschriften 
werden es den zuständigen nationalen Stellen ermöglichen, solche Praktiken wirksam anzugehen. Wird 
sichergestellt, dass die Umweltaussagen korrekt, verständlich und verlässlich sind, werden dadurch gleiche 
Ausgangsbedingungen für Gewerbetreibende geschaffen und Verbraucher in die Lage versetzt, Produkte zu wählen, 
die tatsächlich besser für die Umwelt sind als konkurrierende Produkte. Dadurch wird der Wettbewerb gefördert, 
was zu ökologisch nachhaltigeren Produkten führt und damit die negativen Auswirkungen auf die Umwelt 
verringert.

(2) Diese neuen Vorschriften sollten durch eine Änderung der Artikel 6 und 7 der Richtlinie 2005/29/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates (3)in Bezug auf Geschäftspraktiken, die auf der Grundlage einer Einzelfall­
bewertung als irreführend gelten und daher verboten sind, und durch eine Änderung des Anhangs I der 
Richtlinie 2005/29/EG mit der Aufnahme spezifischer irreführender Praktiken, die unter allen Umständen als 
unlauter gelten und deshalb verboten sind, eingeführt werden. In Übereinstimmung mit der Richtlinie 2005/29/EG 
sollte eine Geschäftspraktik auch weiterhin auf der Grundlage der Artikel 5 bis 9 jener Richtlinie als unlauter gelten 
können, auch wenn diese Geschäftspraktik nicht als unlautere Geschäftspraktik in Anhang I der 
Richtlinie 2005/29/EG aufgeführt ist.

(3) Damit Verbraucher besser informierte Entscheidungen treffen können und so die Nachfrage nach und das Angebot 
von nachhaltigeren Waren angekurbelt werden, sollten Verbraucher durch die allgemeine Präsentation eines 
Produkts nicht hinsichtlich der ökologischen oder sozialen Merkmale oder der Zirkularitätsaspekte, etwa der 
Haltbarkeit, der Reparierbarkeit oder der Recyclingfähigkeit, in die Irre geführt werden. Artikel 6 Absatz 1 der 
Richtlinie 2005/29/EG sollte daher geändert werden, indem ökologische und soziale Merkmale sowie Zirkularität­

(1) ABl. C 443 vom 22.11.2022, S. 75.
(2) Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 17. Januar 2024 (noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht) und Beschluss des Rates vom 

20. Februar 2024.
(3) Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken von 

Unternehmen gegenüber Verbrauchern im Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der 
Richtlinien 97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) 
Nr. 2006/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates (Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken) (ABl. L 149 vom 
11.6.2005, S. 22).
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saspekte in die Liste der wesentlichen Merkmale eines Produkts aufgenommen werden, in Bezug auf die die Praktiken 
eines Gewerbetreibenden auf der Grundlage einer Einzelfallprüfung als irreführend angesehen werden könnten. Die 
von Gewerbetreibenden bereitgestellten Informationen über die sozialen Merkmale eines Produkts entlang der 
gesamten Wertschöpfungskette können sich beispielsweise auf die Qualität und Gerechtigkeit der Arbeitsbe­
dingungen der beteiligten Arbeitskräfte, wie beispielsweise angemessene Löhne, Sozialschutz, Sicherheit des 
Arbeitsumfelds und sozialer Dialog beziehen. Diese Informationen können sich auch auf die Achtung der 
Menschenrechte, die Gleichbehandlung und Chancengleichheit für alle, einschließlich der Gleichstellung der 
Geschlechter, Inklusion und Vielfalt, sowie auf Beiträge zu sozialen Initiativen oder auf ethische Verpflichtungen wie 
den Tierschutz beziehen. Die ökologischen und sozialen Merkmale eines Produkts können in einem weiten Sinne 
verstanden werden und umfassen die ökologischen und sozialen Aspekte, Auswirkungen und Leistungen eines 
Produkts.

(4) Umweltaussagen, insbesondere klimabezogene Aussagen, beziehen sich zunehmend auf die künftige Leistung in der 
Form eines Übergangs zu CO2- oder Klimaneutralität oder eines ähnlichen Ziels bis zu einem bestimmten Datum. 
Durch diese Aussagen schaffen Gewerbetreibende den Eindruck, dass Verbraucher durch den Kauf ihrer Produkte zu 
einer CO2-armen Wirtschaft beitragen. Um die Lauterkeit und Glaubwürdigkeit dieser Aussagen sicherzustellen, 
sollte Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie 2005/29/EG geändert werden, um solche Aussagen nach einer Einzelfall­
bewertung zu verbieten, wenn sie nicht durch vom Gewerbetreibenden vorgegebene, klare, objektive, öffentlich 
zugängliche und überprüfbare Verpflichtungen und Ziele gestützt werden, die in einem ausführlichen und 
realistischen Umsetzungsplan enthalten sind, aus dem hervorgeht, wie diese Verpflichtungen und Ziele erreicht 
werden, und in dem eine entsprechende Mittelzuweisung vorgesehen ist. Dieser Umsetzungsplan sollte im Einklang 
mit dem Unionsrecht gegebenenfalls alle relevanten Aspekte enthalten, die für die Erfüllung der Verpflichtungen 
erforderlich sind, etwa die finanziellen Mittel und technologische Entwicklungen. Diese Aussagen sollten auch von 
einem externen Sachverständigen überprüft werden, der vom Gewerbetreibenden unabhängig und nicht von 
Interessenkonflikten betroffen ist, über Erfahrungen und Kompetenzen in Umweltfragen verfügt und in der Lage 
sein sollte, den Fortschritt des Gewerbetreibenden hinsichtlich der Verpflichtungen und Ziele, einschließlich der 
Etappenziele für deren Erreichung, regelmäßig zu überwachen. Gewerbetreibende sollten sicherstellen, dass die 
Ergebnisse der regelmäßigen Überprüfungen des externen Sachverständigen den Verbrauchern zur Verfügung 
stehen.

(5) Eine weitere möglicherweise irreführende Geschäftspraktik, die in die spezifischen Praktiken in Artikel 6 Absatz 2 
der Richtlinie 2005/29/EG aufzunehmen ist, ist die Werbung mit Vorteilen für Verbraucher, die irrelevant sind und 
nicht unmittelbar mit einem Merkmal des jeweiligen Produkts oder der jeweiligen Geschäftstätigkeit 
zusammenhängen und Verbraucher zu der falschen Annahme führen könnten, dass diese Produkte oder Geschäftstä­
tigkeiten für Verbraucher, die Umwelt oder die Gesellschaft vorteilhafter sind als andere Produkte oder Geschäftstä­
tigkeiten derselben Art, beispielsweise indem behauptet wird, dass eine bestimmte Marke von abgefülltem Wasser 
glutenfrei ist oder dass Papierblätter keinen Kunststoff enthalten.

(6) Der Vergleich von Produkten auf der Grundlage ihrer ökologischen oder sozialen Merkmale oder Zirkularität­
saspekte, wie der Haltbarkeit, der Reparierbarkeit oder der Recyclingfähigkeit, ist eine zunehmend verbreitete 
Vermarktungstechnik, die für Verbraucher, die die Verlässlichkeit dieser Informationen nicht immer bewerten 
können, irreführend sein kann. Um sicherzustellen, dass Verbraucher durch diese Vergleiche nicht in die Irre geführt 
werden, sollte Artikel 7 der Richtlinie 2005/29/EG dahingehend geändert werden, dass Gewerbetreibende 
verpflichtet werden, Verbrauchern Informationen über die Vergleichsmethode, die Produkte, die Gegenstand des 
Vergleichs sind, und die Lieferanten dieser Produkte sowie die Maßnahmen, die ergriffen werden, um die 
Informationen auf dem neuesten Stand zu halten, bereitzustellen. Damit sollte sichergestellt werden, dass 
Verbraucher besser informierte geschäftliche Entscheidungen treffen können, wenn sie sich auf solche Vergleiche 
verlassen. Es sollte sichergestellt werden, dass, solche Vergleiche objektiv sind, insbesondere durch den Vergleich von 
Produkten, die die gleiche Funktion erfüllen, unter Anwendung einer einheitlichen Methode und einheitlicher 
Annahmen, sowie durch den Vergleich des Materials und überprüfbarer Merkmale der Produkte, die verglichen 
werden.

(7) Nachhaltigkeitssiegel können sich auf viele Merkmale eines Produkts, eines Verfahrens oder einer Geschäftstätigkeit 
beziehen, und es ist äußerst wichtig, für ihre Transparenz und Glaubwürdigkeit zu sorgen. Das Anbringen von 
Nachhaltigkeitssiegeln, die nicht auf einem Zertifizierungssystem beruhen oder nicht von staatlichen Stellen 
festgesetzt wurden, sollte daher verboten werden, indem diese Praktiken in die Liste in Anhang I der 
Richtlinie 2005/29/EG aufgenommen werden. Vor dem Anbringen eines Nachhaltigkeitssiegels sollte der 
Gewerbetreibende sicherstellen, dass es gemäß den öffentlich einsehbaren Bedingungen des Zertifizierungssystems 
Mindestanforderungen hinsichtlich Transparenz und Glaubwürdigkeit erfüllt, einschließlich einer objektiven 
Überwachung der Einhaltung der Anforderungen des Systems. Diese Überwachung sollte von einem Dritten 
durchgeführt werden, dessen Kompetenz und Unabhängigkeit sowohl vom Systeminhaber als auch von dem 
Gewerbetreibenden auf der Grundlage internationaler, unionsweiter oder nationaler Normen und Verfahren 
sichergestellt ist, beispielsweise durch den Nachweis der Einhaltung einschlägiger internationaler Normen wie der 
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Norm ISO 17065 „Konformitätsbewertung — Anforderungen an Stellen, die Produkte, Prozesse und 
Dienstleistungen zertifizieren“ oder durch die in der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (4) vorgesehenen Mechanismen. Das Anbringen von Nachhaltigkeitssiegeln bleibt ohne Zertifizie­
rungssystem möglich, wenn diese Siegel von einer staatlichen Stelle festgesetzt wurden, oder wenn zusätzliche 
Formen der Angabe und Aufmachung von Lebensmitteln nach Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (5) verwendet werden.

Beispiele für von staatlichen Stellen festgesetzte Nachhaltigkeitssiegel sind Logos, die vergeben werden, wenn die 
Anforderungen der Verordnungen (EG) Nr. 1221/2009 (6) oder (EG) Nr. 66/2010 (7) des Europäischen Parlaments 
und des Rates eingehalten werden. Auch einige Gewährleistungsmarken im Sinne von Artikel 27 der Richtlinie 
(EU) 2015/2436 des Europäischen Parlaments und des Rates (8) können als Nachhaltigkeitssiegel dienen, wenn sie 
ein Produkt, ein Verfahren oder eine Geschäftstätigkeit etwa in Bezug auf die ökologischen und/oder sozialen 
Merkmale bewerben. Der Gewerbetreibende sollte solche Gewährleistungsmarken nur dann anbringen können, 
wenn sie von staatlichen Stellen festgesetzt wurden oder auf einem Zertifizierungssystem beruhen. Diese Vorschrift 
ergänzt Anhang I Nummer 4 der Richtlinie 2005/29/EG, wonach es verboten ist, zu behaupten, dass ein 
Gewerbetreibender, dessen Geschäftspraktiken oder ein Produkt von einer öffentlichen oder privaten Stelle bestätigt, 
gebilligt oder genehmigt worden seien, obwohl dies nicht der Fall ist, oder eine solche Behauptung aufzustellen, ohne 
dass den Bedingungen für die Bestätigung, Billigung oder Genehmigung entsprochen wird. Freiwillige marktbasierte 
Standards und freiwillige öffentliche Standards für grüne und nachhaltige Anleihen richten sich nicht in erster Linie 
an Kleinanleger und unterliegen speziellem Recht. Aus diesen Gründen sollten diese Standards nicht als Nachhaltig­
keitssiegel im Sinne dieser Richtlinie gelten. Es ist wichtig, dass die staatlichen Stellen im Rahmen des Möglichen 
und im Einklang mit dem Unionsrecht Maßnahmen fördern, um kleinen und mittleren Unternehmen den Zugang 
zu Nachhaltigkeitssiegeln zu erleichtern.

(8) In Fällen, in denen das Anbringen eines Nachhaltigkeitssiegels mit einer kommerziellen Kommunikation verbunden 
ist, mit der suggeriert oder der Eindruck erweckt wird, dass ein Produkt positive oder keinerlei Auswirkungen auf 
die Umwelt hat oder weniger umweltschädlich ist als konkurrierende Produkte, sollte dieses Nachhaltigkeitssiegel 
auch als eine Umweltaussage angesehen werden.

(9) Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG sollte darüber hinaus dahingehend geändert werden, dass allgemeine 
Umweltaussagen ohne eine anerkannte hervorragende Umweltleistung, auf die sich die Aussage bezieht, verboten 
werden. Beispiele allgemeiner Umweltaussagen umfassen „umweltfreundlich“, „umweltschonend“, „grün“, 
„naturfreundlich“, „ökologisch“, „umweltgerecht“, „klimafreundlich“, „umweltverträglich“, „CO2-freundlich“, 
„energieeffizient“ „biologisch abbaubar“, „biobasiert“ oder ähnliche Aussagen, mit denen eine hervorragende 
Umweltleistung suggeriert wird oder die diesen Eindruck entstehen lassen. Diese allgemeinen Umweltaussagen 
sollten verboten werden, wenn eine anerkannte hervorragende Umweltleistung nicht nachgewiesen werden kann. 
Wenn die Spezifizierung der Umweltaussage auf demselben Medium klar und in hervorgehobener Weise angegeben 
ist, beispielsweise im selben Fernseh- oder Radiowerbespot, auf der Produktverpackung oder auf der Online- 
Verkaufsoberfläche, gilt die Umweltaussage nicht als allgemeine Umweltaussage. Zum Beispiel wäre die Aussage 
„klimafreundliche Verpackungen“ eine allgemeine Aussage, während die Aussage „100 % der für die Herstellung 
dieser Verpackungen verwendeten Energie stammen aus erneuerbaren Quellen“ eine spezifische Aussage ist, die 
unbeschadet anderer Bestimmungen der Richtlinie 2005/29/EG, die für diese spezifischen Aussagen weiterhin 
gelten, nicht unter dieses Verbot fallen würde. Darüber hinaus könnte eine schriftliche oder mündliche Aussage in 
Kombination mit impliziten Aussagen wie Farben oder Bildern eine allgemeine Umweltaussage darstellen.

(4) Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die 
Akkreditierung und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 30).

(5) Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 betreffend die Information der 
Verbraucher über Lebensmittel und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie 90/496/EWG des Rates, der 
Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates, der 
Richtlinien 2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommission und der Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission (ABl. L 304 vom 
22.11.2011, S. 18).

(6) Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über die freiwillige Teilnahme 
von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umweltmanagement und Umweltbetriebsprüfung und zur Aufhebung der 
Verordnung (EG) Nr. 761/2001, sowie der Beschlüsse der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABl. L 342 vom 
22.12.2009, S. 1).

(7) Verordnung (EG) Nr. 66/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über das EU-Umweltzeichen 
(ABl. L 27 vom 30.1.2010, S. 1).

(8) Richtlinie (EU) 2015/2436 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 2015 zur Angleichung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Marken (ABl. L 336 vom 23.12.2015, S. 1).
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(10) Eine anerkannte hervorragende Umweltleistung kann durch die Einhaltung der Verordnung (EG) Nr. 66/2010 oder 
der staatlich anerkannten Systeme für Umweltkennzeichnung nach EN ISO 14024 in den Mitgliedstaaten oder 
durch ein Entsprechen mit Umwelthöchstleistungen für ein bestimmtes ökologisches Merkmal nach anderem 
gültigen Unionsrecht nachgewiesen werden, beispielsweise Klasse A im Sinne der Verordnung (EU) 2017/1369 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (9). Die betreffende anerkannte hervorragende Umweltleistung sollte sich 
auf die gesamte Aussage beziehen. Beispielsweise könnte eine allgemeine Umweltaussage wie „energieeffizient“ auf 
der Grundlage einer anerkannten hervorragenden Umweltleistung nach der Verordnung (EU) 2017/1369 getroffen 
werden. Im Gegensatz dazu könnte eine allgemeine Umweltaussage wie „biologisch abbaubar“ nicht auf der 
Grundlage einer anerkannten hervorragenden Umweltleistung nach der Verordnung (EG) Nr. 66/2010 getroffen 
werden, soweit in den spezifischen Kriterien für das EU-Umweltzeichen keine Anforderungen der biologischen 
Abbaubarkeit für das betreffende Produkt festgelegt sind. Ebenso sollte ein Gewerbetreibender keine allgemeinen 
Aussagen wie „bewusst“, „nachhaltig“ oder „verantwortungsbewusst“ machen, die ausschließlich auf einer 
anerkannten hervorragenden Umweltleistung beruhen, da sich derartige Aussagen neben den Umweltmerkmalen 
auch auf andere Merkmale wie soziale Merkmale beziehen.

(11) Eine weitere irreführende Geschäftspraktik, die unter allen Umständen verboten werden und deshalb in die Liste in 
Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG aufgenommen werden sollte, ist das Treffen einer Umweltaussage zum 
gesamten Produkt oder zur gesamten Geschäftstätigkeit des Gewerbetreibenden, wenn sie sich tatsächlich nur auf 
einen bestimmten Aspekt des Produkts oder einen konkreten, nicht repräsentativen Teil der Geschäftstätigkeit des 
Gewerbetreibenden bezieht. Dieses Verbot fände beispielsweise Anwendung, wenn ein Produkt als „mit Recycling­
material hergestellt“ vermarktet wird, um den Eindruck zu erwecken, dass das gesamte Produkt aus Recycling­
material besteht, obwohl tatsächlich nur die Verpackung aus Recyclingmaterial besteht, oder wenn ein 
Gewerbetreibender den Eindruck erweckt, dass er ausschließlich Energie aus erneuerbaren Quellen nutzt, obwohl 
für zahlreiche seiner Anlagen nach wie vor fossile Brennstoffe genutzt werden. Dementsprechend sollte das Verbot 
einen Gewerbetreibenden nicht daran hindern, Umweltaussagen in Bezug auf seine gesamte Geschäftstätigkeit zu 
machen“ sofern diese Aussagen genau und überprüfbar sind und den Nutzen für die Umwelt nicht übertrieben 
darstellen, was im zweiten dieser Beispiele der Fall wäre, würde der Händler für seine gesamte Geschäftstätigkeit 
einen Rückgang der Nutzung fossiler Brennstoffe melden.

(12) Es ist besonders wichtig, Aussagen zu verbieten, die sich auf der Kompensation von Treibhausgasemissionen 
begründen und wonach ein Produkt, also entweder eine Ware oder eine Dienstleistung, hinsichtlich der Treibhausga­
semissionen neutrale, verringerte oder positive Auswirkungen auf die Umwelt hat. Solche Aussagen sollten unter 
allen Umständen verboten und in die Liste in Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG aufgenommen werden, da 
Verbraucher in die Irre geführt werden, indem ihnen suggeriert wird, dass sich diese Aussagen auf das Produkt 
selbst oder auf die Bereitstellung und Herstellung dieses Produkts beziehen, oder indem bei Verbrauchern der falsche 
Eindruck erweckt wird, dass der Verbrauch dieses Produkts keine Auswirkungen auf die Umwelt habe. Beispiele 
solcher Aussagen sind „klimaneutral“, „zertifiziert CO2-neutral“, „CO2-positiv“, „mit Klimaausgleich“, 
„klimaschonend“ und „mit reduziertem CO2-Fußabdruck“. Solche Aussagen sollten nur zulässig sein, wenn sie auf 
den tatsächlichen Auswirkungen auf den Lebenszyklus des betreffenden Produkts beruhen und sich nicht auf die 
Kompensation von Treibhausgasemissionen außerhalb der Wertschöpfungskette des Produkts beziehen, da Ersteres 
und Letzteres nicht gleichwertig ist. Ein solches Verbot sollte Unternehmen nicht daran hindern, für ihre 
Investitionen in Umweltinitiativen, etwa in Projekte für Emissionsgutschriften, zu werben, sofern sie diese 
Informationen in einer Weise bereitstellen, die nicht irreführend ist und den Anforderungen des Unionsrechts 
genügt.

(13) Zusätzliche Anforderungen an Umweltaussagen müssen in spezifischen Rechtsakten der Union festgelegt werden. 
Diese neuen Anforderungen tragen zum Ziel der Mitteilung der Kommission vom 11. Dezember 2019 über den 
europäischen Grünen Deal bei, die Käufer in die Lage zu versetzen, nachhaltigere Entscheidungen zu treffen, und 
das Risiko der Grünfärberei durch zuverlässige, vergleichbare und überprüfbare Informationen zu verringern.

(14) Die mitgliedstaatenübergreifende Vermarktung von Waren als identische Waren, obgleich diese sich in Wirklichkeit 
in ihrer Zusammensetzung oder ihren Merkmalen wesentlich voneinander unterscheiden, könnte für Verbraucher 
irreführend sein und sie zu einer geschäftlichen Entscheidung veranlassen, die sie ansonsten nicht getroffen hätten. 
Solche Vermarktungspraktiken werden ausdrücklich in Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie 2005/29/EG 
behandelt, der mit der Richtlinie (EU) 2019/2161 des Europäischen Parlaments und des Rates (10) eingeführt wurde, 

(9) Verordnung (EU) 2017/1369 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2017 zur Festlegung eines Rahmens für die 
Energieverbrauchskennzeichnung und zur Aufhebung der Richtlinie 2010/30/EU (ABl. L 198 vom 28.7.2017, S. 1).

(10) Richtlinie (EU) 2019/2161 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 zur Änderung der 
Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinien 98/6/EG, 2005/29/EG und 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der Verbraucherschutzvorschriften der Union (ABl. L 328 vom 18.12.2019, 
S. 7).
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die die Mitgliedstaaten ab dem 28. Mai 2022 anwenden müssen. Die Kommission wird die Anwendung der 
Richtlinie (EU) 2019/2161, einschließlich Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie 2005/29/EG, im Jahr 2024 
bewerten und über die Anwendung sowie darüber Bericht erstatten, ob diese Praktiken strengeren Anforderungen, 
einschließlich eines Verbots nach Anhang I, unterliegen sollten. Die neuen Bestimmungen dieser Richtlinie gegen 
Grünfärberei sollten auch für Praktiken gelten, bei denen Varianten desselben Produkts in verschiedenen 
Mitgliedstaaten trotz erheblicher Unterschiede gemäß Artikel 6 Absatz 2 Buchstabe c der Richtlinie 2005/29/EG als 
identische Produkte vermarktet werden.

(15) Die Präsentation von Anforderungen, die für alle Produkte in der entsprechenden Produktkategorie, einschließlich 
eingeführter Produkte, nach Unionsrecht gesetzlich vorgeschrieben sind, als Besonderheit des Angebots des 
Gewerbetreibenden, sollte in Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG unter allen Umständen verboten und daher in die 
Liste in diesem Anhang aufgenommen werden. Das Verbot sollte zum Beispiel gelten, wenn ein Gewerbetreibender 
damit werben, dass ein bestimmtes Produkt einen bestimmten chemischen Stoff nicht enthält, wenn dieser Stoff 
bereits für alle Produkte innerhalb dieser Produktkategorie in der Union gesetzlich verboten ist. Andererseits sollte 
das Verbot nicht für Geschäftspraktiken gelten, im Rahmen derer die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften durch 
Gewerbetreibenden oder die Produkte beworben wird, die nur für einige Produkte gelten, jedoch nicht für andere 
konkurrierende Produkte in derselben Kategorie auf dem Unionsmarkt, beispielsweise Produkte mit Ursprung 
außerhalb der Union. Es könnte vorkommen, dass bestimmte Produkte auf dem Markt bestimmte rechtliche 
Anforderungen erfüllen müssen, während andere Produkte derselben Produktkategorie diese Anforderungen nicht 
erfüllen müssen. So dürften beispielsweise für Fischereierzeugnisse, die im Einklang mit dem Unionsrecht 
nachhaltig produziert wurden, die Nachhaltigkeitsmerkmale derjenigen Produkte beworben werden, die den 
Anforderungen des Unionsrechts entsprechen, sofern Fischereierzeugnisse aus Drittstaaten, die auf dem 
Unionsmarkt angeboten werden, diese Anforderungen des Unionsrechts nicht erfüllen müssen.

(16) Um das Verbraucherwohl zu verbessern, sollten die Änderungen der Richtlinie 2005/29/EG auch mehrere Praktiken 
hinsichtlich frühzeitiger Obsoleszenz betreffen, einschließlich geplanter frühzeitiger Obsoleszenz — eine 
Geschäftspraktik, bei der ein Produkt vorsätzlich mit einer begrenzten Lebensdauer geplant oder konzipiert wird, 
sodass es nach einem bestimmten Zeitraum oder einer vorgegebenen Intensität der Verwendung veraltet ist oder 
nicht mehr funktioniert. Durch den Kauf von Produkten, bei denen erwartet wird, dass sie länger halten als dies 
tatsächlich der Fall ist, entsteht ein Nachteil für Verbraucher. Zudem wirkt sich die frühzeitige Obsoleszenz durch 
erhöhte Abfallmengen und die stärkere Nutzung von Energie und Material insgesamt nachteilig auf die Umwelt aus. 
Daher dürften Informationen über Praktiken hinsichtlich frühzeitiger Obsoleszenz ebenfalls die Abfallmengen 
verringern und so zu einem nachhaltigeren Konsum beitragen.

(17) Es sollte gemäß Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG auch verboten sein, Verbrauchern Informationen darüber 
zurückzuhalten, dass sich eine Softwareaktualisierung negativ auf das Funktionieren von Waren mit digitalen 
Elementen oder die Nutzung digitaler Inhalte oder digitaler Dienstleistungen auswirkt. Im Allgemeinen ist davon 
auszugehen, dass Gewerbetreibende, die für die Entwicklung von Softwareaktualisierungen verantwortlich sind, 
über derartige Informationen verfügen, während sich Gewerbetreibende in anderen Fällen auf zuverlässige 
Informationen verlassen können, die beispielsweise von Softwareentwicklern, Lieferanten oder zuständigen 
nationalen Behörden bereitgestellt werden. Wenn ein Gewerbetreibender zum Beispiel Verbraucher auffordert, das 
Betriebssystem ihres Smartphones zu aktualisieren, sollte er Verbrauchern nicht Informationen zurückhalten, dass 
sich diese Aktualisierung negativ auf die Funktionsweise anderer Merkmale des Smartphones auswirken wird, etwa 
auf die Batterie, die Leistung bestimmter Anwendungen oder in Form einer allgemeinen Verlangsamung des 
Smartphones. Das Verbot sollte für alle Aktualisierungen gelten, einschließlich Sicherheits- und Funktionsaktuali­
sierungen. Für Aktualisierungen, einschließlich Sicherheitsaktualisierungen, die für den Erhalt der Vertragsmäßigkeit 
der Waren, digitalen Inhalte und digitalen Dienstleistungen erforderlich sind, sollten auch Artikel 8 der Richtlinie 
(EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates (11) und Artikel 7 der Richtlinie (EU) 2019/771 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (12) gelten. Dies gilt unbeschadet des Artikels 19 der Richtlinie 
(EU) 2019/770.

(11) Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte 
der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 1).

(12) Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 über bestimmte vertragsrechtliche Aspekte 
des Warenkaufs, zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/2394 und der Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Aufhebung der 
Richtlinie 1999/44/EG (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 28).
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(18) Softwareaktualisierungen, bei denen es sich um Sicherheitsaktualisierungen handelt, sind für die sichere Nutzung des 
Produkts erforderlich, während das bei Aktualisierungen im Zusammenhang mit der Verbesserung der Funktionali­
tätsmerkmale nicht der Fall ist. Daher sollte es mit der Richtlinie 2005/29/EG verboten werden, eine Softwareaktua­
lisierung als für den Erhalt der Vertragsmäßigkeit erforderlich darzustellen, wenn die Aktualisierung nur der 
Verbesserung der Funktionalitätsmerkmale dient.

(19) Bei der kommerziellen Kommunikation über Waren, die ein zur Begrenzung ihrer Haltbarkeit eingeführtes Merkmal 
enthalten, handelt es sich um eine Geschäftspraktik, die Verbrauchern und der Umwelt schadet, da dadurch der 
Verkauf derartiger Waren gefördert wird, was Verbrauchern höhere Kosten verursacht und unnötigen Ressourcen­
verbrauch, unnötige Abfallerzeugung und unnötige Treibhausgasemissionen zur Folge hat. Eine derartige 
kommerzielle Kommunikation sollte daher verboten werden, wenn dem Gewerbetreibenden Informationen über 
das Merkmal und seine Auswirkungen auf die Haltbarkeit der Ware zur Verfügung stehen. Bei solchen Merkmalen 
könnte es sich zum Beispiel um Software handeln, die die Funktionalität der Ware nach einem bestimmten 
Zeitraum stoppt oder herabstuft, oder um eine Hardware, die so konzipiert ist, dass sie nach einem bestimmten 
Zeitraum ausfällt. Es könnte sich auch um einen Konstruktions- oder Herstellungsfehler handeln, der zwar nicht zu 
diesem Zweck als Merkmal eingeführt wurde, aber zu einem verfrühten Ausfall der Ware führt, wenn er nicht 
behoben wird, sobald dem Gewerbetreibenden Informationen über das Bestehen und die Auswirkungen des 
Merkmals zur Verfügung stehen. Im Zusammenhang mit diesem Verbot umfasst die kommerzielle Kommunikation 
Mitteilungen, die der unmittelbaren oder mittelbaren Bewerbung der Ware dienen. Die Herstellung und 
Bereitstellung von Waren auf dem Markt stellen keine kommerzielle Kommunikation dar. Dieses Verbot sollte 
hauptsächlich auf Gewerbetreibende abzielen, die auch die Hersteller der Waren sind, da sie die Haltbarkeit der 
Waren bestimmen.

Wenn daher festgestellt wird, dass eine Ware ein Merkmal zur Begrenzung der Haltbarkeit enthält, sollte im 
Allgemeinen davon ausgegangen werden, dass sich der Hersteller dieser Ware dieses Merkmals und seiner 
Auswirkungen auf die Haltbarkeit der Ware bewusst ist. Dennoch sollten Gewerbetreibende, die nicht Hersteller der 
Waren sind, etwa Verkäufer, von dieser Bestimmung erfasst werden, wenn ihnen zuverlässige Informationen über 
das Merkmal und seine Auswirkungen auf die Haltbarkeit zur Verfügung stehen, wie z. B. eine Erklärung einer 
zuständigen nationalen Behörde oder Informationen des Herstellers. Sobald dem Gewerbetreibenden derartige 
Informationen zur Verfügung stehen, sollte das Verbot daher unabhängig davon gelten, ob dem Gewerbetreibenden 
diese Informationen tatsächlich bekannt sind oder nicht, weil sie sie beispielsweise ignoriert haben. Damit eine 
derartige Geschäftspraktik als unlauter gilt, sollte nicht nachgewiesen werden müssen, dass der Zweck des Merkmals 
darin besteht, den Ersatz der betreffenden Ware zu fördern, sondern es sollte ausreichend sein, nachzuweisen, dass 
das Merkmal eingeführt wurde, um die Haltbarkeit der Ware zu begrenzen. Dieses Verbot ergänzt die Verbrauchern 
zur Verfügung stehenden Abhilfen und lässt diese im Falle einer Vertragswidrigkeit nach der Richtlinie 
(EU) 2019/771 unberührt. Die Verwendung von Merkmalen, durch die die Haltbarkeit der Waren begrenzt wird, 
sollte von Herstellungspraktiken, bei denen Stoffe oder Verfahren von allgemein schlechter Qualität verwendet 
werden und die zu der begrenzten Haltbarkeit der Waren führen, unterschieden werden. Für die Vertragswidrigkeit 
einer Ware infolge der Verwendung von minderwertigen Stoffen oder Verfahren sollten weiterhin die in der 
Richtlinie (EU) 2019/771 festgelegten Vorschriften über die Vertragsmäßigkeit der Waren gelten.

(20) Eine weitere Praktik, die nach Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG verboten werden sollte, ist die falsche 
Behauptung, dass eine Ware in Bezug auf die Nutzungsdauer oder -intensität bei normalen Nutzungsbedingungen 
eine bestimmte Haltbarkeit aufweist. Das wäre der Fall, wenn zum Beispiel ein Gewerbetreibender Verbraucher 
darüber informiert, dass eine Waschmaschine bei normalem Gebrauch gemäß der Gebrauchsanweisung 
voraussichtlich für eine bestimmte Anzahl von Waschgängen halten wird, obwohl dies bei der tatsächlichen 
Verwendung der Waschmaschine unter den vorgegebenen Bedingungen nicht der Fall ist. Solche Behauptungen 
werden weitgehend von den Herstellern vorgebracht, da sie die Haltbarkeit der Waren bestimmen. Daher wird von 
Gewerbetreibenden, die auch die Hersteller der Waren sind, davon ausgegangen, dass ihnen falsche Behauptungen 
über die Haltbarkeit der Waren bekannt sind, während sich andere Gewerbetreibende wie Verkäufer auf zuverlässige 
Informationen verlassen sollten, die ihnen zur Verfügung stehen, z. B. auf der Grundlage einer Erklärung einer 
zuständigen nationalen Behörde oder von Informationen des Herstellers. Für die Vertragswidrigkeit von Waren 
aufgrund gelegentlicher Fehler bei der Herstellung der Waren sollten weiterhin die in der Richtlinie (EU) 2019/771 
festgelegten Vorschriften über die Vertragsmäßigkeit der Waren gelten.

(21) Ebenso sollte Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG dahingehend geändert werden, dass die Präsentation von 
Produkten als reparierbar verboten ist, wenn eine solche Reparatur nicht möglich ist.

(22) Das Verbot dieser Praktiken hinsichtlich Haltbarkeit und Reparierbarkeit in der Richtlinie 2005/29/EG würde den 
Verbraucherschutzbehörden der Mitgliedstaaten ein zusätzliches Durchsetzungsinstrument für den besseren Schutz 
der Interessen von Verbrauchern in den Fällen bieten, in denen Gewerbetreibenden die Anforderungen hinsichtlich 
Haltbarkeit und Reparierbarkeit von Waren nach dem produktspezifischem Unionsrecht nicht einhalten.
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(23) Eine weitere Praktik hinsichtlich frühzeitiger Obsoleszenz, die in Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG verboten und 
in die Liste in diesem Anhang aufgenommen werden sollte, ist das Veranlassen von Verbrauchern, die Betriebsstoffe 
von Produkten früher zu ersetzen oder aufzufüllen, als dies aus technischen Gründen notwendig wäre. Diese Praktik 
verleitet Verbraucher zu der irrigen Annahme, dass die Waren nur weiter funktionieren werden, wenn ihre 
Betriebsstoffe ersetzt werden, und verleiten Verbraucher somit dazu, mehr Betriebsstoffe als notwendig zu kaufen. 
Zum Beispiel sollte die Praktik verboten werden, Verbraucher über die Einstellungen des Druckers aufzufordern, die 
Druckerpatronen zu ersetzen, bevor sie tatsächlich leer sind, um den Kauf zusätzlicher Druckerpatronen anzuregen.

(24) Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG sollte auch dahingehend geändert werden, dass es verboten wird, Verbrauchern 
Information darüber zurückzuhalten, dass die Funktionalität von Waren beeinträchtigt wird, wenn Betriebsstoffe, 
Ersatzteile oder Zubehör verwendet werden, die nicht vom ursprünglichen Hersteller stammen. Beispielsweise sollte 
bei Druckern, die so konzipiert sind, dass ihre Funktionalität beschränkt ist, wenn Druckerpatronen verwendet 
werden, die nicht vom ursprünglichen Hersteller des Druckers stammen, Verbrauchern diese Information nicht 
vorenthalten werden, da diese Praktik Verbraucher dahingehend in die Irre führen könnte, dass sie alternative 
Druckerpatronen kaufen, die für diesen Drucker nicht verwendet werden können, was zu unnötigen Abfallströmen 
oder zusätzlichen Kosten für Verbraucher führen könnte. Ebenso sollte Verbrauchern zum Zeitpunkt des Kaufs die 
Information nicht vorenthalten werden, dass intelligente Geräte so konzipiert sind, dass ihre Funktionalität 
beschränkt ist, wenn Ladegeräte oder Ersatzteile verwendet werden, die nicht vom ursprünglichen Hersteller 
stammen. Es sollte auch verboten sein, Verbraucher zu der Annahme zu verleiten, dass die Verwendung von 
Betriebsstoffen, Ersatzteilen oder Zubehör, die nicht vom ursprünglichen Hersteller geliefert werden, die 
Funktionalität von Waren beeinträchtigt, wenn dies nicht der Fall ist. Grundsätzlich kann bei Gewerbetreibenden, 
die auch die Hersteller der Waren sind, davon ausgegangen werden, dass ihnen diese Informationen bekannt sind, 
während sich andere Gewerbetreibende wie Verkäufer auf zuverlässige Informationen verlassen sollten, die ihnen 
zur Verfügung stehen, z. B. auf der Grundlage einer Erklärung einer zuständigen nationalen Behörde oder von 
Informationen des Herstellers.

(25) Um Verbraucher in die Lage zu versetzen, besser informierte Entscheidungen zu treffen, und um die Nachfrage nach 
und das Angebot von haltbareren Waren anzuregen, sollten vor Vertragsschluss genauere Informationen über die 
Haltbarkeit und Reparierbarkeit von Produkten aller Warenarten bereitgestellt werden. Zudem sollten Verbraucher 
bei Waren mit digitalen Elementen, digitalen Inhalten und digitalen Dienstleistungen über den Zeitraum informiert 
werden, in dem kostenlose Softwareaktualisierungen verfügbar sind. Daher sollte die Richtlinie 2011/83/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates (13) dahingehend geändert werden, dass Verbrauchern vorvertragliche 
Informationen über die Haltbarkeit, die Reparierbarkeit und die Verfügbarkeit von Aktualisierungen bereitgestellt 
werden. Die Informationen sollten Verbrauchern in klarer und verständlicher Weise und im Einklang mit den 
Barrierefreiheitsanforderungen im Sinne der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des 
Rates (14) bereitgestellt werden. Die Verpflichtung, diese Informationen Verbrauchern gegenüber bereitzustellen, 
ergänzt die Rechte von Verbrauchern nach den Richtlinien (EU) 2019/770 und (EU) 2019/771 und lässt diese 
unberührt.

(26) Ein guter Indikator für die Haltbarkeit von Waren ist die gewerbliche Haltbarkeitsgarantie des Herstellers im Sinne 
des Artikels 17 der Richtlinie (EU) 2019/771. Bei der gewerblichen Haltbarkeitsgarantie des Herstellers handelt es 
sich um ein Versprechen des Herstellers gegenüber dem Verbraucher in Bezug auf die Haltbarkeit einer Ware. 
Genauer gesagt handelt es sich um ein Versprechen, dass eine Ware bei normaler Verwendung die geforderten 
Funktionen und die geforderte Leistung beibehält. Um Verbraucher darüber zu informieren, dass für bestimmte 
Waren Haltbarkeitsgarantien gegeben werden, sollten Verbrauchern diese Informationen in Form einer 
harmonisierten Kennzeichnung zur Verfügung gestellt werden. Unternehmer, die Waren verkaufen, sollten 
verpflichtet werden, Verbraucher über das Bestehen und die Dauer der gewerblichen Haltbarkeitsgarantie zu 
informieren, die vom Hersteller ohne zusätzliche Kosten für die gesamte Ware und für einen Zeitraum von mehr als 
zwei Jahren gewährt wird, wenn der Hersteller dem Unternehmer diese Informationen zur Verfügung stellt. Der 
Unternehmer sollte nicht verpflichtet sein, z. B. auf produktspezifischen Websites aktiv nach diesen Informationen 
des Herstellers zu suchen. Um zu verhindern, dass Verbraucher die gewerbliche Haltbarkeitsgarantie und das 
gesetzliche Gewährleistungsrecht verwechseln, sollten Verbraucher auf der harmonisierten Kennzeichnung darauf 
hingewiesen werden, dass sie auch das gesetzliche Gewährleistungsrecht in Anspruch nehmen können.

(13) Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 über die Rechte der Verbraucher, zur 
Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie 
zur Aufhebung der Richtlinie 85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
(ABl. L 304 vom 22.11.2011, S. 64).

(14) Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für 
Produkte und Dienstleistungen (ABl. L 151 vom 7.6.2019, S. 70).
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(27) Aktuelle Berichte haben gezeigt, dass Verbraucher ihre gesetzlichen Rechte gemäß der Richtlinie (EU) 2019/771 oft 
nicht kennen. Daher sollten Verbraucher über eine harmonisierte Mitteilung an das Bestehen und die wichtigsten 
Elemente des gesetzlichen Gewährleistungsrechts erinnert werden, einschließlich seiner Mindestdauer von zwei 
Jahren und eines allgemeinen Verweises auf die Möglichkeit, dass die Dauer des gesetzlichen Gewährleistungsrechts 
nach nationalem Recht länger sein kann. Dadurch wird eine mögliche Verwechslung mit den Informationen über 
die gewerbliche Haltbarkeitsgarantie verhindert.

(28) Die harmonisierte Kennzeichnung sollte in hervorgehobener Weise ausgestellt und so verwendet werden, dass 
Verbraucher leicht erkennen können, für welche bestimmte Ware eine gewerbliche Haltbarkeitsgarantie gilt, die vom 
Hersteller für die gesamte Ware ohne zusätzliche Kosten und für einen Zeitraum von mehr als zwei Jahren gewährt 
wird, indem die Kennzeichnung beispielsweise direkt auf der Verpackung der Waren, in hervorgehobener Weise auf 
dem Regal, auf dem die unter eine solche Garantie fallenden Waren platziert werden, ausgestellt wird oder indem 
es — im Falle eines Online-Verkaufs — direkt neben dem Bild der Ware angebracht wird. Hersteller, die derartige 
gewerblichen Haltbarkeitsgarantien anbieten, können die harmonisierte Kennzeichnung selbst direkt auf den 
betreffenden Waren oder auf ihrer Verpackung anbringen, um einen wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen. Die 
Unternehmer sollten sicherstellen, dass die harmonisierte Kennzeichnung deutlich sichtbar ist. Mit der 
harmonisierten Mitteilung sollten Verbraucher hingegen allgemein auf das gesetzliche Gewährleistungsrecht 
hingewiesen werden, das gemäß der Richtlinie (EU) 2019/771 für alle Waren gilt. Die harmonisierte Mitteilung 
sollte in hervorgehobener Weise ausgestellt werden, z. B. auf einem Plakat in auffälliger Weise an einer Wand im 
Geschäft, neben dem Kassenschalter oder im Falle von Online-Verkäufen als allgemeine Erinnerung auf der Website 
des Unternehmers, der die Ware verkauft.

(29) Der Kommission sollten Durchführungsbefugnisse in Bezug auf die Gestaltung und den Inhalt der harmonisierten 
Kennzeichnung und der harmonisierten Mitteilung übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (15) ausgeübt werden.

(30) Angesichts der Mindestdauer des gesetzlichen Gewährleistungsrechts von zwei Jahren gemäß der Richtlinie 
(EU) 2019/771 und der Tatsache, dass viele Produktmängel nach diesem Zeitraum auftreten, sollte die Pflicht des 
Unternehmers, Verbraucher in Form einer harmonisierten Kennzeichnung über das Bestehen und die Dauer einer 
gewerblichen Haltbarkeitsgarantie des Herstellers zu informieren, nur bei gewerblichen Haltbarkeitsgarantien gelten, 
die für einen Zeitraum von mehr als zwei Jahren gewährt werden. Darüber hinaus sollte die harmonisierte 
Kennzeichnung die Verbraucher an das Bestehen des gesetzlichen Gewährleistungsrechts erinnern.

(31) Um es Verbrauchern zu erleichtern, beim Vergleich von Waren vor Vertragsschluss eine informierte geschäftliche 
Entscheidung zu treffen, sollten die Unternehmer Verbraucher über das Bestehen und die Dauer der gewerblichen 
Haltbarkeitsgarantie des Herstellers für die gesamte Ware und nicht für bestimmte Bestandteile der Ware informieren.

(32) Den Herstellern und Verkäufern sollte es weiterhin freistehen, andere Arten gewerblicher Garantien und 
Kundendienste anzubieten. Die Verbrauchern bereitgestellten Informationen über andere gewerbliche Garantien 
oder Dienste sollten Verbraucher hinsichtlich des Bestehens und der Dauer der gewerblichen Haltbarkeitsgarantie, 
die vom Hersteller ohne zusätzliche Kosten für die gesamte Ware und mit einer Dauer von mehr als zwei Jahren 
gewährt wird und für die eine harmonisierte Kennzeichnung verwendet wird, jedoch nicht verwirren.

(33) Damit Verbraucher besser informierte Entscheidungen treffen können und um den Wettbewerb zwischen den 
Herstellern hinsichtlich der Haltbarkeit von Waren mit digitalen Elementen zu fördern, sollten die Unternehmer, die 
solche Waren verkaufen, Verbraucher über den Mindestzeitraum informieren, für den der Hersteller sich verpflichtet, 
für diese Waren Softwareaktualisierungen zur Verfügung zu stellen, ausgedrückt als Zeitraum oder durch Angabe 
eines Datums. Ebenso sollten Unternehmer, die digitale Inhalte und digitale Dienstleistungen anbieten, Verbraucher 
über den Mindestzeitraum informieren, für den der Anbieter der digitalen Inhalte oder digitalen Dienstleistungen 
sich verpflichtet, Softwareaktualisierungen, einschließlich Sicherheitsaktualisierungen, die für den Erhalt der 

(15) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen 
Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefugnisse durch die Kommission 
kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).
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Vertragsmäßigkeit der digitalen Inhalte und digitalen Dienstleistungen erforderlich sind, bereitzustellen. Diese 
Verpflichtung sollte sicherstellen, dass Verbraucher diese Informationen auf einfache und verständliche Weise 
erhalten, damit sie unterschiedliche Mindestzeiträume vergleichen können. Dies gilt unbeschadet der im 
Unionsrecht, insbesondere in den Richtlinien (EU) 2019/770 und (EU) 2019/771 und gegebenenfalls in produktspe­
zifischem Unionsrecht, festgelegten Verpflichtungen. Die Informationen über Softwareaktualisierungen sollten in 
einer Weise bereitgestellt werden, die gemäß der Richtlinie 2005/29/EG nicht irreführend ist. Die Unternehmer 
sollten nur zur Bereitstellung dieser Informationen verpflichtet sein, wenn der Hersteller oder Anbieter diese 
Informationen zur Verfügung gestellt hat.

(34) Gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e und Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe m der Richtlinie 2011/83/EU sind 
Unternehmer verpflichtet, Verbrauchern, bevor der Vertrag für sie verbindlich wird, Informationen über das 
Bestehen und die Bedingungen von Kundendienstleistungen, einschließlich Reparaturdienstleistungen, 
bereitzustellen, wenn diese Dienstleistungen angeboten werden. Um Verbraucher darüber hinaus in die Lage zu 
versetzen, eine informierte geschäftliche Entscheidung zu treffen und Waren auszuwählen, die einfacher zu 
reparieren sind, sollten Gewerbetreibende, bevor Verbraucher vertraglich gebunden sind, gegebenenfalls den 
Reparierbarkeitswert der Ware, die der Hersteller bereitstellt und auf Unionsebene festgelegt ist, zur Verfügung 
stellen.

(35) Um sicherzustellen, dass Verbraucher in den Fällen, in denen kein Reparierbarkeitswert auf Unionsebene festgelegt 
ist, über die Reparierbarkeit der von ihnen gekauften Waren gut informiert sind, sollten Unternehmer andere 
relevante Reparaturinformationen zur Verfügung stellen, die vom Hersteller zur Verfügung gestellt wurden, wie 
Informationen über die Verfügbarkeit, die geschätzten Kosten und das Verfahren für die Bestellung von Ersatzteilen, 
die für den Erhalt der Vertragsmäßigkeit der Waren erforderlich sind, über die Verfügbarkeit von Reparatur- und 
Wartungsanleitungen und über Reparatureinschränkungen.

(36) Unternehmer sollten Verbrauchern die harmonisierte Kennzeichnung, Informationen über den Mindestzeitraum für 
Aktualisierungen und andere Reparaturinformationen als den Reparierbarkeitswert bereitstellen, wenn der Hersteller 
oder der Anbieter von digitalen Inhalten oder digitalen Dienstleistungen, wenn es sich hierbei nicht um den 
Unternehmer selbst handelt, die relevanten Informationen zur Verfügung stellt. In Bezug auf Waren sollte der 
Unternehmer Verbrauchern insbesondere diejenigen Informationen übermitteln, die der Hersteller dem 
Unternehmer bereitgestellt hat oder die er beabsichtigt hat, Verbrauchern vor Vertragsschluss auf andere Weise 
direkt zur Verfügung zu stellen, indem sie auf dem Produkt selbst, auf der Verpackung oder auf Anhängern und 
Etiketten angegeben werden, die Verbraucher vor Vertragsschluss üblicherweise einsehen würden. Unternehmer 
sollten nicht verpflichtet sein, z. B. auf produktspezifischen Websites aktiv nach diesen Informationen des 
Herstellers zu suchen. Gleichzeitig läge es im Interesse der Hersteller, derartige Informationen proaktiv zur 
Verfügung zu stellen, um einen wirtschaftlichen Vorteil zu erzielen.

(37) Unternehmer sollten Verbraucher gegebenenfalls über die Verfügbarkeit umweltfreundlicher Lieferoptionen wie die 
Lieferung von Waren mit Lastenfahrrädern oder elektrischen Lieferfahrzeugen oder die Möglichkeit gebündelter 
Versandoptionen informieren.

(38) Wenn ein auf elektronischem Wege geschlossener Fernabsatzvertrag den Verbraucher zur Zahlung verpflichtet, 
sollte der Unternehmer den Verbraucher darüber hinaus klar und in hervorgehobener Weise und unmittelbar bevor 
der Verbraucher eine Bestellung tätigt auf die harmonisierte Kennzeichnung — immer wenn sie zur Verfügung 
gestellt wird — hinweisen, um sicherzustellen, dass der Verbraucher diese Informationen berücksichtigen kann.

(39) Die Richtlinien 2005/29/EG und 2011/83/EU sollten weiterhin als „Sicherheitsnetz“ fungieren, um dafür Sorge zu 
tragen, dass ein hohes Verbraucherschutzniveau in allen Sektoren aufrechterhalten werden kann, indem sie sektor- 
und produktspezifische Rechtsvorschriften der Union ergänzen, die im Falle eines Konflikts Vorrang haben.

(40) Da die Ziele dieser Richtlinie, nämlich Verbraucher zur Förderung nachhaltigen Konsums in die Lage zu versetzen, 
besser informierte geschäftliche Entscheidungen zu treffen, Praktiken zu beseitigen, die die nachhaltige Wirtschaft 
schädigen und Verbraucher daran hindern, nachhaltige Konsumentscheidungen zu treffen, sowie eine bessere und 
kohärentere Anwendung des Verbraucherrechtsrahmens der Union sicherzustellen, von den Mitgliedstaaten nicht 
ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen des unionsweiten Charakters des Problems auf 
Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die 
Europäische Union verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel 
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Richtlinie nicht über das für die Verwirklichung dieser 
Ziele erforderliche Maß hinaus.
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(41) Gemäß der Gemeinsamen Politischen Erklärung vom 28. September 2011 der Mitgliedstaaten und der Kommission 
zu erläuternden Dokumenten (16) haben sich die Mitgliedstaaten verpflichtet, in begründeten Fällen zusätzlich zur 
Mitteilung ihrer Umsetzungsmaßnahmen ein oder mehrere Dokumente zu übermitteln, in denen der 
Zusammenhang zwischen den Bestandteilen einer Richtlinie und den entsprechenden Teilen nationaler Umsetzungs­
instrumente erläutert wird. Bei dieser Richtlinie hält der Gesetzgeber die Übermittlung derartiger Dokumente für 
gerechtfertigt.

(42) Um die ordnungsgemäße Anwendung der vorliegenden Richtlinie zu erleichtern, ist es wichtig, dass die Kommission 
die Leitlinien zu den Richtlinien 2005/29/EG und 2011/83/EU stetig aktualisiert, um dem Inhalt der vorliegenden 
Richtlinie Rechnung zu tragen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Änderung der Richtlinie 2005/29/EG

Die Richtlinie 2005/29/EG wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 wird Absatz 1 wie folgt geändert:

a) Folgender Buchstabe wird eingefügt:

„ca) ‚Waren‘ Waren im Sinne von Artikel 2 Nummer 5 der Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments 
und des Rates (*);

_____________
(*) Richtlinie (EU) 2019/771 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 über bestimmte 

vertragsrechtliche Aspekte des Warenkaufs, zur Änderung der Verordnung (EU) 2017/2394 und der 
Richtlinie 2009/22/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/44/EG (ABl. L 136 vom 22.5.2019, S. 28).“

b) Die folgenden Buchstaben werden angefügt:

„o) ‚Umweltaussage‘, unabhängig von ihrer Form, eine Aussage oder Darstellung, die nach Unionsrecht oder 
nationalem Recht nicht verpflichtend ist, einschließlich Darstellungen durch Text, Bilder, grafische Elemente 
oder Symbole wie beispielsweise Etiketten, Markennamen, Firmennamen oder Produktbezeichnungen, im 
Kontext einer kommerziellen Kommunikation, und in der ausdrücklich oder stillschweigend angegeben wird, 
dass ein Produkt, eine Produktkategorie, eine Marke oder ein Gewerbetreibender eine positive oder keine 
Auswirkung auf die Umwelt hat oder weniger schädlich für die Umwelt ist als andere Produkte, Produktka­
tegorien, Marken bzw. Gewerbetreibende oder seine bzw. ihre Auswirkung im Laufe der Zeit verbessert wurde;

p) ‚allgemeine Umweltaussage‘ eine schriftlich oder mündlich getätigte Umweltaussage, einschließlich über 
audiovisuelle Medien, die nicht auf einem Nachhaltigkeitssiegel enthalten ist und bei der die Spezifizierung der 
Aussage nicht auf demselben Medium klar und in hervorgehobener Weise angegeben ist;

q) ‚Nachhaltigkeitssiegel‘ ein freiwilliges öffentliches oder privates Vertrauenssiegel, Gütezeichen oder Ähnliches, 
mit dem Ziel, ein Produkt, ein Verfahren oder eine Geschäftstätigkeit in Bezug auf ihre ökologischen oder 
sozialen Merkmale oder beides hervorzuheben oder zu fördern, ausgenommen alle verpflichtenden 
Kennzeichnungen gemäß Unionsrecht oder nationalem Recht;

r) ‚Zertifizierungssystem‘ ein System der Überprüfung durch Dritte, mit dem zertifiziert wird, dass ein Produkt, ein 
Verfahren oder eine Geschäftstätigkeit bestimmte Anforderungen erfüllt, das die Verwendung eines 
entsprechenden Nachhaltigkeitssiegels ermöglicht, und dessen Bedingungen, einschließlich seiner 
Anforderungen, öffentlich einsehbar sind und folgende Kriterien erfüllen:

i) das System steht allen Gewerbetreibenden, die bereit und in der Lage sind, die Anforderungen des Systems 
zu erfüllen, unter transparenten, lauteren und diskriminierungsfreien Bedingungen offen;

ii) die Anforderungen des Systems werden vom Systeminhaber in Absprache mit einschlägigen 
Sachverständigen und Interessenträgern ausgearbeitet;

(16) ABl. C 369 vom 17.12.2011, S. 14.
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iii) in dem System sind Verfahren für den Umgang mit Verstößen gegen die Anforderungen des Systems 
festgelegt und es ist der Entzug oder die Aussetzung der Verwendung des Nachhaltigkeitssiegels durch den 
Gewerbetreibenden im Falle von Verstößen gegen die Anforderungen des Systems vorgesehen; und

iv) die Überwachung der Einhaltung der Anforderungen des Systems durch einen Gewerbetreibenden unterliegt 
einem objektiven Verfahren und wird von einem Dritten durchgeführt, dessen Kompetenz und 
Unabhängigkeit sowohl vom Systeminhaber als auch vom Gewerbetreibenden auf internationalen, 
unionsweiten oder nationalen Normen und Verfahren beruht;

s) ‚anerkannte hervorragende Umweltleistung‘ die Umweltleistung im Einklang mit der Verordnung (EG) 
Nr. 66/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates (*), mit nationalen oder regionalen Umweltkennzei­
chenregelungen nach EN ISO 14024 Typ I, die in den Mitgliedstaaten offiziell anerkannt sind, oder mit 
Umwelthöchstleistungen nach sonstigem geltenden Unionsrecht;

t) ‚Haltbarkeit‘ die Haltbarkeit im Sinne des Artikels 2 Nummer 13 der Richtlinie (EU) 2019/771;

u) ‚Softwareaktualisierung‘ eine Aktualisierung, einschließlich einer Sicherheitsaktualisierung, die für den Erhalt der 
Vertragsmäßigkeit von Waren mit digitalen Elementen, digitalen Inhalten und digitalen Dienstleistungen nach 
der Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates (**) und der Richtlinie (EU) 2019/771 
erforderlich ist, oder eine Funktionsaktualisierung;

v) ‚Betriebsstoff‘ jeden Bestandteil einer Ware, der wiederholt verbraucht wird und ersetzt oder aufgefüllt werden 
muss, damit die Ware bestimmungsgemäß funktioniert;

w) ‚Funktionalität‘ die Funktionalität im Sinne des Artikels 2 Nummer 9 der Richtlinie (EU) 2019/771.

_____________
(*) Verordnung (EG) Nr. 66/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 über das 

EU-Umweltzeichen (ABl. L 27 vom 30.1.2010, S. 1).
(**) Richtlinie (EU) 2019/770 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2019 über bestimmte 

vertragsrechtliche Aspekte der Bereitstellung digitaler Inhalte und digitaler Dienstleistungen (ABl. L 136 vom 
22.5.2019, S. 1).“

2. Artikel 6 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Buchstabe b erhält folgende Fassung:

„b) die wesentlichen Merkmale des Produkts wie Verfügbarkeit, Vorteile, Risiken, Ausführung, Zusammensetzung, 
ökologische und soziale Merkmale, Zubehör, Zirkularitätsaspekte wie Haltbarkeit, Reparierbarkeit oder 
Recyclingfähigkeit, Kundendienst und Beschwerdeverfahren, Verfahren und Zeitpunkt der Herstellung oder 
Erbringung, Lieferung, Zwecktauglichkeit, Verwendung, Menge, Beschaffenheit, geografische oder 
kommerzielle Herkunft oder die von der Verwendung zu erwartenden Ergebnisse oder die Ergebnisse und 
wesentlichen Merkmale von Tests oder Untersuchungen, denen das Produkt unterzogen wurde.“

b) In Absatz 2 werden die folgenden Buchstaben angefügt:

„d) Treffen einer Umweltaussage über die künftige Umweltleistung ohne klare, objektive, öffentlich einsehbare und 
überprüfbare Verpflichtungen, die in einem detaillierten und realistischen Umsetzungsplan festgelegt sind, der 
messbare und zeitgebundene Ziele sowie weitere relevante Elemente umfasst, die zur Unterstützung seiner 
Umsetzung erforderlich sind, wie die Zuweisung von Ressourcen, und der regelmäßig von einem unabhängigen 
externen Sachverständigen überprüft wird, dessen Erkenntnisse Verbrauchern zur Verfügung gestellt werden;

e) Werbung mit Vorteilen für Verbraucher, die irrelevant sind und sich nicht aus einem Merkmal des Produkts oder 
der Geschäftstätigkeit ergeben.“

3. In Artikel 7 wird folgender Absatz angefügt:

„(7) Bietet ein Gewerbetreibender einen Dienst an, die Produkte vergleicht und dem Verbraucher Informationen über 
ökologische oder soziale Merkmale oder über Zirkularitätsaspekte wie Haltbarkeit, Reparierbarkeit oder Recycling­
fähigkeit der Produkte oder der Lieferanten dieser Produkte bereitstellt, werden Informationen über die 
Vergleichsmethode, die betreffenden Produkte und die Lieferanten dieser Produkte sowie die bestehenden 
Maßnahmen, um die Informationen auf dem neuesten Stand zu halten, als wesentliche Informationen angesehen.“
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4. Anhang I wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert.

Artikel 2

Änderung der Richtlinie 2011/83/EU

Die Richtlinie 2011/83/EU wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 werden die folgenden Nummern eingefügt:

„14a. ‚gewerbliche Haltbarkeitsgarantie‘ eine gewerbliche Haltbarkeitsgarantie des Herstellers im Sinne des Artikels 17 
der Richtlinie (EU) 2019/771, nach der ein Hersteller direkt gegenüber dem Verbraucher während des gesamten 
Zeitraums der gewerblichen Haltbarkeitsgarantie auf Nachbesserung der Waren oder Ersatzlieferung gemäß 
Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2019/771 haftet, wenn die jeweilige Ware nicht entsprechend haltbar ist;

14b. ‚Haltbarkeit‘ die Haltbarkeit im Sinne des Artikels 2 Nummer 13 der Richtlinie (EU) 2019/771;

14c. ‚Hersteller‘ den Hersteller im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie (EU) 2019/771;

14d. ‚Reparierbarkeitswert‘ einen Wert, der die Reparierbarkeit einer Ware auf der Grundlage von auf Unionsebene 
festgelegten harmonisierten Anforderungen ausdrückt;

14e. ‚Softwareaktualisierung‘ eine kostenfreie Aktualisierung, einschließlich einer Sicherheitsaktualisierung, die für 
den Erhalt der Vertragsmäßigkeit von Waren mit digitalen Elementen, digitalen Inhalten und digitalen 
Dienstleistungen nach den Richtlinien (EU) 2019/770 und (EU) 2019/771 erforderlich ist;“.

2. Artikel 5 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe e erhält folgende Fassung:

„e) das Bestehen eines gesetzlichen Gewährleistungsrechts für Waren und seine wichtigsten Elemente, einschließlich 
seiner Mindestdauer von zwei Jahren gemäß der Richtlinie (EU) 2019/771, in hervorgehobener Weise unter 
Verwendung der in Artikel 22a dieser Richtlinie genannten harmonisierten Mitteilung;“

b) Folgende Buchstaben werden eingefügt:

„ea) wenn der Hersteller dem Verbraucher eine gewerbliche Haltbarkeitsgarantie für die gesamte Ware ohne 
zusätzliche Kosten und mit einer Dauer von mehr als zwei Jahren gewährt und diese Informationen dem 
Unternehmer zur Verfügung stellt, die Information, dass für diese Ware eine solche Garantie gilt, deren Dauer 
und einen Hinweis auf das Bestehen des gesetzlichen Gewährleistungsrechts, in hervorgehobener Weise unter 
Verwendung der in Artikel 22a genannten harmonisierten Kennzeichnung;

eb) das Bestehen eines gesetzlichen Gewährleistungsrechts für digitale Inhalte und digitale Dienstleistungen;

ec) gegebenenfalls das Bestehen und die Bedingungen von Kundendienstleistungen und gewerblichen Garantien;

ed) für Waren mit digitalen Elementen, für digitale Inhalte und für digitale Dienstleistungen den Mindestzeitraum, 
ausgedrückt als Zeitraum oder durch Angabe eines Datums, in dem der Hersteller oder der Anbieter 
Softwareaktualisierungen bereitstellt, sofern der Hersteller oder der Anbieter dem Unternehmer die 
Informationen zur Verfügung stellt.“

c) Die folgenden Buchstaben werden angefügt:

„i) gegebenenfalls den Reparierbarkeitswert der Waren;

j) wenn Buchstabe i nicht anwendbar ist und sofern der Hersteller dem Unternehmer die Informationen zur 
Verfügung stellt, Informationen über die Verfügbarkeit, die geschätzten Kosten und das Verfahren für die 
Bestellung von Ersatzteilen, die für den Erhalt der Vertragsmäßigkeit der Waren erforderlich sind, über die 
Verfügbarkeit von Reparatur- und Wartungsanleitungen und über Reparatureinschränkungen.“
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3. Artikel 6 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) Buchstabe g erhält folgende Fassung:

„g) die Zahlungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen, einschließlich, sofern verfügbar, umweltfreundlicher 
Liefermöglichkeiten, den Termin, bis zu dem sich der Unternehmer verpflichtet, die Waren zu liefern oder die 
Dienstleistung zu erbringen und gegebenenfalls das Verfahren des Unternehmers zum Umgang mit 
Beschwerden;“.

b) Buchstabe l erhält folgende Fassung:

„l) das Bestehen eines gesetzlichen Gewährleistungsrechts für Waren und seine wichtigsten Elemente, einschließlich 
seiner Mindestdauer von zwei Jahren gemäß der Richtlinie (EU) 2019/771, in hervorgehobener Weise unter 
Verwendung der in Artikel 22a dieser Richtlinie genannten harmonisierten Mitteilung;“.

c) Folgende Buchstaben werden eingefügt:

„la) wenn der Hersteller dem Verbraucher eine gewerbliche Haltbarkeitsgarantie ohne zusätzliche Kosten für die 
gesamte Ware und mit einer Dauer von mehr als zwei Jahren gewährt und diese Informationen dem 
Unternehmer zur Verfügung stellt, die Information, dass für diese Ware eine solche Garantie gilt, deren Dauer 
und einen Hinweis auf das Bestehen des gesetzlichen Gewährleistungsrechts, in hervorgehobener Weise unter 
Verwendung der in Artikel 22a genannten harmonisierten Kennzeichnung;

lb) einen Hinweis auf das Bestehen des gesetzlichen Gewährleistungsrechts für digitale Inhalte und digitale 
Dienstleistungen;

lc) für Waren mit digitalen Elementen, für digitale Inhalte und für digitale Dienstleistungen den Mindestzeitraum, 
ausgedrückt als Zeitraum oder durch Angabe eines Datums, in dem der Hersteller oder der Anbieter 
Softwareaktualisierungen bereitstellt, sofern der Hersteller oder der Anbieter dem Unternehmer die 
Informationen zur Verfügung stellt.“

d) Die folgenden Buchstaben werden angefügt:

„u) gegebenenfalls den Reparierbarkeitswert der Waren;

v) wenn Buchstabe u nicht anwendbar ist und sofern der Hersteller dem Unternehmer die Informationen zur 
Verfügung stellt, Informationen über die Verfügbarkeit, die geschätzten Kosten und das Verfahren für die 
Bestellung von Ersatzteilen, die für den Erhalt der Vertragsmäßigkeit der Waren erforderlich sind, über die 
Verfügbarkeit von Reparatur- und Wartungsanleitungen sowie über Reparatureinschränkungen.“

4. Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 1 erhält folgende Fassung:

„(2) Wenn ein auf elektronischem Wege geschlossener Fernabsatzvertrag den Verbraucher zur Zahlung verpflichtet, 
weist der Unternehmer den Verbraucher klar und in hervorgehobener Weise, und unmittelbar bevor dieser seine 
Bestellung tätigt, auf die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben a, e, la, o und p genannten Informationen hin.“

5. Folgender Artikel wird in Kapitel V eingefügt:

„Artikel 22a

Harmonisierte Mitteilung und harmonisierte Kennzeichnung

(1) Um sicherzustellen, dass die Verbraucher in der gesamten Union gut informiert sind und ihre Rechte leicht 
verstehen können, wird für die Bereitstellung von Informationen gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e und Artikel 6 
Absatz 1 Buchstabe l eine harmonisierte Mitteilung und für die Bereitstellung von Informationen gemäß Artikel 5 
Absatz 1 Buchstabe ea und Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe la eine harmonisierte Kennzeichnung verwendet.

(2) Bis 27. September 2025 legt die Kommission im Wege von Durchführungsrechtsakten die Gestaltung und den 
Inhalt der in Absatz 1 genannten harmonisierten Mitteilung fest.

(3) Die harmonisierte Mitteilung enthält die wichtigsten Elemente des gesetzlichen Gewährleistungsrechts, 
einschließlich seiner in der Richtlinie (EU) 2019/771 festgelegten Mindestdauer von zwei Jahren und eines allgemeinen 
Verweises darauf, dass das gesetzliche Gewährleistungsrecht nach nationalem Recht länger sein kann.
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(4) Bis 27. September 2025 legt die Kommission im Wege von Durchführungsrechtsakten die Gestaltung und den 
Inhalt der in Absatz 1 genannten harmonisierten Kennzeichnung fest.

(5) Die harmonisierte Mitteilung und die harmonisierte Kennzeichnung sind für die Verbraucher leicht erkennbar 
und verständlich sowie für Unternehmer leicht zu verwenden und zu reproduzieren.

(6) Diese Durchführungsrechtsakte werden gemäß dem in Artikel 27a genannten Prüfverfahren erlassen.“

6. Folgender Artikel wird eingefügt:

„Artikel 27a

Ausschussverfahren

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der 
Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates (*).

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

_____________
(*) Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung 

der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbe­
fugnisse durch die Kommission kontrollieren (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 13.“

Artikel 3

Berichterstattung durch die Kommission und Überprüfung

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat bis 27. September 2031 einen Bericht über die 
Anwendung dieser Richtlinie vor.

Dieser Bericht enthält eine Bewertung des Beitrags der vorliegenden Richtlinie zur Stärkung der Verbraucherrechte, 
insbesondere der Wirksamkeit der harmonisierten Kennzeichnung und der harmonisierten Mitteilung zur Verbesserung 
der Verfügbarkeit von gewerblichen Haltbarkeitsgarantien und des Verständnisses der Verbraucher davon sowie der 
Kenntnis der Verbraucher ihrer Ansprüche im Rahmen des gesetzlichen Gewährleistungsrechts. Darüber hinaus werden in 
dem Bericht der Gesamtbeitrag der vorliegenden Richtlinie zur Beteiligung der Verbraucher am ökologischen Wandel und 
ihre Auswirkungen auf die Unternehmer bewertet.

Dieser Bericht wird erforderlichenfalls zusammen mit einschlägigen Gesetzgebungsvorschlägen vorgelegt.

Artikel 4

Umsetzung

(1) Bis zum 27. März 2026 erlassen und veröffentlichen die Mitgliedstaaten die Maßnahmen, die erforderlich sind, um 
dieser Richtlinie nachzukommen. Sie teilen dies der Kommission unverzüglich mit.

Sie wenden diese Maßnahmen ab dem 27. September 2026 an.

Bei Erlass dieser Maßnahmen nehmen die Mitgliedstaaten in den Maßnahmen selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten legen die Methode einer solchen Bezugnahme 
fest.

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der wichtigsten nationalen Maßnahmen mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen.
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Artikel 5

Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 6

Adressaten

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Geschehen zu Straßburg am 28. Februar 2024.

Im Namen des Europäischen Parlaments
Die Präsidentin
R. METSOLA

Im Namen des Rates
Der Präsident
M. MICHEL
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ANHANG 

Anhang I der Richtlinie 2005/29/EG wird wie folgt geändert:

(1) Folgende Nummer wird eingefügt:

„2a. Anbringen eines Nachhaltigkeitssiegels, das nicht auf einem Zertifizierungssystem beruht oder nicht von 
staatlichen Stellen festgesetzt wurde.“

(2) Die folgenden Nummern werden eingefügt:

„4a. Treffen einer allgemeinen Umweltaussage, wobei der Gewerbetreibende die anerkannte hervorragende 
Umweltleistung, auf die sich die Aussage bezieht, nicht nachweisen kann.

4b. Treffen einer Umweltaussage zum gesamten Produkt oder der gesamten Geschäftstätigkeit des 
Gewerbetreibenden, wenn sie sich nur auf einen bestimmten Aspekt des Produkts oder eine bestimmte Aktivität 
der Geschäftstätigkeit des Gewerbetreibenden bezieht.

4c. Treffen einer Aussage, die sich auf der Kompensation von Treibhausgasemissionen begründet und wonach ein 
Produkt hinsichtlich der Treibhausgasemissionen neutrale, verringerte oder positive Auswirkungen auf die 
Umwelt hat.“

(3) Folgende Nummer wird eingefügt:

„10a. Präsentation von Anforderungen, die kraft Gesetzes für alle Produkte in der betreffenden Produktkategorie auf 
dem Unionsmarkt gelten, als Besonderheit des Angebots des Gewerbetreibenden.“

(4) Die folgenden Nummern werden eingefügt:

„23d. Zurückhaltung von Informationen gegenüber den Verbrauchern über den Umstand, dass sich eine Softwareak­
tualisierung negativ auf das Funktionieren von Waren mit digitalen Elementen oder die Nutzung digitaler 
Inhalte oder digitaler Dienstleistungen auswirken wird.

23e. Darstellung einer Softwareaktualisierung als notwendig, wenn sie lediglich der Verbesserung der Funktionalitäts­
merkmale dient.

23f. Jedwede kommerzielle Kommunikation über eine Ware, die ein zur Begrenzung ihrer Haltbarkeit eingeführtes 
Merkmal enthält, obwohl dem Gewerbetreibenden Informationen über das Merkmal und seine Auswirkungen 
auf die Haltbarkeit der Ware zur Verfügung stehen.

23g. Falsche Behauptung, dass eine Ware unter normalen Nutzungsbedingungen eine bestimmte Haltbarkeit 
hinsichtlich der Nutzungszeit oder -intensität hat.

23h. Präsentation einer Ware als reparierbar, wenn sie es nicht ist.

23i. Veranlassen des Verbrauchers, Betriebsstoffe einer Ware früher zu ersetzen oder aufzufüllen, als dies aus 
technischen Gründen notwendig ist.

23j. Zurückhaltung von Informationen darüber, dass die Funktionalität von Waren beeinträchtigt wird, wenn 
Betriebsstoffe, Ersatzteile oder Zubehör verwendet werden, die nicht vom ursprünglichen Hersteller 
bereitgestellt werden, oder die falsche Behauptung, dass eine solche Beeinträchtigung eintreten wird.“
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DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2024/831 DES RATES 

vom 4. März 2024

zur Ermächtigung Schwedens, auf von privaten Haushalten und Dienstleistungsunternehmen in 
bestimmten Gebieten Nordschwedens verbrauchten elektrischen Strom ermäßigte 

Verbrauchsteuersätze anzuwenden 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf die Richtlinie 2003/96/EG des Rates vom 27. Oktober 2003 zur Restrukturierung der gemeinschaftlichen 
Rahmenvorschriften zur Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom (1), insbesondere auf Artikel 19 
Absatz 1,

auf Vorschlag der Europäischen Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit dem Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2409 des Rates (2) wurde Schweden ermächtigt, gemäß Artikel 19 der 
Richtlinie 2003/96/EG bis zum 31. Dezember 2023 auf von privaten Haushalten und Dienstleistungsunternehmen 
in bestimmten Gebieten in Nordschweden verbrauchten elektrischen Strom einen ermäßigten Verbrauchsteuersatz 
anzuwenden.

(2) Mit Schreiben vom 11. April 2023 ersuchte Schweden um die Ermächtigung, auf den von denselben Begünstigten 
verbrauchten elektrischen Strom für einen weiteren Zeitraum von vier Jahren, d. h. vom 1. Januar 2024 bis zum 
31. Dezember 2027, einen ermäßigten Verbrauchsteuersatz anzuwenden. Die Ermäßigung soll auf 96 SEK je MWh 
begrenzt werden. Mit Schreiben vom 10. Oktober 2023 übermittelte Schweden zusätzliche Informationen und 
Erläuterungen.

(3) In den betroffenen Gebieten sind die Heizkosten aufgrund der längeren Heizperiode im Durchschnitt höher als in 
den übrigen Landesteilen. Die Senkung der Stromkosten für private Haushalte und Dienstleistungsunternehmen in 
diesen Gebieten verringert daher die Kluft zwischen den Gesamtheizkosten von Verbrauchern in Nordschweden 
und denen von Verbrauchern in den übrigen Landesteilen. Die Regelung dient somit den Zielen der Regional- und 
Kohäsionspolitik. Die Steuerermäßigung sollte nicht über das zum Ausgleich der zusätzlichen Heizkosten von 
privaten Haushalten und Dienstleistungsunternehmen in bestimmten Gebieten Nordschwedens erforderliche Maß 
hinausgehen.

(4) Die ermäßigten Steuersätze sollten über den Mindeststeuerbeträgen nach Artikel 10 der Richtlinie 2003/96/EG 
liegen.

(5) Angesichts der Randlage der Gebiete, für die diese Regelung gilt, und der Tatsache, dass die Steuerermäßigung auf 
private Haushalte und Dienstleistungsunternehmen begrenzt ist und die zusätzlichen Heizkosten in Nordschweden 
nicht überschreitet, ist nicht davon auszugehen, dass durch die Maßnahme erhebliche Wettbewerbsverzerrungen 
entstehen oder sie zu Veränderungen im Handel zwischen den Mitgliedstaaten führt.

(6) Demzufolge ist die Maßnahme im Hinblick auf das reibungslose Funktionieren des Binnenmarktes und die Wahrung 
des lauteren Wettbewerbs zulässig. Außerdem ist sie mit der Gesundheits-, Umweltschutz-, Energie- und 
Verkehrspolitik der Union vereinbar.

(7) Gemäß Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie 2003/96/EG ist jede aufgrund dieser Bestimmung gewährte Ermächtigung 
zu befristen. Damit die betroffenen privaten Haushalte und Dienstleistungsunternehmen ein ausreichendes Maß an 
Sicherheit erhalten, sollte die Ermächtigung entsprechend dem Antrag für einen Zeitraum von vier Jahren gelten. 
Allerdings sollte die Geltungsdauer dieser Ermächtigung an dem Tag enden, ab dem eine geänderte allgemeine 

(1) ABl. L 283 vom 31.10.2003, S. 51.
(2) Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2409 des Rates vom 18. Dezember 2017 zur Ermächtigung Schwedens, gemäß Artikel 19 der 

Richtlinie 2003/96/EG auf von privaten Haushalten und Dienstleistungsunternehmen in bestimmten Gebieten Nordschwedens 
verbrauchten elektrischen Strom einen ermäßigten Verbrauchsteuersatz anzuwenden (ABl. L 342 vom 21.12.2017, S. 10).
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Regelung der Besteuerung von Energieerzeugnissen und elektrischem Strom gilt, die der Rat auf der Grundlage von 
Artikel 113 oder einer anderen einschlägigen Bestimmung des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union erlässt, sofern die betreffenden Bestimmungen während der Geltungsdauer der Ermächtigung anwendbar 
werden.

(8) Um Störungen für die betroffenen privaten Haushalte und Dienstleistungsunternehmen zu vermeiden, sollte 
sichergestellt werden, dass Schweden weiterhin ohne Unterbrechung einen ermäßigten Verbrauchsteuersatz auf 
elektrischen Strom anwenden kann, der von denselben Begünstigten verbraucht wird. Die beantragte Ermächtigung 
sollte daher mit Wirkung vom 1. Januar 2024 gewährt werden, damit sie sich nahtlos an die zuvor gemäß dem 
Durchführungsbeschluss (EU) 2017/2409 geltende Regelung anschließt. Indem für die Anwendung ein Zeitpunkt 
vor dem Inkrafttreten der Sondermaßnahme vorgesehen wird, werden die berechtigten Erwartungen der 
betroffenen privaten Haushalte und Dienstleistungsunternehmen gewahrt, da die Sondermaßnahme nicht in ihre 
Rechte und Pflichten eingreift.

(9) Dieser Beschluss gilt unbeschadet der Anwendung der Unionsvorschriften für staatliche Beihilfen —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Schweden wird ermächtigt, auf den von privaten Haushalten und Dienstleistungsunternehmen in den im Anhang 
aufgeführten Gemeinden verbrauchten elektrischen Strom einen ermäßigten Verbrauchsteuersatz anzuwenden. Die 
Ermäßigung gegenüber dem nationalen Regelsatz für elektrischen Strom darf nicht über das zum Ausgleich der 
zusätzlichen Heizkosten, die im Vergleich zu den übrigen Gebieten Schwedens aufgrund der nördlichen Lage entstehen, 
erforderliche Maß hinausgehen und 96 SEK je MWh nicht übersteigen.

(2) Die ermäßigten Steuersätze stehen im Einklang mit der Richtlinie 2003/96/EG und insbesondere mit den 
Mindeststeuerbeträgen gemäß Artikel 10 der genannten Richtlinie.

Artikel 2

Dieser Beschluss gilt vom 1. Januar 2024 bis zum 31. Dezember 2027.

Artikel 3

Dieser Beschluss ist an das Königreich Schweden gerichtet.

Geschehen zu Brüssel am 4. März 2024.

Im Namen des Rates
Die Präsidentin

A. VERLINDEN
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ANHANG 

Regionen Gemeinden

Norrbottens län Alle Gemeinden

Västerbottens län Alle Gemeinden

Jämtlands län Alle Gemeinden

Västernorrlands län Sollefteå, Ånge, Örnsköldsvik

Gävleborgs län Ljusdal

Dalarnas län Malung-Sälen, Mora, Orsa, Älvdalen

Värmlands län Torsby

ABl. L vom 6.3.2024 DE  



ELI: http://data.europa.eu/eli/reg_impl/2024/256/corrigendum/2024-03-06/oj 1/1

Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2024/256 der Kommission vom 17. Januar 2024
zur Änderung der Durchführungsverordnung (EU) 2020/1158 der Kommission über die 
Einfuhrbedingungen für Lebens- und Futtermittel mit Ursprung in Drittländern nach dem Unfall im 

Kernkraftwerk Tschernobyl 

(Amtsblatt der Europäischen Union L, 2024/256, 18. Januar 2024) 

Seite 6, Anhang zur Änderung von Anhang II der Durchführungsverordnung (EU) 2020/1158, Tabelle, KN-Code 
ex 0711 59 00, rechte Spalte, Absatz 2:

Anstatt: „Mischungen von anderen Zucht- und Wildpilzen oder Zucht- und Wildtrüffeln, vorläufig haltbar 
gemacht, zum unmittelbaren Genuss nicht geeignet“

muss es heißen: „Mischungen von anderen Zucht- und Wildpilzen und Zucht- und Wildtrüffeln, vorläufig haltbar 
gemacht, zum unmittelbaren Genuss nicht geeignet“
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Berichtigung der Durchführungsverordnung (EU) 2022/2454 der Kommission vom 14. Dezember 
2022 zur Festlegung technischer Durchführungsstandards für die Anwendung der 
Richtlinie 2002/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf die aufsichtlichen 

Meldungen von Risikokonzentrationen und gruppeninternen Transaktionen 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 324 vom 19. Dezember 2022) 

1. Seite 79, Anhang II Teil II Nummer 1.2 Erläuterungen zu Linie C FC0010 zu Versicherungs-/Rückversicherungstran­
saktionen:

Anstatt: „‚FC0010‘ entspricht der Summe der unter ‚FC0160‘ im Blatt ‚FC.04 Versicherung – 
Rückversicherung‘ ausgewiesenen Beträge, wobei

— das Unternehmen unter ‚FC0020‘ als Unternehmen der ‚Versicherungsbranche‘ eingestuft wurde 
und

— das Unternehmen unter ‚FC0050‘ als Unternehmen der ‚Bankenbranche‘ oder der ‚Wertpapier­
dienstleistungsbranche‘ eingestuft wurde.“

muss es heißen: „‚FC0010‘ entspricht der Summe der unter ‚FC0160‘ im Blatt ‚FC.04 Versicherung – 
Rückversicherung‘ ausgewiesenen Beträge, wobei

— das Unternehmen unter ‚FC0050‘ als Unternehmen der ‚Versicherungsbranche‘ eingestuft wurde 
und

— das Unternehmen unter ‚FC0020‘ als Unternehmen der ‚Bankenbranche‘ oder der ‚Wertpapier­
dienstleistungsbranche‘ eingestuft wurde.“

2. Seite 79, Anhang II Teil II Nummer 1.2 Erläuterungen zu Linie C FC0030 zu Versicherungs-/Rückversicherungstran­
saktionen:

Anstatt: „‚FC0030‘ entspricht der Summe der unter ‚FC0160‘ im Blatt ‚FC.04 Versicherung – 
Rückversicherung‘ ausgewiesenen Beträge, wobei

— das Unternehmen unter ‚FC0020‘ als Unternehmen der ‚Versicherungsbranche‘ eingestuft wurde 
und

— das Unternehmen unter ‚FC0050‘ als ‚anderes Unternehmen der Gruppe‘ eingestuft wurde.“

muss es heißen: „‚FC0030‘ entspricht der Summe der unter ‚FC0160‘ im Blatt ‚FC.04 Versicherung – 
Rückversicherung‘ ausgewiesenen Beträge, wobei

— das Unternehmen unter ‚FC0050‘ als Unternehmen der ‚Versicherungsbranche‘ eingestuft wurde 
und

— das Unternehmen unter ‚FC0020‘ als ‚anderes Unternehmen der Gruppe‘ eingestuft wurde.“
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